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Sprechzeiten der Verwaltung und Bürgermeister
Sprechzeiten der Bürgermeister:
Gemeinde Ahlsdorf
Grundstraße 5, 06313 Ahlsdorf Tel.:
Herr Patz 0171 6233631

Termine nach Vereinbarung

Gemeinde Benndorf
Chausseestraße 1, 06308 Benndorf Tel.:
Herr Jentsch 86-220
Montag: 15.00 – 17.30 Uhr

Gemeinde Blankenheim
Kreisfelder Weg 165 a,
06528 Blankenheim Tel.:
Herr Strobach 034659 60707
1 Std. vor jeder Gemeinderatssitzung und nach Vereinbarung
Besetzung Gemeindebüro:
Mi., 12.00 – 14.00 Uhr + Do., 12.15 – 16.00 Uhr

Gemeinde Bornstedt
Karl-Marx-Straße 6,
06295 Bornstedt Tel.:
Herr Rose 03475 633176
Mittwoch: 17.00 – 18.00 Uhr

Gemeinde Helbra
Hauptstraße 24, 06311 Helbra Tel.:
Herr Wyszkowski 20317
Dienstag: 17.00 – 19.00 Uhr

Service-Büro Tel.:
Hauptstraße 10, 06311 Helbra 82869
Sprechzeiten: Mo. – Fr. 9.00 – 14.00 Uhr

Gemeinde Hergisdorf
Thomas-Müntzer-Straße 147,
06313 Hergisdorf Tel.:
Herr Colawo 0171 7550133
Donnerstag: 16.00 – 18.00 Uhr

Gemeinde Klostermansfeld
Kirchstraße 1,
06308 Klostermansfeld Tel.:
Herr Ochsner 80-120
Dienstag: 17.00 – 18.00 Uhr
und zusätzlich jeden 1. Samstag im Monat nach telefonischer 
Vereinbarung

Gemeinde Wimmelburg
Hauptstraße 73, 06313 Wimmelburg Tel.:
Herr Zinke 03475 633240
Dienstag: 17.30 – 18.30 Uhr
---------------------------------------------------------------------
Erreichbarkeit außerhalb der Öffnungszeiten
Für Aufgaben der Gefahrenabwehr ist außerhalb der Öffnungs-
zeiten die Einsatzleitstelle des Landkreises Mansfeld-Südharz 
anzurufen, über welche eine Benachrichtigung des Dienstha-
benden der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra er-
folgt.
Telefon: 03464 535 191 0
---------------------------------------------------------------------
Störungsrufnummer (kostenfrei)
Montag bis Sonntag: 0.00 - 24.00 Uhr
MITNETZ STROM 0800 2305070

Sitz: An der Hütte 1, 06311 Helbra
Tel.: 034772 50-0
Fax: 034772 27231
Internet: www.verwaltungsamt-helbra.de
E-Mail: info@verwaltungsamt-helbra.de

Sprechzeiten für alle Fachdienste:

Montag: 09.00 – 12.00 Uhr
Dienstag: 09.00 – 12.00 Uhr und

14.00 – 17.30 Uhr
Mittwoch: geschlossen
Donnerstag: 09.00 – 12.00 Uhr und

14.00 – 15.30 Uhr
Freitag: 09.00 – 12.00 Uhr

Wichtige Telefonnummern:
Verbandsgemeindebürgermeister
Zi.: 305 Sekretariat 50-101

Fachdienst Zentrale Dienste und Finanzen
Zi.: 306 FD-Leiterin 50-103

SG Zentrale Dienste
Zi.: 317 Allg. Verwaltung 50-151
Zi.: 318 Kindereinrichtungen, Kostenbeiträge, 

Bad, Kultur
50-252

Zi.: 305, Kommunalanzeiger 50-100
212 50-157

SG Finanzen
Zi.: 303 Steuern 50-313

50-314
Zi.: 315, Kasse 50-301
316 50-302

50-214
Zi.: 321 Vollstreckung 50-304

50-316

Fachdienst Bauverwaltung
Zi.: 207 FD-Leiter / Bauanträge, Bauleitplanung 50-208
Zi.: 206 Beiträge, UHV 50-213

50-215
Zi.: 220 Straßenbeleuchtung 50-254
Zi.: 223 Liegenschaften 50-306

50-307
Zi.: 204 Straßenschäden 50-209
Zi.: 220 Klimaschutzmanager 50-254

Fachdienst Ordnung und Sicherheit
SG Ordnung / Bürgerservice
Zi.: 216 SG-Leiterin / Allg. Ordnungsangelegenheiten 50-150
Zi.: 323 Einwohnermeldeangelegenheiten 50-161

50-162
Zi.: 215 Hunderegister, Fundbüro, Gewerbe 50-153
Zi.: 215 Allg. Ordnungsangelegenheiten 50-158
Zi.: 322 Standesamt, Friedhofswesen 50-159

SG Brandschutz / Außenvollzug
Zi.: SG-Leiter 50-152

Sprechzeiten Schiedsstelle: Tel.:
jeden 1. Dienstag des Monats von 50-212

16.30 – 17.30 Uhr
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I. ABSCHNITT 
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN

§ 1 
Name, Bezeichnung

Die Gemeinde führt den Namen „Ahlsdorf“. Sie besteht aus 
den Ortsteilen Ahlsdorf und Ziegelrode.

§ 2 
Wappen, Flagge, Dienstsiegel

(1) Die Gemeinde führt ein Wappen und ein Dienstsiegel.

(2) Das Wappen der Gemeinde Ahlsdorf zeigt „Schräglinks ge-
teilt von Grün und Silber (weiß); oben ein aus der Teilung wach-
sender, silberner (weiß) Bergmann mit schwarzer Bergmanns-
kappe, in der rechten eine Schaufel haltend, mit der linken eine 
Haue schulternd; unten drei aus dem Schildrand wachsende 
grüne Tannen.“

(3) Die Farben der Gemeinde sind Grün und Weiß.

(4) Die Gemeinde führt ein Dienstsiegel, das dem der Haupt-
satzung beigefügten Dienstsiegelabdruck entspricht. Die Um-
schrift lautet: „Gemeinde Ahlsdorf“.

II. Abschnitt 
Organe

§ 3 
Gemeinderat

(1) Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Gemeinderates.

(2) Der Gemeinderat wählt für die Dauer der Wahlperiode aus 
seiner Mitte in der konstituierenden Sitzung zwei Stellvertre-
ter für den Verhinderungsfall, die den Bürgermeister auch beim 
Vorsitz im Gemeinderat vertreten. Die Stellvertreter führen 
nach der Reihenfolge der Vertretungsbefugnis die Bezeichnung 
„Erster stellvertretender Bürgermeister“ bzw. „Zweiter stellver-
tretender Bürgermeister“.

(3) Die Stellvertreter können mit der Mehrheit der Mitglieder des 
Gemeinderates abgewählt werden. Eine Neuwahl hat unver-
züglich stattzufinden.

§ 4 
Festlegung von Wertgrenzen

Der Gemeinderat entscheidet über

1. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen, wenn der Vermögenswert 
15.000,00 Euro übersteigt und kein Fall von § 105 Abs. 4 
KVG LSA vorliegt,

2. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ver-
pflichtungsermächtigungen, wenn der Vermögenswert 
15.000,00 Euro übersteigt,

3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 7 und 10 KVG LSA, 
wenn der Vermögenswert 15.000,00 Euro übersteigt,

4. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen 
und ähnlichen Zuwendungen für einzelne Aufgaben der 
Gemeinde, wenn der Vermögenswert 100,00 Euro über-
steigt.

Bekanntgabe der Beschlüsse der  
Gemeinderatssitzung der Gemeinde  
Ahlsdorf vom 15.07.2024
Öffentlicher Teil:

Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl zum Gemeinde-
rat am 09.06.2024
AHL/BV/001/2024
Der Gemeinderat beschließt über nachfolgende Wahlprüfungs-
entscheidung:

1. Einwendungen gegen die Gemeindewahl liegen nicht vor.
2. Die Gemeinderatswahl der Gemeinde Ahlsdorf vom 

09.06.2024 ist gültig.

Beratung und Beschlussfassung über die Geschäftsord-
nung für den Gemeinderat Ahlsdorf
AHL/BV/002/2024
Der Gemeinderat beschließt, der vorliegenden Geschäftsord-
nung für den Gemeinderat der Gemeinde Ahlsdorf zuzustim-
men.

Beratung und Beschlussfassung über die Hauptsatzung 
für die Gemeinde Ahlsdorf
AHL/BV/003/2024
Der Gemeinderat beschließt, der vorliegenden Hauptsatzung 
der Gemeinde Ahlsdorf zuzustimmen.

Wahl der stellvertretenden Bürgermeister/-innen für den 
Vertretungsfall
AHL/BV/004/2024
Der Gemeinderat wählt gemäß seiner Hauptsatzung zwei Mit-
glieder des Gemeinderates als 1. und 2. Stellvertreter/in des 
Bürgermeisters für den Verhinderungsfall nach § 96 Abs. 4 Satz 
3 u. 4 KVG LSA.
Als Stellvertreter des Bürgermeisters im Verhinderungsfall wur-
den gewählt:
1. Stellvertreter/in: Herr Bernd Prietzel
2. Stellvertreter/in: Herr Peter Kurth

Erstellung der Jahresabschlüsse 2022 bis 2025
AHL/BV/005/2024
Der Gemeinderat beschließt, für die Erstellung der Jahresab-
schlüsse 2022 - 2025 die Erleichterungen des Runderlasses 
vom 15.10.2020 und dessen Verlängerung vom 02.04.2024 so-
wie vom 29.05.2024 vollumfänglich anzuwenden.

Klagen gegen Kreisumlagen
AHL/BV/006/2024
Der Gemeinderat beschließt, gegen den Kreisumlagebescheid 
2024 Klage einzureichen.

Hauptsatzung der Gemeinde Ahlsdorf
Aufgrund der §§ 8 und 10 Kommunalverfassungsgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. 6. 2014 (GVBl. LSA 
S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.05.2024 (GVBl. 
LSA S. 128, 132), hat der Gemeinderat der Gemeinde Ahlsdorf 
in seiner Sitzung am 15.07.2024 folgende Hauptsatzung be-
schlossen:
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Sie kann nur auf Grundlage eines Gemeinderatsbeschlusses 
durchgeführt werden, in dem die mit „ja“ oder „nein“ zu be-
antwortende Frage formuliert ist und insbesondere festgelegt 
wird, ob die Befragung elektronisch über das Internet oder im 
schriftlichen Verfahren erfolgt, in welchem Zeitraum die Be-
fragung durchgeführt wird und in welcher Form das Abstim-
mungsergebnis bekanntzugeben ist. In dem Beschluss sind 
auch die voraussichtlichen Kosten der Befragung darzustellen.

IV. Abschnitt 
Ehrenbürger

§ 11 
Ehrenbürgerrecht, Ehrenbezeichnung

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürgerrechtes 
oder der Ehrenbezeichnung der Gemeinde bedarf einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Ge-
meinderates.

V. Abschnitt 
Öffentliche Bekanntmachungen

§ 12 
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Soweit nicht Rechtsvorschriften besondere Regelungen tref-
fen, erfolgen die gesetzlich erforderlichen Bekanntmachungen 
im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra 
„Helbraer Kommunalanzeiger“. Die Bekanntmachung ist mit 
Ablauf des Erscheinungstages bewirkt, in dem das Amtsblatt 
den bekanntzumachenden Text enthält.

(2) Auf Ersatzbekanntmachungen gemäß § 9 Abs. 3 KVG LSA 
wird unter Angabe des Gegenstandes, des Ortes und der 
Dauer der Auslegung sowie der Öffnungszeiten des Verwal-
tungsgebäudes (An der Hütte 1, 06311 Helbra) im Amtsblatt 
der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helbraer 
Kommunalanzeiger“ spätestens am Tag vor dem Beginn der 
Auslegung hingewiesen. Die Auslegungsfrist beträgt zwei Wo-
chen, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist. Die Ersatzbe-
kanntmachung ist mit Ablauf des Tages bewirkt, in dem der 
Auslegungszeitraum endet. Gleiches gilt, wenn eine öffentliche 
Auslegung nach einer Rechtsvorschrift erfolgt, die keine be-
sonderen Bestimmungen enthält.

(3) Nach dem Baugesetzbuch erforderliche ortsübliche Be-
kanntmachungen erfolgen nach Absatz 1. Der Inhalt der Be-
kanntmachung wird zusätzlich unter der Internetadresse www.
verwaltungsamt-helbra.de und unter Angabe des Bereitstel-
lungstages in das Internet eingestellt.

(4) Der Text bekanntgemachter Satzungen und Verordnungen 
wird in Internet unter www.verwaltungsamt-helbra.de zugäng-
lich gemacht. Weitere Bekanntmachungen nach Absatz 1 Satz 
1 werden ebenfalls unter dieser Internetadresse zugänglich 
gemacht. Die Satzungen und Verordnungen können im Ver-
waltungsgebäude (An der Hütte 1, 06311 Helbra) während der 
Öffnungszeiten eingesehen und kostenpflichtig kopiert werden.

(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Gemeindera-
tes sowie der Zeitpunkt und die Abstimmungsgegenstände der 
Beschlussfassung im Wege eines schriftlichen oder elektroni-
schen Verfahrens nach § 56a Abs. 3 KVG LSA werden durch 
Aushang an folgenden Aushängekästen bekannt gemacht

• Ecke Schenkgasse / Hauptstraße
• Am Vietzbach (neben Zufahrt zum Einkaufsmarkt)
• Ortsteil Ziegelrode, Bäckergasse

Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des ersten Tages des Aus-
hangs bewirkt. Der Aushang darf frühestens am Tag nach der 
Sitzung abgenommen werden. Die Sitzungsbekanntmachung 
wird nachrichtlich im Internet unter www.verwaltungsamt-

§ 5 
Auskunftsrecht

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat das Recht, schriftlich, 
elektronisch oder in der Sitzung des Gemeinderates mündlich 
Anfragen zu allen Angelegenheiten der Gemeinde und der Ge-
meindeverwaltung sowohl zu allen Aufgaben des eigenen als 
auch des übertragenen Wirkungskreises an den Bürgermeister 
bzw. den Verbandsgemeindebürgermeister zu richten; die Aus-
kunft ist entsprechend zu erteilen.

(2) Kann eine Anfrage während der Sitzung nicht unverzüglich 
mündlich beantwortet werden, hat der Bürgermeister bzw. der 
Verbandsgemeindebürgermeister die Auskunft binnen einer 
Frist von in der Regel einem Monat schriftlich zu erteilen.

§ 6 
Geschäftsordnung

Das Verfahren im Gemeinderat und in den Ausschüssen wird 
durch eine vom Gemeinderat zu beschließende Geschäftsord-
nung geregelt.

§ 7 
Bürgermeister

Der Bürgermeister entscheidet über Geschäfte der laufen-
den Verwaltung gemäß § 96 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 66 Abs. 
1 Satz 3 KVG LSA in eigener Verantwortung. Hierzu gehören 
die regelmäßig wiederkehrenden Geschäfte, die nach bereits 
feststehenden Grundsätzen entschieden werden und keine we-
sentliche Bedeutung haben oder die im Einzelfall einen Vermö-
genswert von 15.000 Euro (Brutto) nicht übersteigen. Darüber 
hinaus wird ihm die Entscheidung über die in § 4 Ziff. 1 bis 4 
genannten Rechtsgeschäfte übertragen, sofern die dort festge-
legten Wertgrenzen unterschritten werden.

§ 8 
Gleichstellungsbeauftragte

Die Gemeinde ist Mitgliedsgemeinde der Verbandsgemein-
de Mansfelder Grund-Helbra. Die von der Verbandsgemeinde 
gemäß § 78 KVG LSA bestellte Gleichstellungsbeauftragte ist 
auch für den Bereich der Gemeinde Ahlsdorf zuständig und in 
Ausübung ihrer Tätigkeit nicht weisungsgebunden. An den Sit-
zungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse kann sie 
teilnehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist. In Ange-
legenheiten ihres Aufgabenbereiches ist ihr auf Wunsch das 
Wort zu erteilen.

III. Abschnitt 
Unterrichtung und Beteiligung der Einwohner

§ 9 
Einwohnerversammlung

(1) Über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Gemeinde 
können die Einwohner auch durch Einwohnerversammlungen 
unterrichtet werden. Der Bürgermeister beruft die Einwohner-
versammlungen ein. Er setzt die Gesprächsgegenstände sowie 
Ort und Zeit der Veranstaltung fest. Die Einladung ist gemäß § 
12 Abs. 5 bekanntzumachen und soll 14 Tage vor Beginn der 
Veranstaltung erfolgen. Die Einladungsfrist kann bei besonde-
rer Dringlichkeit auf drei Tage verkürzt werden.

(2) Der Bürgermeister unterrichtet den Gemeinderat in seiner 
nächsten Sitzung über den Ablauf der Einwohnerversammlung 
und die wesentlichen Ergebnisse.

§ 10 
Bürgerbefragung

Eine Bürgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt aus-
schließlich in wichtigen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinde, mit Ausnahme der in § 26 Abs. 
2 Satz 2 Nr. 4 bis 8 KVG LSA genannten Angelegenheiten. 
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Geschäftsordnung für den Gemeinderat der 
Gemeinde Ahlsdorf
Der Gemeinderat der Gemeinde Ahlsdorf hat gemäß § 59 
Kommunalverfassungsgesetz Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 
17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 16.05.2024 (GVBl. LSA S. 128, 132), in seiner Sitzung am 
15.07.2024 folgende Geschäftsordnung für den Gemeinderat 
und seine Ausschüsse beschlossen:

I. ABSCHNITT 
Sitzungen des Gemeinderates

§ 1 
Einberufung, Einladung, Teilnahme

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates beruft den Gemeinde-
rat im Einvernehmen mit dem Verbandsgemeindebürgermeister 
schriftlich oder elektronisch unter Mitteilung der Tagesordnung 
und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung ein. Bei Durchfüh-
rung einer Videokonferenzsitzung nach § 23 wird der Zugang 
zur Ton- und Bildübertragung mit der Einberufung als Link per 
E-Mail bzw. im Ratsinformationssystem zur Verfügung gestellt.
Mitglieder des Gemeinderates, die an der digitalen Ratsarbeit 
gemäß § 3 Abs. 2 a teilnehmen, erhalten ihre Sitzungsunter-
lagen regelmäßig in digitaler Form. Sie werden per E-Mail an 
die für sie hinterlegte Adresse spätestens bis zum Tag vor dem 
Beginn der Mindest-Ladungsfrist nach Abs. 4 informiert, dass 
die Einladung sowie die dazugehörigen Unterlagen im Ratsin-
formationssystem bereitgestellt wurden. Damit gelten die Ein-
ladung und die Unterlagen als zugegangen.

(2) Der Einladung sind die für die Verhandlung erforderlichen 
Unterlagen grundsätzlich beizufügen. Für jeden Tagesord-
nungspunkt soll ein Bericht und ggf. ein Beschlussvorschlag 
(Vorlage) des Verbandsgemeindebürgermeisters beigefügt 
werden, der im Einvernehmen mit dem Bürgermeister erstellt 
wird. Liegen besondere Gründe vor, kann der Bericht aus-
nahmsweise nachgereicht werden.

(3) Der Gemeinderat ist einzuberufen, so oft es die Geschäfts-
lage erfordert. Der Gemeinderat ist unverzüglich einzuberufen, 
wenn es ein Viertel seiner Mitglieder unter Angabe des Ver-
handlungsgegenstandes verlangt oder sofern die letzte Sit-
zung länger als drei Monate zurückliegt und ein Mitglied des 
Gemeinderates die Einberufung unter Angabe des Beratungs-
gegenstandes beantragt. Der Antrag auf unverzügliche Einbe-
rufung des Gemeinderates nach Satz 2 ist schriftlich beim Vor-
sitzenden einzureichen.

(4) Die Einladung hat so rechtzeitig wie möglich zu erfolgen, 
mindestens jedoch unter Einhaltung einer Frist von einer Woche 
vor der Sitzung. Dies gilt nicht, wenn eine Sitzung des Gemein-
derates vor Erschöpfung der Tagesordnung gemäß § 2 Abs. 2 
vertagt werden muss. In diesem Fall kann die Sitzung zur Er-
ledigung der restlichen Tagesordnung an einem der nächsten 
Tage fortgesetzt werden. Eine erneute schriftliche Ladung so-
wie die Einhaltung einer Frist sind nicht erforderlich. Die in der 
Sitzung nicht anwesenden Gemeinderäte sind von dem neuen 
Termin unverzüglich zu unterrichten.

(5) In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden 
(Notfall), kann der Gemeinderat vom Vorsitzenden ohne Frist, 
formlos und nur unter Angabe der Verhandlungsgegenstände 
einberufen werden. Ein Notfall ist gegeben, wenn die Beratung 
und Entscheidung über die Angelegenheit nicht bis zur nächs-
ten Sitzung aufgeschoben werden kann, ohne dass nicht zu 
beseitigende Nachteile eintreten.

(6) Wer nicht oder nicht rechtzeitig an einer Sitzung teilnehmen 
kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen muss, zeigt dies dem 
Vorsitzenden des Gemeinderates vor der Sitzung an.

helbra.de eingestellt. Wird die Sitzung nach § 56a Abs. 2 KVG 
LSA als Videokonferenzsitzung durchgeführt, so erfolgt in der 
Bekanntmachung ein Hinweis, in welcher Weise der öffentliche 
Teil der Videokonferenz digital verfolgt werden kann.

(6) Bekanntmachungen aus Anlass von Wahlen erfolgen durch 
7-tägigen Aushang an den Aushängekästen. Die Standorte sind 
unter Absatz 5 benannt.

(7) Abweichend von Absatz 1 erfolgt die Bekanntmachung von 
Stichwahlen gem. § 30a Abs. 2 Kommunalwahlgesetz für das 
Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) in der Regionalausgabe der 
Mitteldeutschen Zeitung.

(8) Die Bekanntmachung von Stellenausschreibungen nach  
§ 63 Abs. 2 KVG LSA erfolgt abweichend von Abs. 6 im Amts-
blatt der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helb-
raer Kommunalanzeiger“.

(9) Alle übrigen Bekanntmachungen sind im Amtsblatt der Ver-
bandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helbraer Kommu-
nalanzeiger“ bekanntzumachen. An die Stelle dieser Bekannt-
machung kann als vereinfachte Form auch der Aushang an dem 
Aushängekasten des Verwaltungsgebäudes (An der Hütte 1,  
06311 Helbra) treten, wenn der Inhalt der Bekanntmachung 
eine Person oder einen eng begrenzten Personenkreis betrifft. 
Die Aushängefrist beträgt, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
zwei Wochen. Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des ersten 
Tages des Aushangs bewirkt. Auf dem Aushang ist zu vermer-
ken, von wann bis wann ausgehängt wird.

VI. Abschnitt 
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 13 
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung 
werden verallgemeinernd verwendet und beziehen sich auf alle 
Geschlechter.

§ 14 
Inkrafttreten

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Hauptsatzung der Gemein-
de Ahlsdorf vom 21.11.2022 außer Kraft.

Ahlsdorf, den 15.07.2024

Patz
Bürgermeister

Anlage
Dienstsiegelabdruck der Gemeinde Ahlsdorf
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(4) Der Gemeinderat beschließt zu Beginn der jeweiligen Sit-
zung über die Feststellung der Tagesordnung und über die 
öffentliche oder nicht öffentliche Behandlung der Tagesord-
nungspunkte. Auf Antrag kann über die Absetzung von An-
gelegenheiten von der Tagesordnung oder die Änderung der 
Reihenfolge der Tagesordnungspunkte mit der Mehrheit der 
auf „ja“ oder „nein“ lautenden Stimmen entschieden werden. 
Betrifft ein Antrag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufga-
benbereich der Gemeinde fällt, ist der Antrag ohne Sachdebat-
te durch Beschluss des Gemeinderates von der Tagesordnung 
abzusetzen.

§ 5 
Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) Jedermann hat das Recht, an öffentlichen Sitzungen des 
Gemeinderates und seiner Ausschüsse teilzunehmen. Sind die 
für Zuhörer vorgesehenen Plätze besetzt, können weitere Inte-
ressenten zurückgewiesen werden. Zuhörer sind nicht berech-
tigt, in Sitzungen das Wort zu ergreifen oder sich selbst an den 
Verhandlungen zu beteiligen.

(2) An den öffentlichen Sitzungen können Vertreter der Presse, 
des Rundfunks und ähnlicher Medien teilnehmen. Ihnen sind 
besondere Sitze zuzuweisen. Absatz 1 Sätze 2 und 3 finden 
entsprechende Anwendung.

(3) Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeich-
nungen öffentlicher Sitzungen durch Presse, Rundfunk und 
ähnliche Medien sind zulässig, wenn sie den Sitzungsablauf 
nicht beeinträchtigen. Sie sind dem Vorsitzenden vorher anzu-
zeigen. Dieser ist berechtigt, Auflagen, die der Aufrechterhal-
tung der Ordnung in der Sitzung dienen, über u.a.

• die Festlegung der Dauer der Ton- und/oder Bildaufzeich-
nung/Übertragung

• die Festlegung des Standortes für Ton- und Bildaufzeich-
nungstechnik

• Ausnahmen im Einzelfall
zu erteilen. Dem Vorsitzenden des Gemeinderates steht dar-
über hinaus im Rahmen seiner Ordnungsfunktion (§ 57 Abs. 1 
Satz 2 KVG LSA) das Recht zu, Bild- und Tonaufzeichnungen 
sowie -übertragungen zu untersagen.

(4) Unter den in Absatz 3 genannten Maßgaben sind auch durch 
den Gemeinderat veranlasste Ton- und Bildübertragungen so-
wie Ton- und Bildaufzeichnungen öffentlicher Sitzungen zuläs-
sig. Nach Satz 1 erstellte Ton- und Bildträger sind dem Ge-
meindearchiv zur Übernahme in das kommunale Archivgut zu 
übergeben.

§ 6 
Ausschluss der Öffentlichkeit

(1) Durch Beschluss des Gemeinderates ist im Rahmen des  
§ 52 Abs. 2 KVG LSA über den Ausschluss der Öffentlichkeit 
von einzelnen Tagesordnungspunkten zu entscheiden. Soweit 
das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner dies 
erfordern, werden insbesondere in nicht öffentlicher Sitzung 
behandelt:

a) Personalangelegenheiten,
b) Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, 

deren nicht öffentliche Behandlung im Einzelfall von der 
Fachaufsichtsbehörde verfügt ist,

c) persönliche Angelegenheiten der Mitglieder des Gemein-
derates,

d) Grundstücksangelegenheiten sowie die Ausübung des 
Vorkaufsrechtes,

e) Vergabeentscheidungen,
f) sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch 

Gesetz vorgeschrieben ist.

§ 2 
Sitzungszeiten, Dauer und Vertagung

(1) Die Sitzungen sollen nicht nach 18:00 Uhr beginnen und 
spätestens nach 3 Stunden beendet werden.

(2) Nach 20:45 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunk-
te aufgerufen. Der in der Beratung befindliche Tagesordnungs-
punkt wird abschließend behandelt. Danach ist die Sitzung zu 
schließen. Sofern die Sitzung nicht gemäß § 1 Abs. 4 Sätze 3 
bis 5 an einem der nächsten Tage fortgesetzt wird, sind die 
restlichen Punkte in der nächstfolgenden Sitzung an vorderster 
Stelle zu behandeln.

§ 3 
Umgang mit Dokumenten und elektronischen  
Medien

(1) Der Verschwiegenheitspflicht nach § 32 Abs. 2 KVG LSA un-
terfallende schriftliche und elektronische Dokumente, insbeson-
dere Sitzungsunterlagen, sind so aufzubewahren, dass sie dem 
unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. Im Umgang mit solchen 
Dokumenten sind die Geheimhaltungsinteressen und der Daten-
schutz zu beachten. Werden diese Dokumente für die Tätigkeit als 
Mitglied des Gemeinderates nicht mehr benötigt, sind sie zurück-
zugeben oder datenschutzkonform zu vernichten bzw. zu löschen.

(2) Die Mitglieder des Gemeinderates, die über die technischen 
Voraussetzungen zum Versenden und Empfangen elektroni-
scher Post verfügen, können dem Bürgermeister schriftlich 
eine elektronische Adresse mitteilen, an die Einladungen im 
Sinne des § 53 KVG LSA und von der Anträge und Anfragen im 
Sinne des § 43 Abs. 3 KVG LSA versandt werden.

(2 a) Die Gemeinde betreibt als Grundlage für die digitale Rats-
arbeit ein internetbasiertes elektronisches Ratsinformations-
system. An der digitalen Ratsarbeit kann jedes Mitglied des 
Gemeinderates durch verbindliche schriftliche Erklärung ge-
genüber dem Bürgermeister teilnehmen. Diese Erklärung gilt 
für die gesamte laufende Wahlperiode des Gemeinderates. Das 
Nähere regelt die Richtlinie über die digitale Ratsarbeit in der 
Anlage der Geschäftsordnung.

(3) Die Nutzung elektronischer Medien während der Sitzung 
darf nur erfolgen, soweit durch sie eine aktive Sitzungsteilnah-
me nicht gefährdet und der Sitzungsverlauf nicht gestört wird. 
Für die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Mitglieder 
des Gemeinderates gilt § 4 Abs. 3 entsprechend.

§ 4 
Tagesordnung

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates stellt die Tagesordnung 
im Einvernehmen mit dem Verbandsgemeindebürgermeister 
auf. Die Tagesordnung gliedert sich in einen öffentlichen und 
bei Bedarf in einen nicht öffentlichen Teil.

(2) Anträge zur Tagesordnung können Gemeinderatsmitglieder 
und Fraktionen bis spätestens 14 Tage vor der Sitzung stellen. 
Die Anträge sind dem Vorsitzenden schriftlich oder unter der 
Voraussetzung des § 3 Abs. 2 elektronisch zuzuleiten. Auf An-
trag eines Viertels der Mitglieder des Gemeinderates oder einer 
Fraktion ist ein Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung 
spätestens der übernächsten Sitzung zu setzen. Dies gilt nicht, 
wenn der Gemeinderat den gleichen Verhandlungsgegenstand 
innerhalb der letzten sechs Monate bereits verhandelt hat.

(3) Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der Tagesord-
nung um Angelegenheiten, die in öffentlicher Sitzung zu behan-
deln wären, nicht zulässig. Die Erweiterung der Tagesordnung 
um eine dringende Angelegenheit, die in nicht öffentlicher Sit-
zung zu behandeln wäre, ist nur zu Beginn einer nicht öffentli-
chen Sitzung zulässig, wenn alle Mitglieder des Gemeinderates 
anwesend sind und kein Mitglied widerspricht.
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wortung der Anfrage, sofern diese nicht sofort und vollständig 
mündlich beantwortet werden kann. Nach Beantwortung wer-
den die Daten gelöscht bzw. anonymisiert. In die Niederschrift 
werden nur anonymisierte Daten übernommen.

(5) Angelegenheiten der Tagesordnung können nicht Gegen-
stand der Einwohnerfragestunde sein.

(6) Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich 
durch den Bürgermeister oder den Verbandsgemeindebürger-
meister. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist die Beantwor-
tung einer Frage in der Sitzung nicht möglich, erhält der Ein-
wohner eine schriftliche Antwort, die innerhalb eines Monats 
zu erteilen ist.

§ 9 
Anregungen und Beschwerden der Einwohner

Die Einwohner der Gemeinde haben das Recht, sich mit Anre-
gungen und Beschwerden an den Gemeinderat zu wenden. An-
tragsteller sollen über die Stellungnahme des Gemeinderates 
möglichst innerhalb von sechs Wochen unterrichtet werden. 
Kann die Frist nicht eingehalten werden, ist eine Zwischen-
nachricht durch den Bürgermeister zu erteilen.

§ 10 
Beratung der Verhandlungsgegenstände

(1) Der Vorsitzende eröffnet die Beratung zu dem jeweiligen Ta-
gesordnungspunkt. Der Bürgermeister oder sein Vertreter er-
läutert und begründet einleitend den Verhandlungsgegenstand. 
Ergänzend kann sich der Vortrag eines Sachverständigen an-
schließen, der bei nicht öffentlichen Sitzungen den Sitzungs-
raum verlässt, bevor in der entsprechenden Angelegenheit be-
raten wird. Die Beratung des jeweiligen Tagesordnungspunktes 
erfolgt nach Wortmeldung durch Erheben der Hand bzw. beider 
Hände für Anträge zur Geschäftsordnung.

(2) Die Mitglieder des Gemeinderates, die wegen eines Inter-
essenkonfliktes gemäß § 33 KVG LSA (Mitwirkungsverbot) von 
der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen sein könnten, 
haben dies dem Vorsitzenden des Gemeinderates vor Beginn 
der Beratung des entsprechenden Tagesordnungspunktes un-
aufgefordert mitzuteilen und den Sitzungsraum zu verlassen. 
Bei öffentlicher Sitzung kann sich das Mitglied in dem für Zuhö-
rer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten.

(3) Ein Mitglied des Gemeinderates darf in der Sitzung nur dann 
sprechen, wenn ihm der Vorsitzende das Wort erteilt. Das Wort 
kann wiederholt erteilt werden. Der Vorsitzende erteilt das Wort 
möglichst in der Reihenfolge der Wortmeldungen. Melden sich 
mehrere Mitglieder gleichzeitig zu Wort, so entscheidet der 
Vorsitzende über die Reihenfolge. Dem Bürgermeister bzw. 
Verbandsgemeindebürgermeister ist zur tatsächlichen und 
rechtlichen Klarstellung des Sachverhalts auch außerhalb der 
Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu erteilen.

(4) Die Redner sprechen grundsätzlich von ihrem Platz aus. 
Die Anrede ist an den Gemeinderat, nicht an die Zuhörer zu 
richten. Die Redner haben sich an den zur Beratung stehenden 
Antrag zu halten und nicht vom Thema abzuweichen. Die Re-
dezeit eines Mitgliedes oder der Mitglieder des Gemeinderates 
insgesamt kann vom Gemeinderat durch Beschluss festgelegt 
werden.

(5) Während der Beratung sind nur zulässig:

a) Änderungs- und Zusatzanträge (Sachanträge) gemäß § 11
b) Anträge zur Geschäftsordnung gemäß § 12.
(6) Der Gleichstellungsbeauftragten ist auf Verlangen, und so-
weit Aufgaben ihres Geschäftsbereiches betroffen sind, in der 
Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu erteilen.

(7) Den Vertrauenspersonen von Einwohneranträgen und Bür-
gerbegehren ist zu Beginn der Beratung des Einwohneran-

(2) In nicht öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse sind nach 
Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder - wenn dies ungeeig-
net ist - in der nächsten öffentlichen Sitzung bekannt zu geben, 
sofern nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen 
Einzelner entgegenstehen.

§ 7 
Sitzungsleitung und -verlauf

(1) Der Vorsitzende hat die Sitzung unparteiisch zu leiten. Er ruft 
die Verhandlungsgegenstände auf und stellt sie zur Beratung 
und Beschlussfassung. Will er zu einem Verhandlungsgegen-
stand als Mitglied des Gemeinderates sprechen, so gibt er den 
Vorsitz für die Dauer der Beratung und Beschlussfassung die-
ses Gegenstandes an seinen Stellvertreter ab.

(2) Sind der Vorsitzende und sein(e) Stellvertreter verhindert, 
so wählt der Gemeinderat unter Vorsitz des an Jahren ältesten 
anwesenden und hierzu bereiten Mitgliedes für die Dauer der 
Verhinderung, längstens für die Dauer der Sitzung, einen Vor-
sitzenden aus seiner Mitte.

(3) Die Sitzungen des Gemeinderates sind grundsätzlich in fol-
gender Reihenfolge durchzuführen:

a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen 
Einberufung, der fehlenden Mitglieder des Gemeinderates 
und der Beschlussfähigkeit,

b) Entscheidung über Änderungsanträge zur Tagesordnung 
und Feststellung der Tagesordnung,

c) Abstimmung über die Niederschrift der letzten Sitzung,
d) Bericht des Bürgermeisters und Verbandsgemeindebür-

germeisters über die Ausführung gefasster Beschlüsse, 
ggf. über wichtige Gemeindeangelegenheiten und Eilent-
scheidungen,

e) Einwohnerfragestunde,
f) Bekanntgabe von Mitteilungen,
g) Behandlung der Tagesordnungspunkte der öffentlichen 

Sitzung,
h) Anfragen und Anregungen,
i) Behandlung der Tagesordnungspunkte der nicht öffentli-

chen Sitzung,
j) Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten 

Beschlüsse,
k) Schließung der Sitzung.

(4) Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in der 
durch die Einladung festgelegten Reihenfolge zur Beratung und 
Abstimmung. § 4 Abs. 4 Satz 2 bleibt unberührt.

§ 8 
Einwohnerfragestunde

(1) Der Gemeinderat führt im Rahmen ordentlicher öffentlicher 
Sitzungen eine Einwohnerfragestunde durch.

(2) Der Vorsitzende des Gemeinderates legt in der Einladung 
zur Sitzung den Beginn der Fragestunde fest.

(3) Der Vorsitzende des Gemeinderates stellt den Beginn und 
das Ende der Fragestunde fest. Findet sich zu Beginn der Fra-
gestunde kein Einwohner ein, kann sie geschlossen werden. 
Die Fragestunde soll auf höchstens 30 Minuten begrenzt sein.

(4) Jeder Einwohner ist berechtigt, grundsätzlich eine Frage 
und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten 
Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen werden nur Fragen von 
allgemeinem Interesse, die in die Zuständigkeit der Gemeinde 
fallen. Bestehen Zweifel, dass der Fragesteller Einwohner der 
Gemeinde ist, so hat sich dieser gegenüber einem Beauftrag-
ten der Gemeinde auszuweisen. Die Erhebung und Verarbei-
tung der personenbezogenen Daten des Fragestellers erfolgt 
auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchst. c der Datenschutz-
Grundverordnung und nur zum Zwecke der schriftlichen Beant-
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(3) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie 
in der nachstehenden Reihenfolge abgestimmt:
a) Anträge zur Geschäftsordnung,
b) Anträge von Ausschüssen; über sie ist vor allen anderen 

Anträgen zum gleichen Verhandlungsgegenstand abzu-
stimmen,

c) weitergehende Anträge, insbesondere Änderungs- und 
Zusatzanträge, die einen größeren Aufwand erfordern oder 
die eine einschneidendere Maßnahme zum Gegenstand 
haben,

d) früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der 
spätere Antrag nicht unter Buchstaben a) bis c) fällt.

In Zweifelsfällen entscheidet der Vorsitzende des Gemeindera-
tes. Bei Widerspruch entscheidet der Gemeinderat durch ein-
fache Stimmenmehrheit.

(4) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende des Gemeinde-
rates die Frage, über die abgestimmt werden soll, so zu formu-
lieren, dass sie mit „ja“ oder „nein“ beantwortet werden kann.

(5) Es wird offen durch Handzeichen abgestimmt. Mit der Mehr-
heit der anwesenden Mitglieder kann eine namentliche Abstim-
mung verlangt werden. Jedes Mitglied des Gemeinderates 
kann verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es 
abgestimmt hat.

(6) Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der 
Feststellung des Abstimmungsergebnisses nicht mit. Der Vor-
sitzende stellt anhand der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lau-
tenden Stimmen fest, ob der Antrag angenommen oder abge-
lehnt ist. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Das 
Abstimmungsergebnis gibt der Vorsitzende unverzüglich nach 
der Abstimmung bekannt.

(7) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des Gemeinderates 
angezweifelt, so ist die Abstimmung zu wiederholen und das 
Ergebnis mit der Zahl der auf „Ja“ und „Nein“ lautenden Stim-
men, der Stimmenthaltungen und ungültigen Stimmen festzu-
halten.

(8) Über Gegenstände einfacher Art kann außerhalb einer Ge-
meinderatssitzung im Wege der Offenlegung oder im schrift-
lichen Verfahren beschlossen werden. Ein hierbei gestellter 
Antrag ist angenommen, wenn kein stimmberechtigtes Mitglied 
innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe widerspricht.

§ 14 
Wahlen

(1) Wahlen werden nur in den gesetzlich ausdrücklich genann-
ten Fällen durchgeführt. Sie werden geheim mit Stimmzetteln 
vorgenommen; es kann offen gewählt werden, wenn kein Mit-
glied widerspricht.

(2) Zur Vorbereitung und Durchführung von Wahlen von Perso-
nen werden aus der Mitte des Gemeinderates mehrere Stim-
menzähler bestimmt.

(3) Als Stimmzettel sind äußerlich gleiche Zettel zu verwenden. 
Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass jeder Kandidat 
durch ein Kreuz kenntlich gemacht werden kann. Die farbliche 
Markierung erfolgt einheitlich, um Rückschlüsse auf die stimm-
abgebende Person zu vermeiden. Die Stimmzettel sind vor der 
Abgabe zu falten.

trages bzw. des Bürgerbegehrens Gelegenheit zu geben, ihr 
Anliegen zu erläutern. Ihr Wortbeitrag soll sich auf 10 Minuten 
beschränken. In einer anschließenden Beratung kann ihnen 
vom Vorsitzenden das Wort erteilt werden.

(8) Der Vorsitzende des Gemeinderates und der Antragsteller 
haben das Recht zur Schlussäußerung. Die Beratung des Ta-
gesordnungspunktes wird vom Vorsitzenden des Gemeindera-
tes geschlossen.

§ 11 
Sachanträge

(1) Änderungs- und Zusatzanträge können bis zur Abstimmung 
gestellt werden. Mündlich gestellte Anträge sind dem Vorsit-
zenden auch schriftlich vorzulegen. Hält der Vorsitzende einen 
Antrag für unzulässig, so hat er vorab über die Zulässigkeit 
abstimmen zu lassen. Außerhalb der Sitzung können Anträge 
beim Vorsitzenden des Gemeinderates oder beim Bürgermeis-
ter schriftlich, unter der Voraussetzung des § 3 Abs. 2 elektro-
nisch oder zur Niederschrift, eingereicht werden.

(2) Anträge können, solange darüber noch nicht abgestimmt 
wurde, von dem Antragsteller zurückgezogen werden. Ein zu-
rückgezogener Antrag kann von einem anderen Mitglied des 
Gemeinderates aufgenommen werden mit der Folge, dass über 
den aufgenommenen anstelle des zurückgezogenen Antrages 
abgestimmt wird.

§ 12 
Geschäftsordnungsanträge

(1) Folgende Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit 
gestellt werden:

a) Schluss der Rednerliste,
b) Verweisung an den Bürgermeister,
c) Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung 

oder Vertagung,
d) Festsetzung sowie Verlängerung und Verkürzung der Re-

dezeit,
e) Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der Sitzung,
f) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit,
g) Zurückziehung von Anträgen,
h) Anhörung von Personen, insbesondere Sachverständigen,
i) Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines Gemeinde-

ratsmitgliedes,
j) Feststellung der Beschlussunfähigkeit des Gemeinderates 

im Verlauf der Sitzung,
k) Antrag auf namentliche Abstimmung.
(2) Über die Anträge zur Geschäftsordnung nach Absatz 1 ent-
scheidet der Gemeinderat vor der Beschlussfassung zum Ver-
handlungsgegenstand.

(3) Meldet sich ein Mitglied des Gemeinderates „zur Geschäfts-
ordnung“ durch Erheben beider Hände, so muss ihm das Wort 
außerhalb der Reihenfolge erteilt werden. Es darf dadurch kein 
Sprecher unterbrochen werden. Bemerkungen zur Geschäfts-
ordnung dürfen nicht länger als 3 Minuten dauern. Sie dürfen 
sich mit der Sache selbst nicht befassen, sondern nur den Ge-
schäftsordnungsantrag begründen.

§ 13 
Abstimmungen

(1) Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme des Geschäfts-
ordnungsantrages auf „Schluss der Rednerliste“ lässt der Vorsit-
zende des Gemeinderates abstimmen. Während der Abstimmung 
können keine weiteren Anträge gestellt werden. Anträge, über die 
abgestimmt werden soll, sollen vor der Abstimmung im Wortlaut 
verlesen werden, sofern sie den Mitgliedern des Gemeinderates 
nicht schriftlich oder elektronisch vorliegen.

(2) Über jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist gesondert 
abzustimmen.
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d) die Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, der 
Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung,

e) die Tagesordnung,
f) den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse,
g) die Ergebnisse der Abstimmungen und Wahlen, bei na-

mentlicher Abstimmung gem. § 12 Abs. 5 Satz 2 ist die 
Entscheidung jedes Mitglieds des Gemeinderates in der 
Niederschrift zu vermerken,

h) Vermerke darüber, welche Gemeinderatsmitglieder ver-
spätet erschienen sind oder die Sitzung vorzeitig oder we-
gen Befangenheit vorübergehend verlassen haben, wobei 
ersichtlich sein muss, an welchen Abstimmungen oder 
Wahlen und aus welchem Grund die Betroffenen nicht teil-
genommen haben,

i) Anfragen der Mitglieder des Gemeinderates,
j) die Angabe, ob die Beratung über die einzelnen Tagesord-

nungspunkte öffentlich oder nicht öffentlich stattgefunden 
hat,

k) sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbesondere 
Einwohnerfragestunden, Ordnungsmaßnahmen).

Der Vorsitzende und jedes Mitglied des Gemeinderates können 
verlangen, dass ihre Erklärungen wörtlich in der Niederschrift 
festgehalten werden. Dies ist durch Wortmeldung anzuzeigen.

(3) Die Niederschrift ist nach Unterzeichnung allen Mitgliedern 
des Gemeinderates unverzüglich schriftlich zuzusenden oder 
elektronisch zuzuleiten. Die Niederschrift über die in nicht öf-
fentlicher Sitzung behandelten Tagesordnungspunkte ist ge-
sondert zu protokollieren und im verschlossenen Umschlag 
mit dem Aufdruck „Vertraulich“ zu versenden. Den Mitgliedern 
des Gemeinderates, die an der digitalen Ratsarbeit teilnehmen, 
werden die Niederschriften nach den Sätzen 1 und 2 nach Un-
terzeichnung unverzüglich über das Ratsinformationssystem 
zur Verfügung gestellt. Hierüber werden sie ebenfalls unverzüg-
lich per E-Mail informiert.

(4) Einwendungen gegen die Niederschrift sind dem Vorsitzen-
den unverzüglich schriftlich oder unter der Voraussetzung des 
§ 3 Abs. 2 elektronisch zuzuleiten. Der Gemeinderat stimmt in 
seiner nächsten Sitzung über die Niederschrift ab. Dabei ist 
auch über die schriftlich oder elektronisch vorgetragenen Ein-
wendungen zu entscheiden. Wird einer Einwendung nicht ent-
sprochen, so ist das Mitglied des Gemeinderates berechtigt, 
die Aufnahme einer entsprechenden Erklärung in die Nieder-
schrift zu verlangen.

(5) Zur Erleichterung der Erstellung der Niederschrift ist es dem 
Protokollführer gestattet, Tonaufzeichnungen anzufertigen. 
Nach Fertigstellung, Unterzeichnung und Abstimmung über die 
Niederschrift sind Tonaufzeichnungen zu löschen. § 5 Abs. 4 
bleibt unberührt.

(6) Die Einsichtnahme in die beschlossenen Niederschriften der 
öffentlichen Sitzungen ist jedermann nach vorheriger Anmel-
dung während der öffentlichen Sprechzeiten der Verwaltung 
gestattet. Kopien können gegen Erstattung der dadurch ent-
stehenden Kosten erworben werden.

§ 17 
Änderung und Aufhebung der Beschlüsse  
des Gemeinderates

(1) Die Aufhebung oder Änderung eines Beschlusses des Ge-
meinderates kann von einem Drittel der Mitglieder oder vom 
Bürgermeister beantragt werden. Die Aufnahme auf die Tages-
ordnung darf jedoch nur erfolgen, sofern die Beschlussfassung 
des Rates mehr als 6 Monate zurückliegt. Eine Beratung inner-
halb der 6-Monatsfrist ist zulässig, wenn sich die Sach- oder 
Rechtslage wesentlich geändert hat.

(2) Ein Änderungs- oder Aufhebungsantrag nach Abs. 1 ist un-
zulässig, soweit in Ausführung des Beschlusses des Gemein-

(4) Ungültig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel

a) nicht als amtlich erkennbar ist,
b) leer ist,
c) den Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erken-

nen lässt,
d) einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen ent-

hält,
e) mehr als eine Stimme für einen Bewerber enthält.
(5) Die Auszählung der Stimmen hat in Anwesenheit der Mitglie-
der des Gemeinderates zu erfolgen.

(6) Gewählt ist die Person, die im ersten Wahlgang die Stim-
men der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglie-
der erhalten hat. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so findet 
ein zweiter Wahlgang statt. Im zweiten Wahlgang ist die Per-
son gewählt, die die meisten Stimmen erhalten hat. Ergibt sich 
im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, so entscheidet das 
Los, das der Vorsitzende zieht. Soweit im ersten Wahlgang nur 
eine Person zur Wahl stand und diese Person die erforderliche 
Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Sätze 2 bis 4 keine An-
wendung. Der Vorsitzende gibt das Wahlergebnis unmittelbar 
nach der Wahl bekannt.

(7) Sind mehrere Personen zu wählen, können die Wahlen in 
einem Wahlvorgang durchgeführt werden, indem alle Bewerber 
auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende 
Stelle eine Stimme vergeben werden kann. Gewählt sind die 
Bewerber in der Reihenfolge der Zahl, der für sie abgegebenen 
gültigen Stimmen, wenn zugleich die Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder erreicht ist. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet das Los, das der Vorsitzende zieht.

§ 15 
Unterbrechung und Verweisung

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann die Sitzung unter-
brechen. Er hat die Sitzung zu unterbrechen, wenn auf Antrag 
eines Mitgliedes des Gemeinderates ein entsprechender Be-
schluss von der Mehrheit der anwesenden Gemeinderatsmit-
glieder gefasst wird. Die Unterbrechung soll im Regelfall nicht 
länger als 15 Minuten dauern.

(2) Der Gemeinderat kann, sofern ein Tagesordnungspunkt 
nicht durch eine Entscheidung in der Sache abgeschlossen 
wird,

a) den Tagesordnungspunkt zur erneuten Vorbereitung an 
den Bürgermeister zurückverweisen,

b) die Beratung über den Tagesordnungspunkt vertagen.
(3) Über entsprechende Anträge ist sofort abzustimmen. Der 
Schlussantrag geht bei der Abstimmung einem Verweisungs- 
und dieser einem Vertagungsantrag vor.

(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der Tages-
ordnung nur einen Verweisungs-, Vertagungs- oder Schluss-
antrag stellen.

§ 16 
Niederschrift

(1) Über jede Sitzung des Gemeinderates ist eine Niederschrift 
anzufertigen, die vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu 
unterzeichnen ist. Der Protokollführer ist ein Beschäftigter der 
Verbandsgemeinde und wird vom Verbandsgemeindebürger-
meister bestellt.

(2) Die Niederschrift muss mindestens enthalten:

a) die Angabe, ob eine Sitzung nach §§ 23 oder 24 durchge-
führt wurde,

b) Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie etwaige 
Sitzungsunterbrechungen,

c) die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder des 
Gemeinderates,
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II. ABSCHNITT 
Fraktionen

§ 20 
Fraktionen

(1) Jede Fraktion hat einen Vorsitzenden. Die Fraktionen geben 
dem Vorsitzenden des Gemeinderates von ihrer Bildung, den 
Namen des Vorsitzenden und dessen Stellvertreters sowie der 
Mitglieder unverzüglich schriftlich Kenntnis; entsprechendes 
gilt für Veränderungen innerhalb der Fraktion und die Auflösung 
der Fraktion. Die Bildung und Auflösung sowie Veränderungen 
innerhalb der Fraktion werden mit dem Zugang der schriftlichen 
Anzeige an den Vorsitzenden des Gemeinderates wirksam.

(2) Die Bezeichnung der Fraktionen richtet sich nach der Kurz-
bezeichnung der Parteien und Wählergruppen sowie dem Na-
men von Einzelbewerbern, aufgrund deren Wahlvorschlages 
die Fraktionsmitglieder in den Gemeinderat gewählt werden. 
Dabei darf jede Kurzbezeichnung einer Partei oder Wähler-
gruppe im Gemeinderat nur einmal verwendet werden. Der 
Fraktionswechsel einzelner Gemeinderatsmitglieder lässt be-
stehende Fraktionsbezeichnungen unberührt.

(3) Ein Mitglied des Gemeinderates kann nicht mehreren Frak-
tionen angehören.

(4) Die Fraktionen haben die Einhaltung der datenschutzrecht-
lichen Regelungen sicherzustellen und insbesondere dafür 
Sorge zu tragen, dass hinsichtlich der Verarbeitung personen-
bezogener Daten (i. S. d. § 4 des Datenschutz-Grundverord-
nungs-Ausfüllungsgesetzes Sachsen-Anhalt) die Vorschriften 
des Datenschutzrechts beachtet werden, vor allem, dass bei 
Auflösung der Fraktion die aus der Fraktionsarbeit erlangten 
personenbezogenen Daten gelöscht werden,

III. ABSCHNITT 
Öffentlichkeitsarbeit

§ 21 
Unterrichtung der Öffentlichkeit und Presse

Öffentlichkeit und Presse werden vom Bürgermeister über die 
Tagesordnung der Sitzungen des Gemeinderates und seiner 
Ausschüsse sowie über den wesentlichen Inhalt der gefassten 
Beschlüsse unterrichtet.

IV. Abschnitt 
Verfahren in außergewöhnlichen Notsituationen

§ 22 
Durchführung von Videokonferenzen und  
Abstimmungen in außergewöhnlichen  
Notsituationen

(1) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. § 56a Abs. 
1 Satz 1 KVG LSA entscheidet der Vorsitzende im Einverneh-
men mit dem Verbandsgemeindebürgermeister, ob die Sitzung 
in Form einer Videokonferenz durchgeführt wird und beruft den 
Gemeinderat unter Mitteilung der Tagesordnung sowie Angabe 
von Zeit und Zugang zum virtuellen Sitzungsraum ein. § 1 Abs. 2,  
Abs. 3 Satz 1 und 2 (1. Alternative), Absätze 4 und 5 sowie §§ 2  
bis 5 gelten entsprechend.

(2) Für den Ablauf einer Videokonferenzsitzung gelten die in die-
ser Geschäftsordnung festgelegten Grundsätze, insbesondere 
die §§ 6, 7, 10 bis 13, 15, 16, 18 und 19, soweit nachfolgend 
nichts Abweichendes geregelt ist. Bei Störungen der Videokon-
ferenztechnik, die nach § 56a Abs. 2 Satz 2 KVG LSA im Ver-
antwortungsbereich der Gemeinde liegen, ist die Sitzung von 
dem Vorsitzenden zu unterbrechen oder abzubrechen. Sons-
tige Störungen der Zuschaltung sind unbeachtlich. Sie haben 
insbesondere keine Auswirkung auf die Wirksamkeit eines ohne 
das betroffene Mitglied gefassten Beschlusses.

derates bereits Rechtspositionen Dritter entstanden sind und 
diese nicht mehr aufgelöst werden können, weil dies mit ver-
tretbarem Aufwand nicht möglich ist oder zu Schadenersatz-
ansprüchen führen kann.

§ 18 
Ordnung in den Sitzungen

(1) Der Vorsitzende sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung 
in den Sitzungen und achtet auf die Einhaltung der Geschäfts-
ordnung. Er übt das Hausrecht aus.

(2) Verstößt ein Mitglied des Gemeinderates gegen die Bestim-
mungen der Geschäftsordnung oder verletzt es die Würde der 
Versammlung oder äußert es sich ungebührlich, so kann es 
vom Vorsitzenden unter Nennung des Namens „zur Ordnung“ 
gerufen werden. Persönliche Angriffe und Beleidigungen sind 
vom Vorsitzenden zu rügen. Ist ein Mitglied in derselben Sit-
zung dreimal zur Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf 
die Folgen eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen worden, 
so kann ihm der Vorsitzende das Wort entziehen. Entsprechen-
des gilt, wenn ein Mitglied vom Verhandlungsgegenstand ab-
schweift und vom Vorsitzenden „zur Sache“ gerufen wurde. Ist 
einem Mitglied des Gemeinderates das Wort entzogen, so darf 
es zu diesem Punkt der Tagesordnung nicht mehr sprechen.

(3) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann einem Redner, der 
die festgesetzte Redezeit überschreitet, das Wort entziehen, 
wenn er ihn bereits auf den Ablauf der Redezeit hingewiesen 
hat.

(4) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann ein Mitglied bei 
grob ungebührlichem oder wiederholt ordnungswidrigem Ver-
halten von der Sitzung ausschließen. Das Mitglied hat den Sit-
zungsraum zu verlassen.

(5) Der Gemeinderat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwi-
derhandlungen gegen die zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
erlassenen Anordnungen begangen hat, durch Beschluss für 
höchstens vier Sitzungen ausschließen.

(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestört und gelingt es 
dem Vorsitzenden nicht, sie wiederherzustellen, so kann er die 
Sitzung unterbrechen.

§ 19 
Ordnungsmaßnahmen gegenüber Zuhörern

(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Vorsitzenden 
des Gemeinderates unterliegen alle Personen, die sich während 
einer Sitzung des Gemeinderates im Sitzungsraum aufhalten.

(2) Wer als Zuhörer durch ungebührliches Verhalten die Sitzung 
stört oder Ordnung und Anstand verletzt, kann auf Anordnung 
des Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum verwiesen und not-
falls entfernt werden, wenn er durch den Vorsitzenden vorher 
mindestens ein Mal auf die Folgen seines Verhaltens hingewie-
sen wurde. Entsteht während einer Sitzung des Gemeindera-
tes unter den Zuhörern störende Unruhe, die den Fortgang der 
Verhandlungen in Frage stellt, so kann der Vorsitzende des Ge-
meinderates nach vorheriger Ankündigung den für die Zuhörer 
bestimmten Teil des Sitzungsraumes räumen lassen, wenn die 
störende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.

(3) Hat der Vorsitzende des Gemeinderates zu einer Sitzung 
vorsorglich Polizeischutz angefordert, so teilt er das zu Beginn 
der Sitzung dem Gemeinderat einschließlich der Gründe hierfür 
mit.
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ordnung vom 08.07.2019 außer Kraft.

Ahlsdorf, den 15.07.2024

Patz
Bürgermeister

Anlage zur Geschäftsordnung

Richtlinie über die Digitale Ratsarbeit  
des Gemeinderates gemäß § 3 Abs. 2a der  
Geschäftsordnung des Gemeinderates
Vorbemerkung:
Durch die digitale Ratsarbeit soll ein effizienter Sitzungsdienst 
gewährleistet sowie langfristig Kosten eingespart werden.

§ 1 
Teilnahme an der digitalen Ratsarbeit

(1) Die Verbandsgemeinde mit allen Mitgliedsgemeinden be-
treibt ein internetbasiertes elektronisches Ratsinformations-
system, zugänglich über die Website der Verbandsgemeinde 
Mansfelder Grund-Helbra www.verwaltungsamt-helbra.de, als 
Grundlage für die digitale Ratsarbeit. Den teilnehmenden Ge-
meinderatsmitgliedern werden die Unterlagen für die Sitzungen 
des Gemeinderates und seiner Ausschüsse über das Ratsinfor-
mationssystem in elektronischer Form zur Verfügung gestellt. 
Schriftliche Unterlagen werden regelmäßig nicht versandt; 
kurzfristig am Sitzungstag erstellte Vorlagen (Tischvorlagen) 
werden schriftlich bereitgestellt.

(2) Die Mitglieder des Gemeinderates, die über die technischen 
Voraussetzungen zum Versenden und Empfangen elektroni-
scher Post verfügen, nehmen nach Abgabe einer verbindlichen 
schriftlichen Erklärung gegenüber dem Bürgermeister gemäß 
§ 3 Abs. 2a der Geschäftsordnung an der digitalen Ratsarbeit 
teil. Sie haben den Datenschutz analog zur Papierform zu ge-
währleisten; § 3 Abs. 1 der Geschäftsordnung bleibt unberührt.

(3) Die Mitglieder des Gemeinderates, die an der digitalen Rats-
arbeit teilnehmen, sind verpflichtet, regelmäßig das elektroni-
sche Ratsinformationssystem zu aktualisieren, mindestens je-
doch einmal unmittelbar vor den Sitzungen des Gemeinderates 
bzw. seiner Ausschüsse.

(4) Bei einem Ausfall des Ratsinformationssystems erfolgt der 
Versand der Einladungen und Sitzungsunterlagen in schriftli-
cher Form; die Ladungsfrist nach § 1 Abs. 4 der Geschäftsord-
nung bleibt unberührt.

§ 2 
Allgemeine Regelungen zur Nutzung des  
Ratsinformationssystems

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates sind verpflichtet, die ein-
gesetzten Endgeräte mittels Passwort vor dem Zugriff Dritter 
zu schützen.

(2) Das Passwort und die Anmeldedaten für das Ratsinforma-
tionssystem sind geheim zu halten. Die Anmeldedaten dürfen 
weder auf dem Gerät gespeichert, noch zusammen mit dem 
Gerät aufbewahrt werden.

(3) Die Gemeinde unterstützt und berät die Mitglieder des Ge-
meinderates bei auftretenden technischen Problemen des Ra-
tsinformationssystems.

(4) Der Verlust, insbesondere durch Diebstahl eines Endgerätes 
ist der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen, d ggf. der Zugang 
zum Ratsinformationssystem gesperrt werden muss.

(3) Zu Beginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Anwesen-
heit und Beschlussfähigkeit fest, indem er die stimmberechtig-
ten Mitglieder namentlich aufruft. Ist das aufgerufene Mitglied 
der Videokonferenz zugeschaltet, so meldet es sich durch eine 
kurze akustische Bestätigung zurück. Der Protokollführer trägt 
die teilnehmenden stimmberechtigten Mitglieder in eine Anwe-
senheitsliste ein.

(4) Vor jeder Abstimmung stellt der Vorsitzende die Beschluss-
fähigkeit sowie die Funktionsfähigkeit des Videokonferenzsys-
tems fest. Abstimmungen erfolgen grundsätzlich namentlich. 
Elektronisch kann nur abgestimmt werden, sofern gewähr-
leistet ist, dass das Abstimmungsergebnis ohne Zeitverzug so 
dargestellt wird, dass das Stimmverhalten jedes stimmberech-
tigten Mitgliedes für alle Mitglieder sowie die Öffentlichkeit er-
kennbar ist.

(5) Die mittels Videokonferenztechnik zugeschalteten Mitglie-
der müssen die Kamera während der gesamten Sitzung einge-
schaltet lassen, auch wenn sie ihren Platz verlassen. Der Ton 
kann ausgeschaltet werden.

(6) Im Rahmen der Bekanntmachung von Ort und Zeit der Vi-
deokonferenzsitzung ist darauf hinzuweisen, dass anstelle der 
Einwohnerfragestunde die Möglichkeit besteht, Fragen schrift-
lich oder elektronisch beim Vorsitzenden einzureichen. Im Rah-
men der Videokonferenzsitzung verliest der Vorsitzende die bei 
ihm eingegangenen Anfragen. Für das weitere Verfahren findet 
§ 8 Absätze 2 bis 6 entsprechend Anwendung.

(7) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. § 56a Abs. 
1 Satz 1 KVG LSA kann anstelle einer Präsenzsitzung oder 
einer Videokonferenzsitzung die Beschlussfassung über Ver-
handlungsgegenstände im Wege eines schriftlichen oder elek-
tronischen Verfahrens nach Maßgabe von § 56a Abs. 3 KVG 
LSA durchgeführt werden. Über die Einleitung dieses Verfah-
rens entscheidet der Vorsitzende im Einvernehmen mit dem 
Verbandsgemeindebürgermeister. Das Einverständnis zu dem 
schriftlichen oder elektronischen Verfahren wird im Zuge der 
Beschlussfassung durch eine gesonderte Abstimmung ermit-
telt.

V. Abschnitt 
Schlussvorschriften, Inkrafttreten

§ 23 
Auslegung der Geschäftsordnung

Bei Zweifeln über Auslegung und Anwendung der Geschäfts-
ordnung entscheidet der Vorsitzende des Gemeinderates. Er-
hebt sich gegen seine Entscheidung Widerspruch, so entschei-
det der Gemeinderat mit der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ 
lautenden Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist der Widerspruch 
zurückgewiesen.

§ 24 
Abweichungen von der Geschäftsordnung

Von den Vorschriften dieser Geschäftsordnung kann nur im 
Einzelfall und nur dann abgewichen werden, wenn gesetzliche 
Bestimmungen nicht entgegenstehen und kein Mitglied in der 
Sitzung des Gemeinderates widerspricht.

§ 25 
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Geschäfts-
ordnung werden verallgemeinernd verwendet und beziehen 
sich auf alle Geschlechter.

§ 26 
Inkrafttreten

Die Geschäftsordnung tritt mit Beschlussfassung des Gemein-
derates am 15.07.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäfts-
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Mitglieder: Dr. med. Margot Bär
Günter Köpp
Andreas Tomaschek

Beratung und Beschlussfassung über die Geschäftsord-
nung für den Gemeinderat Benndorf
Vorlage: BEN/BV/002/2024
Der Gemeinderat beschließt, der vorliegenden Geschäftsord-
nung für den Gemeinderat der Gemeinde Benndorf zuzustim-
men.

Beratung und Beschlussfassung über die Hauptsatzung 
für die Gemeinde Benndorf
Vorlage: BEN/BV/003/2024
Der Gemeinderat beschließt, der vorliegenden Hauptsatzung 
der Gemeinde Benndorf geändert zuzustimmen.

Wahl der stellvertretenden Bürgermeister/-innen für den 
Vertretungsfall
Vorlage: BEN/BV/004/2024
Der Gemeinderat wählt gemäß seiner Hauptsatzung zwei Mit-
glieder des Gemeinderates als 1. und 2. Stellvertreter/in des 
Bürgermeisters für den Verhinderungsfall nach § 96 Abs. 4 Satz 
3 u. 4 KVG LSA.
Als Stellvertreter/in des Bürgermeisters im Verhinderungsfall 
wurden gewählt:
1. Stellvertreter/in: Kerstin Lienow
2. Stellvertreter/in: Bärbel Blume

Klagen gegen Kreisumlagen
Vorlage: BEN/BV/009/2024
Der Gemeinderat beschließt gegen den Kreisumlagebescheid 
2024 Klage einzureichen.

Bekanntgabe der Beschlüsse aus der  
konstituierenden Gemeinderatssitzung 
Blankenheim am 29.07.2024
Öffentlicher Teil:

Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl zum Gemeinde-
rat am 09.06.2024
Vorlage: BLA/BV/001/2024
Der Gemeinderat beschließt über nachfolgende Wahlprüfungs-
entscheidung:
1.	 Einwendungen gegen die Gemeindewahl liegen nicht vor.
2.	 Die Gemeinderatswahl der Gemeinde Blankenheim vom 

09.06.2024 ist gültig.

Mitteilung des Bürgermeisters über die gebildeten Frakti-
onen und deren Vorsitzende
Vorlage: BLA/MV/012/2024
Von der Mitteilung wurde Kenntnis genommen Auf die Bildung 
von Fraktionen wurde verzichtet.

Beratung und Beschlussfassung über die Geschäftsord-
nung für den Gemeinderat Blankenheim
Vorlage: BLA/BV/002/2024
Der Gemeinderat beschließt, der geänderten Geschäftsord-
nung für den Gemeinderat der Gemeinde Blankenheim zuzu-
stimmen.

Beratung und Beschlussfassung über die Hauptsatzung 
für die Gemeinde Blankenheim
Vorlage: BLA/BV/003/2024
Der Gemeinderat beschließt, der vorliegenden Hauptsatzung 
der Gemeinde Blankenheim zuzustimmen.

(5) Für den Zugriff auf das Ratsinformationssystem wird eine 
Internetverbindung (WLAN, Mobilfunk) benötigt. Für die Inter-
netverbindung haben die Gemeinderatsmitglieder selbst Sorge 
zu tragen.

(6) Die Mitglieder des Gemeinderates haben sicherzustellen, 
dass mögliche Beeinträchtigungen durch auf dem Endgerät 
ggf. installierte und eingesetzte andere Programme bzw. An-
wendungen, die die Funktionsfähigkeit des von der Gemeinde 
zur Verfügung gestellten Ratsinformationssystems beeinträch-
tigen können, ausgeschlossen sind.

§ 3 
Nutzungszeitraum und Ausscheiden aus dem  
Gemeinderat

(1) Die Sitzungsunterlagen auf dem jeweiligen Endgerät sind 
nach Ende der Wahlperiode unverzüglich zu löschen, sofern 
der Mandatsträger dem neu gewählten Gemeinderat nicht 
mehr angehört. Entsprechendes gilt, wenn das Mitglied des 
Gemeinderates vor dem Ende der Wahlperiode aus dem Ge-
meinderat ausscheidet.

(2) Das Zugriffsrecht auf das Ratsinformationssystem endet mit 
Ausscheiden aus dem Gemeinderat.

§ 4 
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Richtlinie 
werden verallgemeinernd verwendet und beziehen sich auf alle 
Geschlechter.

Bekanntgabe der Beschlüsse der  
Gemeinderatssitzung der Gemeinde  
Benndorf vom 22.07.2024
Öffentlicher Teil:
Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl zum Gemeinde-
rat am 09.06.2024
Vorlage: BEN/BV/001/2024
Der Gemeinderat beschließt über nachfolgende Wahlprüfungs-
entscheidung:
1. ���Einwendungen gegen die Gemeindewahl liegen nicht vor.
2. �Die Gemeinderatswahl der Gemeinde Benndorf vom 

09.06.2024 ist gültig.

Mitteilung des Bürgermeisters über die gebildeten Frakti-
onen und deren Vorsitzende
Vorlage: BEN/MV/008/2024
Von der Mitteilungsvorlage wurde Kenntnis genommen.
Folgende Fraktionen des Gemeinderates Benndorf wurden ge-
bildet:

1. Fraktion: AfD-Fraktion
Vorsitzender: Marco Ehrhardt
Stellvertreter: Bernhard Fleischer
Mitglieder: Bernd Rößler

2. Fraktion: Fraktion - die Mitte
Vorsitzender: Michael Probst
Stellvertreter: Florian Probst
Mitglieder: Ralf Malzahn

Bärbel Blume

3. Fraktion: CDU - Fraktion
Vorsitzender: Eric Lienow
Stellvertreter: Kerstin Lienow
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Hauptsatzung der Gemeinde Blankenheim
Aufgrund der §§ 8 und 10 Kommunalverfassungsgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. 6. 2014 (GVBl. LSA 
S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.05.2024 (GVBl. 
LSA S. 128, 132), hat der Gemeinderat der Gemeinde Blanken-
heim in seiner Sitzung am 29.07.2024 folgende Hauptsatzung 
beschlossen:

I. Abschnitt
Benennung und Hoheitszeichen

§ 1
Name, Bezeichnung

Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Blankenheim“. Sie 
besteht aus den Ortsteilen Blankenheim und Klosterrode.

§ 2
Wappen, Flagge, Dienstsiegel

(1) Das Wappen der Gemeinde Blankenheim zeigt: „In Silber 
aus erhöhtem grünem Schildfuß wachsend eine grüne Eiche 
mit Eicheln, im Schildfuß ein rundbogiger schwarzer Durch-
bruch, eingefasst von silbernen Hausteinen und belegt mit sil-
bernem Bergmannsgezähe“.
(2) Die Flagge der Gemeinde ist grün-weiß (1:1) gestreift und 
mittig mit dem Wappen belegt – bei Längsform mit senkrecht 
verlaufenden Streifen und bei der Querform mit waagerecht 
verlaufenden Streifen.
(3) Die Gemeinde führt ein Dienstsiegel, das dem der Hauptsat-
zung beigefügten Dienstsiegelabdruck entspricht. Das Dienst-
siegel enthält das Wappen und die Umschrift „Gemeinde Blan-
kenheim“.
(4) Das Führen des Dienstsiegels ist dem Bürgermeister vor-
behalten.

II. Abschnitt
Organe

§ 3
Gemeinderat

(1) Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Gemeinderates.
(2) Der Gemeinderat wählt für die Dauer der Wahlperiode aus 
seiner Mitte in der konstituierenden Sitzung zwei Stellvertre-
ter für den Verhinderungsfall, die den Bürgermeister auch beim 
Vorsitz im Gemeinderat vertreten. Die Stellvertreter führen 
nach der Reihenfolge der Vertretungsbefugnis die Bezeichnung 
„Erster stellvertretender Bürgermeister“ bzw. „Zweiter stellver-
tretender Bürgermeister“.
(3) Die Stellvertreter können mit der Mehrheit der Mitglieder des 
Gemeinderates abgewählt werden. Eine Neuwahl hat unver-
züglich stattzufinden.

§ 4
Festlegung von Wertgrenzen

Der Gemeinderat entscheidet über
1. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwen-

dungen und Auszahlungen, wenn der Vermögenswert 
15.000,00 Euro übersteigt und kein Fall von § 105 Abs. 4 
KVG LSA vorliegt,

2. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ver-
pflichtungsermächtigungen, wenn der Vermögenswert 
15.000,00 Euro übersteigt,

3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 7 und 10 KVG LSA, 
wenn der Vermögenswert 15.000,00 Euro übersteigt,

4. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen 
und ähnlichen Zuwendungen für einzelne Aufgaben der 
Gemeinde, wenn der Vermögenswert 100,00 Euro über-
steigt.

Wahl der stellvertretenden Bürgermeister/-innen für den 
Vertretungsfall
Vorlage: BLA/BV/004/2024
Der Gemeinderat wählt gemäß seiner Hauptsatzung zwei Mit-
glieder des Gemeinderates als 1. und 2. Stellvertreter/in des 
Bürgermeisters für den Verhinderungsfall nach § 96 Abs. 4 Satz 
3 u. 4 KVG LSA.

Als Stellvertreter/in des Bürgermeisters im Verhinderungsfall 
wurden gewählt:
1. Stellvertreter/in: Herr Steffen Leder
2. Stellvertreter/in: Herr Steffen Zwanzig

Klagen gegen Kreisumlagen
Vorlage: BLA/BV/005/2024
Der Gemeinderat beschließt gegen den Kreisumlagebescheid 
2024 Klage einzureichen.

Personalangelegenheit
Rücktritt des Bürgermeisters
Vorlage: BLA/BV/009/2024
Der Gemeinderat stellt den Rücktritt des amtierenden Bürger-
meisters, Herrn André Strobach, mit Wirkung vom 31.12.2024 
fest.

Festlegung des Wahltages für die Wahl des Bürgermeisters
Vorlage: BLA/BV/008/2024
Der Gemeinderat beschließt, dass für die Wahl des Bürger-
meisters der Gemeinde Blankenheim

Sonntag, der 09.03.2025 als Wahltag
bestimmt wird.
Als Termin für eine eventuell notwendige Stichwahl wird

Sonntag, der 23.03.2025
festgelegt.

Beschlussfassung über die öffentliche Bekanntmachung 
der Ausschreibung der Stelle des ehrenamtlichen Bürger-
meisters
Vorlage: BLA/BV/007/2024
Der Gemeinderat beschließt die vorliegende Stellenausschrei-
bung für die Wahl des Bürgermeisters der Gemeinde Blanken-
heim.
Die Bekanntmachung der Stellenausschreibung erfolgt gemäß 
der geltenden Hauptsatzung im Amtsblatt der Verbandsge-
meinde Mansfelder Grund-Helbra, dem „Helbraer Kommunal-
anzeiger“.
Als Ende der Einreichungsfrist für Bewerbungen wird der 
03.12.2024, 18.00 Uhr festgelegt.

WP Wimmelburg: Vertrag zur finanziellen Beteiligung von 
Kommunen an Windenergieanlagen (Bestandsanlagen 
Statkraft)
Vorlage: BLA/BV/010/2024
Der Gemeinderat der Gemeinde Blankenheim bevollmächtigt 
den Bürgermeister zur Vertragsunterzeichnung des vorliegen-
den Vertrages zur finanziellen Beteiligung von Kommunen an 
Windenergieanlagen im WP Wimmelburg (Bestandsanlagen 
der Statkraft) gem. § 6 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2023 i. V. m. § 100 Abs. 
2 EEG.

Nichtöffentlicher Teil:
Vergabe von Bauleistungen: Fassadensanierung Bürger-
haus Kreisfelder 165a
Vorlage: BLA/BV/006/2024
Der Gemeinderat beschließt, für die Fassadensanierung dem 
Bieter Nr. 1 den Zuschlag zu erteilen.

Vergabeentscheidung - Grundhafter Ausbau Kleine Sied-
lung, Blankenheim
Vorlage: BLA/BV/011/2024
Der Gemeinderat beschließt, dem Bieter Nr.: 3 den Zuschlag für 
die Maßnahme „Sanierung, der Straße Kleine Siedlung“ in der 
Gemeinde Blankenheim zu erteilen. Hieraus wird ein Teilauftrag 
an den Bieter beauftragt.
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durchgeführt werden, in dem die mit „ja“ oder „nein“ zu be-
antwortende Frage formuliert ist und insbesondere festgelegt 
wird, ob die Befragung elektronisch über das Internet oder im 
schriftlichen Verfahren erfolgt, in welchem Zeitraum die Be-
fragung durchgeführt wird und in welcher Form das Abstim-
mungsergebnis bekanntzugeben ist. In dem Beschluss sind 
auch die voraussichtlichen Kosten der Befragung darzustellen.

IV. Abschnitt
Ehrenbürger

§ 11
Ehrenbürgerrecht, Ehrenbezeichnung

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürgerrechtes 
oder der Ehrenbezeichnung der Gemeinde bedarf einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Ge-
meinderates.

V. Abschnitt
Öffentliche Bekanntmachungen

§ 12
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Soweit nicht Rechtsvorschriften besondere Regelungen tref-
fen, erfolgen die gesetzlich erforderlichen Bekanntmachungen 
im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra 
„Helbraer Kommunalanzeiger“. Die Bekanntmachung ist mit 
Ablauf des Erscheinungstages bewirkt, in dem das Amtsblatt 
den bekanntzumachenden Text enthält.
(2) Auf Ersatzbekanntmachungen gemäß § 9 Abs. 3 KVG LSA 
wird unter Angabe des Gegenstandes, des Ortes und der 
Dauer der Auslegung sowie der Öffnungszeiten des Verwal-
tungsgebäudes (An der Hütte 1, 06311 Helbra) im Amtsblatt 
der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helbraer 
Kommunalanzeiger“ spätestens am Tag vor dem Beginn der 
Auslegung hingewiesen. Die Auslegungsfrist beträgt zwei Wo-
chen, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist. Die Ersatzbe-
kanntmachung ist mit Ablauf des Tages bewirkt, in dem der 
Auslegungszeitraum endet. Gleiches gilt, wenn eine öffentliche 
Auslegung nach einer Rechtsvorschrift erfolgt, die keine be-
sonderen Bestimmungen enthält.
(3) Nach dem Baugesetzbuch erforderliche ortsübliche Be-
kanntmachungen erfolgen nach Absatz 1. Der Inhalt der Be-
kanntmachung wird zusätzlich unter der Internetadresse www.
verwaltungsamt-helbra.de und unter Angabe des Bereitstel-
lungstages in das Internet eingestellt.
(4) Der Text bekanntgemachter Satzungen und Verordnungen 
wird in Internet unter www.verwaltungsamt-helbra.de zugäng-
lich gemacht. Weitere Bekanntmachungen nach Absatz 1 Satz 
1 werden ebenfalls unter dieser Internetadresse zugänglich 
gemacht. Die Satzungen und Verordnungen können im Ver-
waltungsgebäude (An der Hütte 1, 06311 Helbra) während der 
Öffnungszeiten eingesehen und kostenpflichtig kopiert werden.
(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Gemeindera-
tes sowie der Zeitpunkt und die Abstimmungsgegenstände der 
Beschlussfassung im Wege eines schriftlichen oder elektroni-
schen Verfahrens nach § 56a Abs. 3 KVG LSA werden durch 
Aushang an folgenden Aushängekästen bekannt gemacht

• August-Bebel-Straße 75
• Ortsteil Klosterrode, Klosterrode Nr. 40
• Kreisfelder Weg 165a (Bürgerhaus)
• Thomas-Müntzer-Str. 16
Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des ersten Tages des Aus-
hangs bewirkt. Der Aushang darf frühestens am Tag nach der 
Sitzung abgenommen werden. Die Sitzungsbekanntmachung 
wird nachrichtlich im Internet unter www.verwaltungsamt-
helbra.de eingestellt. Wird die Sitzung nach § 56a Abs. 2 KVG 
LSA als Videokonferenzsitzung durchgeführt, so erfolgt in der 
Bekanntmachung ein Hinweis, in welcher Weise der öffentliche 
Teil der Videokonferenzsitzung digital verfolgt werden kann.

§ 5
Auskunftsrecht

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat das Recht, schriftlich, 
elektronisch oder in der Sitzung des Gemeinderates mündlich 
Anfragen zu allen Angelegenheiten der Gemeinde und der Ge-
meindeverwaltung sowohl zu allen Aufgaben des eigenen als 
auch des übertragenen Wirkungskreises an den Bürgermeister 
bzw. den Verbandsgemeindebürgermeister zu richten; die Aus-
kunft ist entsprechend zu erteilen.
(2) Kann eine Anfrage während der Sitzung nicht unverzüglich 
mündlich beantwortet werden, hat der Bürgermeister bzw. der 
Verbandsgemeindebürgermeister die Auskunft binnen einer 
Frist von in der Regel einem Monat schriftlich zu erteilen.

§ 6
Geschäftsordnung

Das Verfahren im Gemeinderat und in den Ausschüssen wird 
durch eine vom Gemeinderat zu beschließende Geschäftsord-
nung geregelt.

§ 7
Bürgermeister

Der Bürgermeister entscheidet über Geschäfte der laufen-
den Verwaltung gemäß § 96 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 66 Abs. 
1 Satz 3 KVG LSA in eigener Verantwortung. Hierzu gehören 
die regelmäßig wiederkehrenden Geschäfte, die nach bereits 
feststehenden Grundsätzen entschieden werden und keine we-
sentliche Bedeutung haben oder die im Einzelfall einen Vermö-
genswert von 15.000 Euro (Brutto) nicht übersteigen. Darüber 
hinaus wird ihm die Entscheidung über die in § 4 Ziff. 1 bis 4 
genannten Rechtsgeschäfte übertragen, sofern die dort festge-
legten Wertgrenzen unterschritten werden.

§ 8
Gleichstellungsbeauftragte

Die Gemeinde ist Mitgliedsgemeinde der Verbandsgemein-
de Mansfelder Grund-Helbra. Die von der Verbandsgemeinde 
gemäß § 78 KVG LSA bestellte Gleichstellungsbeauftragte ist 
auch für den Bereich der Gemeinde Blankenheim zuständig 
und in Ausübung ihrer Tätigkeit nicht weisungsgebunden. An 
den Sitzungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse 
kann sie teilnehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist. 
In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches ist ihr auf Wunsch 
das Wort zu erteilen.

III. Abschnitt
Unterrichtung und Beteiligung der Einwohner

§ 9
Einwohnerversammlung

(1) Über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Gemeinde 
können die Einwohner auch durch Einwohnerversammlungen 
unterrichtet werden. Der Bürgermeister beruft die Einwohner-
versammlungen ein. Er setzt die Gesprächsgegenstände sowie 
Ort und Zeit der Veranstaltung fest. Die Einladung ist gemäß § 
12 Abs. 5 bekanntzumachen und soll 14 Tage vor Beginn der 
Veranstaltung erfolgen. Die Einladungsfrist kann bei besonde-
rer Dringlichkeit auf drei Tage verkürzt werden.
(2) Der Bürgermeister unterrichtet den Gemeinderat in seiner 
nächsten Sitzung über den Ablauf der Einwohnerversammlung 
und die wesentlichen Ergebnisse.

§ 10
Bürgerbefragung

Eine Bürgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt aus-
schließlich in wichtigen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinde, mit Ausnahme der in § 26 Abs. 
2 Satz 2 Nr. 4 bis 8 KVG LSA genannten Angelegenheiten. 
Sie kann nur auf Grundlage eines Gemeinderatsbeschlusses 
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ter elektronisch gemäß § 3 unter Mitteilung der Tagesordnung 
und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung ein. Am Tag nach 
Sendung der digitalen Einladung gelten sämtliche Unterlagen 
als zugegangen. Bei Durchführung einer Videokonferenzsit-
zung nach § 23 wird der Zugang zur Ton- und Bildübertragung 
mit der Einberufung als Link per E-Mail bzw. im Ratsinformati-
onssystem zur Verfügung gestellt. Die Einladung zur konstituie-
renden Sitzung erfolgt an alle schriftlich.
(2) Der Gemeinderat ist einzuberufen, so oft es die Geschäfts-
lage erfordert. Der Gemeinderat ist unverzüglich einzuberufen, 
wenn es ein Viertel seiner Mitglieder unter Angabe des Ver-
handlungsgegenstandes verlangt oder sofern die letzte Sit-
zung länger als drei Monate zurückliegt und ein Mitglied des 
Gemeinderates die Einberufung unter Angabe des Beratungs-
gegenstandes beantragt.
(3) Die Einladung hat so rechtzeitig wie möglich zu erfolgen, 
mindestens jedoch unter Einhaltung einer Frist von einer Woche 
vor der Sitzung. Dies gilt nicht, wenn eine Sitzung des Gemein-
derates vor Erschöpfung der Tagesordnung gemäß § 2 Abs. 2 
vertagt werden muss. In diesem Fall kann die Sitzung zur Er-
ledigung der restlichen Tagesordnung an einem der nächsten 
Tage fortgesetzt werden. Eine erneute schriftliche Ladung so-
wie die Einhaltung einer Frist sind nicht erforderlich. Die in der 
Sitzung nicht anwesenden Gemeinderäte sind von dem neuen 
Termin unverzüglich zu unterrichten.
(4) In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden 
(Notfall), kann der Gemeinderat vom Vorsitzenden ohne Frist, 
formlos und nur unter Angabe der Verhandlungsgegenstände 
einberufen werden. Ein Notfall ist gegeben, wenn die Beratung 
und Entscheidung über die Angelegenheit nicht bis zur nächs-
ten Sitzung aufgeschoben werden kann, ohne dass nicht zu 
beseitigende Nachteile eintreten.
(5) Die Gemeinderatsmitglieder sind verpflichtet an den Sitzun-
gen teilzunehmen. Wer nicht oder nicht rechtzeitig an den Sit-
zungen teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen 
muss, zeigt dies dem Vorsitzenden oder dem Protokollführer 
vor der Sitzung an. Die Mitglieder haben sich in die Anwesen-
heitsliste einzutragen. Zeitpunkt des Betretens bzw. Verlassen 
des Sitzungsraumes werden in der Anwesenheitsliste festge-
halten.

§ 2
Sitzungszeiten, Dauer und Vertagung

(1) Die Sitzungen sollen nicht nach 19:00 Uhr beginnen und 
spätestens nach 3 Stunden beendet werden.
(2) Nach 21:45 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunk-
te aufgerufen. Der in der Beratung befindliche Tagesordnungs-
punkt wird abschließend behandelt. Danach ist die Sitzung zu 
schließen. Sofern die Sitzung nicht gemäß § 1 Abs. 3 Sätze 3 
bis 5 an einem der nächsten Tage fortgesetzt wird, sind die 
restlichen Punkte in der nächstfolgenden Sitzung an vorderster 
Stelle zu behandeln.

§ 3
Elektronische Sitzungsinformationen, Umgang mit 
Dokumenten und elektronischen Medien

(1) Die Gemeinde hat ein gesichertes elektronisches Ratsinfor-
mationssystem installiert. Dieses ist über die Homepage www.
verwaltungsamt-helbra.de, Rubrik Sitzungsdienst bzw. unter 
www.verwaltungsamt-helbra.eu/sessionnet/ri mit jedem han-
delsüblichen internetfähigen Gerät über einen Webbrowser zu 
erreichen.
(2) Die Ratsmitglieder erhalten nach der konstituierenden Sit-
zung Zugangsdaten in Form von Nutzerkennzeichen und Kenn-
wort für das Ratsinformationssystem zur Verfügung gestellt. 
Das Nähere regelt die Richtlinie über die digitale Ratsarbeit in 
der Anlage der Geschäftsordnung.
(3) Die Gemeinderatsmitglieder werden in der Regel per Email 
zur Sitzung unter Beifügung der Tagesordnung und mit dem 
Hinweis auf das Bereitstehen der Unterlagen im Ratsinforma-
tionssystem eingeladen. Sämtliche Unterlagen gelten am Tag 

(6) Bekanntmachungen aus Anlass von Wahlen erfolgen durch 
7-tägigen Aushang an den Aushängekästen. Die Standorte sind 
unter Absatz 5 benannt.
(7) Abweichend von Absatz 1 erfolgt die Bekanntmachung von 
Stichwahlen gem. § 30a Abs. 2 Kommunalwahlgesetz für das 
Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) in der Regionalausgabe der 
Mitteldeutschen Zeitung.
(8) Die Bekanntmachung von Stellenausschreibungen nach  
§ 63 Abs. 2 KVG LSA erfolgt abweichend von Abs. 6 im Amts-
blatt der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helb-
raer Kommunalanzeiger“.
(9) Alle übrigen Bekanntmachungen sind im Amtsblatt der Ver-
bandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helbraer Kommu-
nalanzeiger“ bekanntzumachen. An die Stelle dieser Bekannt-
machung kann als vereinfachte Form auch der Aushang an dem 
Aushängekasten des Verwaltungsgebäudes (An der Hütte 1,  
06311 Helbra) treten, wenn der Inhalt der Bekanntmachung 
eine Person oder einen eng begrenzten Personenkreis betrifft. 
Die Aushängefrist beträgt, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
zwei Wochen. Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des ersten 
Tages des Aushangs bewirkt. Auf dem Aushang ist zu vermer-
ken, von wann bis wann ausgehängt wird.

VI. Abschnitt
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 13
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung 
werden verallgemeinernd verwendet und beziehen sich auf alle 
Geschlechter.

§ 14
Inkrafttreten

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Hauptsatzung der Gemein-
de Blankenheim vom 14.11.2022 außer Kraft.

Blankenheim, den 29.07.2024

Strobach
Bürgermeister

Anlage
Dienstsiegelabdruck der Gemeinde Blankenheim

Geschäftsordnung für den Gemeinderat der 
Gemeinde Blankenheim
Der Gemeinderat der Gemeinde Blankenheim hat gemäß § 59 
Kommunalverfassungsgesetz Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 
17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 16.05.2024 (GVBl. LSA S. 128, 132), in seiner Sitzung am 
29.07.2024 folgende Geschäftsordnung für den Gemeinderat 
und seine Ausschüsse beschlossen:

I. ABSCHNITT
Sitzungen des Gemeinderates

§ 1
Einberufung, Einladung, Teilnahme

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates beruft den Gemeinde-
rat im Einvernehmen mit dem Verbandsgemeindebürgermeis-
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entsprechende Anwendung.
(3) Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeich-
nungen öffentlicher Sitzungen durch Presse, Rundfunk und 
ähnliche Medien sind zulässig, wenn sie den Sitzungsablauf 
nicht beeinträchtigen. Sie sind dem Vorsitzenden vorher anzu-
zeigen. Dieser ist berechtigt, Auflagen, die der Aufrechterhal-
tung der Ordnung in der Sitzung dienen, über u.a.

• die Festlegung der Dauer der Ton- und/oder Bildaufzeich-
nung/Übertragung

• die Festlegung des Standortes für Ton- und Bildaufzeich-
nungstechnik

• Ausnahmen im Einzelfall
zu erteilen. Dem Vorsitzenden des Gemeinderates steht dar-
über hinaus im Rahmen seiner Ordnungsfunktion (§ 57 Abs. 1 
Satz 2 KVG LSA) das Recht zu, Bild- und Tonaufzeichnungen 
sowie -übertragungen zu untersagen.
(4) Unter den in Absatz 3 genannten Maßgaben sind auch durch 
den Gemeinderat veranlasste Ton- und Bildübertragungen so-
wie Ton- und Bildaufzeichnungen öffentlicher Sitzungen zuläs-
sig. Nach Satz 1 erstellte Ton- und Bildträger sind dem Ge-
meindearchiv zur Übernahme in das kommunale Archivgut zu 
übergeben.

§ 6
Ausschluss der Öffentlichkeit

(1) Durch Beschluss des Gemeinderates ist im Rahmen des § 
52 Abs. 2 KVG LSA über den Ausschluss der Öffentlichkeit von 
einzelnen Tagesordnungspunkten zu entscheiden. Soweit das 
öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner dies er-
fordern, werden insbesondere in nicht öffentlicher Sitzung be-
handelt:

a) Personalangelegenheiten,
b) Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, 

deren nicht öffentliche Behandlung im Einzelfall von der 
Fachaufsichtsbehörde verfügt ist,

c) persönliche Angelegenheiten der Mitglieder des Gemein-
derates,

d) Grundstücksangelegenheiten sowie die Ausübung des 
Vorkaufsrechtes,

e) Vergabeentscheidungen,
f) sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch 

Gesetz vorgeschrieben ist.
(2) In nicht öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse sind nach 
Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder - wenn dies ungeeig-
net ist - in der nächsten öffentlichen Sitzung bekannt zu geben, 
sofern nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen 
Einzelner entgegenstehen.

§ 7
Sitzungsleitung und -verlauf

(1) Der Vorsitzende hat die Sitzung unparteiisch zu leiten. Er ruft 
die Verhandlungsgegenstände auf und stellt sie zur Beratung 
und Beschlussfassung. Will er zu einem Verhandlungsgegen-
stand als Mitglied des Gemeinderates sprechen, so gibt er den 
Vorsitz für die Dauer der Beratung und Beschlussfassung die-
ses Gegenstandes an seinen Stellvertreter ab.
(2) Sind der Vorsitzende und sein(e) Stellvertreter verhindert, 
so wählt der Gemeinderat unter Vorsitz des an Jahren ältesten 
anwesenden und hierzu bereiten Mitgliedes für die Dauer der 
Verhinderung, längstens für die Dauer der Sitzung, einen Vor-
sitzenden aus seiner Mitte.
(3) Die Sitzungen des Gemeinderates sind grundsätzlich in fol-
gender Reihenfolge durchzuführen:

a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen 
Einberufung, der fehlenden Mitglieder des Gemeinderates 
und der Beschlussfähigkeit,

b) Entscheidung über Änderungsanträge zur Tagesordnung 
und Feststellung der Tagesordnung,

c) Abstimmung über die Niederschrift der letzten Sitzung,

nach Versendung der Einladung als zugegangen. Weiterhin 
werden im Bürgerinformationsdienst auf der Internetseite der 
Verbandsgemeinde (www.verwaltungsamt-helbra.de unter der 
genauen Adresse www.verwaltungsamt-helbra.eu/sessionnet/
bi) alle für die Öffentlichkeit bestimmten Sitzungsinformationen 
zur Verfügung gestellt.
(4) Durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden 
können Einladung, Sitzungsunterlagen und Protokolle in be-
gründeten Fällen den Gemeinderatsmitgliedern und sonstigen 
Gremienmitgliedern per Post zugeleitet werden. Die Erklärung 
kann jederzeit widerrufen werden.
(5) Der Verschwiegenheitspflicht nach § 32 Abs. 2 KVG LSA 
unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente, insbe-
sondere Sitzungsunterlagen, sind so aufzubewahren, dass sie 
dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. Im Umgang mit 
solchen Dokumenten sind die Geheimhaltungsinteressen und 
der Datenschutz zu beachten. Werden diese Dokumente für die 
Tätigkeit als Mitglied des Gemeinderates nicht mehr benötigt, 
sind sie zurückzugeben oder datenschutzkonform zu vernich-
ten bzw. zu löschen.
(6) Die Nutzung elektronischer Medien während der Sitzung 
darf nur erfolgen, soweit durch sie eine aktive Sitzungsteilnah-
me nicht gefährdet und der Sitzungsverlauf nicht gestört wird. 
Für die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Mitglieder 
des Gemeinderates gilt § 5 Abs. 3 entsprechend.

§ 4
Tagesordnung

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates stellt die Tagesordnung 
im Einvernehmen mit dem Verbandsgemeindebürgermeister 
auf. Die Tagesordnung gliedert sich in einen öffentlichen und 
bei Bedarf in einen nicht öffentlichen Teil.
(2) Anträge zur Tagesordnung können Gemeinderatsmitglieder 
und Fraktionen bis spätestens 14 Tage vor der Sitzung stellen. 
Die Anträge sind dem Vorsitzenden schriftlich oder elektro-
nisch zuzuleiten. Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des 
Gemeinderates oder einer Fraktion ist ein Verhandlungsge-
genstand auf die Tagesordnung spätestens der übernächsten 
Sitzung zu setzen. Dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat den 
gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs 
Monate bereits verhandelt hat.
(3) Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der Tagesord-
nung um Angelegenheiten, die in öffentlicher Sitzung zu behan-
deln wären, nicht zulässig. Die Erweiterung der Tagesordnung 
um eine dringende Angelegenheit, die in nicht öffentlicher Sit-
zung zu behandeln wäre, ist nur zu Beginn einer nicht öffentli-
chen Sitzung zulässig, wenn alle Mitglieder des Gemeinderates 
anwesend sind und kein Mitglied widerspricht.
(4) Der Gemeinderat beschließt zu Beginn der jeweiligen Sit-
zung über die Feststellung der Tagesordnung und über die 
öffentliche oder nicht öffentliche Behandlung der Tagesord-
nungspunkte. Auf Antrag kann über die Absetzung von An-
gelegenheiten von der Tagesordnung oder die Änderung der 
Reihenfolge der Tagesordnungspunkte mit der Mehrheit der 
auf „ja“ oder „nein“ lautenden Stimmen entschieden werden. 
Betrifft ein Antrag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufga-
benbereich der Gemeinde fällt, ist der Antrag ohne Sachdebat-
te durch Beschluss des Gemeinderates von der Tagesordnung 
abzusetzen.

§ 5
Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) Jedermann hat das Recht, an öffentlichen Sitzungen des 
Gemeinderates und seiner Ausschüsse teilzunehmen. Sind die 
für Zuhörer vorgesehenen Plätze besetzt, können weitere Inte-
ressenten zurückgewiesen werden. Zuhörer sind nicht berech-
tigt, in Sitzungen das Wort zu ergreifen oder sich selbst an den 
Verhandlungen zu beteiligen.
(2) An den öffentlichen Sitzungen können Vertreter der Presse, 
des Rundfunks und ähnlicher Medien teilnehmen. Ihnen sind 
besondere Sitze zuzuweisen. Absatz 1 Sätze 2 und 3 finden 
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(2) Die Mitglieder des Gemeinderates, die wegen eines Inter-
essenkonfliktes gemäß § 33 KVG LSA (Mitwirkungsverbot) von 
der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen sein könnten, 
haben dies dem Vorsitzenden des Gemeinderates vor Beginn 
der Beratung des entsprechenden Tagesordnungspunktes un-
aufgefordert mitzuteilen und den Sitzungsraum zu verlassen. 
Bei öffentlicher Sitzung kann sich das Mitglied in dem für Zuhö-
rer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten.
(3) Ein Mitglied des Gemeinderates darf in der Sitzung nur dann 
sprechen, wenn ihm der Vorsitzende das Wort erteilt. Das Wort 
kann wiederholt erteilt werden. Der Vorsitzende erteilt das Wort 
möglichst in der Reihenfolge der Wortmeldungen. Melden sich 
mehrere Mitglieder gleichzeitig zu Wort, so entscheidet der 
Vorsitzende über die Reihenfolge. Dem Bürgermeister bzw. 
Verbandsgemeindebürgermeister ist zur tatsächlichen und 
rechtlichen Klarstellung des Sachverhalts auch außerhalb der 
Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu erteilen.
(4) Die Redner sprechen grundsätzlich von ihrem Platz aus. 
Die Anrede ist an den Gemeinderat, nicht an die Zuhörer zu 
richten. Die Redner haben sich an den zur Beratung stehenden 
Antrag zu halten und nicht vom Thema abzuweichen. Die Re-
dezeit eines Mitgliedes oder der Mitglieder des Gemeinderates 
insgesamt kann vom Gemeinderat durch Beschluss festgelegt 
werden.
(5) Während der Beratung sind nur zulässig:

a) Änderungs- und Zusatzanträge (Sachanträge) gemäß § 11
b) Anträge zur Geschäftsordnung gemäß § 12.
(6) Der Gleichstellungsbeauftragten ist auf Verlangen, und so-
weit Aufgaben ihres Geschäftsbereiches betroffen sind, in der 
Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu erteilen.
(7) Den Vertrauenspersonen von Einwohneranträgen und Bür-
gerbegehren ist zu Beginn der Beratung des Einwohneran-
trages bzw. des Bürgerbegehrens Gelegenheit zu geben, ihr 
Anliegen zu erläutern. Ihr Wortbeitrag soll sich auf 10 Minuten 
beschränken. In einer anschließenden Beratung kann ihnen 
vom Vorsitzenden das Wort erteilt werden.
(8) Der Vorsitzende des Gemeinderates und der Antragsteller 
haben das Recht zur Schlussäußerung. Die Beratung des Ta-
gesordnungspunktes wird vom Vorsitzenden des Gemeindera-
tes geschlossen.

§ 11
Sachanträge

(1) Änderungs- und Zusatzanträge können bis zur Abstimmung 
gestellt werden. Mündlich gestellte Anträge sind dem Vorsit-
zenden auch schriftlich vorzulegen. Hält der Vorsitzende einen 
Antrag für unzulässig, so hat er vorab über die Zulässigkeit 
abstimmen zu lassen. Außerhalb der Sitzung können Anträge 
beim Vorsitzenden des Gemeinderates oder beim Bürgermeis-
ter schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift, eingereicht 
werden.
(2) Anträge können, solange darüber noch nicht abgestimmt 
wurde, von dem Antragsteller zurückgezogen werden. Ein zu-
rückgezogener Antrag kann von einem anderen Mitglied des 
Gemeinderates aufgenommen werden mit der Folge, dass über 
den aufgenommenen anstelle des zurückgezogenen Antrages 
abgestimmt wird.

§ 12
Geschäftsordnungsanträge

(1) Folgende Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit 
gestellt werden:

a) Schluss der Rednerliste,
b) Verweisung an den Bürgermeister,
c) Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung 

oder Vertagung,
d) Festsetzung sowie Verlängerung und Verkürzung der Re-

dezeit,
e) Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der Sitzung,
f) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit,

d) Bericht des Bürgermeisters und Verbandsgemeindebür-
germeisters über die Ausführung gefasster Beschlüsse, 
ggf. über wichtige Gemeindeangelegenheiten und Eilent-
scheidungen,

e) Einwohnerfragestunde,
f) Bekanntgabe von Mitteilungen, Anfragen und Anregungen
g) Behandlung der Tagesordnungspunkte der öffentlichen 

Sitzung,
h) Behandlung der Tagesordnungspunkte der nicht öffentli-

chen Sitzung,
i) Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten 

Beschlüsse,
j) Schließung der Sitzung.
(4) Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in der 
durch die Einladung festgelegten Reihenfolge zur Beratung und 
Abstimmung. § 4 Abs. 4 Satz 2 bleibt unberührt.

§ 8
Einwohnerfragestunde

(1) Der Gemeinderat führt im Rahmen ordentlicher öffentlicher 
Sitzungen eine Einwohnerfragestunde durch.
(2) Der Vorsitzende des Gemeinderates legt in der Einladung 
zur Sitzung den Beginn der Fragestunde fest.
(3) Der Vorsitzende des Gemeinderates stellt den Beginn und 
das Ende der Fragestunde fest. Findet sich zu Beginn der Fra-
gestunde kein Einwohner ein, kann sie geschlossen werden. 
Die Fragestunde soll auf höchstens 30 Minuten begrenzt sein.
(4) Jeder Einwohner ist berechtigt, grundsätzlich eine Frage 
und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten 
Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen werden nur Fragen von 
allgemeinem Interesse, die in die Zuständigkeit der Gemeinde 
fallen. Bestehen Zweifel, dass der Fragesteller Einwohner der 
Gemeinde ist, so hat sich dieser gegenüber einem Beauftrag-
ten der Gemeinde auszuweisen. Die Erhebung und Verarbei-
tung der personenbezogenen Daten des Fragestellers erfolgt 
auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchst. c der Datenschutz-
Grundverordnung und nur zum Zwecke der schriftlichen Beant-
wortung der Anfrage, sofern diese nicht sofort und vollständig 
mündlich beantwortet werden kann. Nach Beantwortung wer-
den die Daten gelöscht bzw. anonymisiert. In die Niederschrift 
werden nur anonymisierte Daten übernommen.
(5) Angelegenheiten der Tagesordnung können Gegenstand 
der Einwohnerfragestunde sein.
(6) Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich 
durch den Bürgermeister oder den Verbandsgemeindebürger-
meister. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist die Beantwor-
tung einer Frage in der Sitzung nicht möglich, erhält der Ein-
wohner eine schriftliche Antwort, die innerhalb eines Monats 
zu erteilen ist.

§ 9
Anregungen und Beschwerden der Einwohner

Die Einwohner der Gemeinde haben das Recht, sich mit Anre-
gungen und Beschwerden an den Gemeinderat zu wenden. An-
tragsteller sollen über die Stellungnahme des Gemeinderates 
möglichst innerhalb von sechs Wochen unterrichtet werden. 
Kann die Frist nicht eingehalten werden, ist eine Zwischen-
nachricht durch den Bürgermeister zu erteilen.

§ 10
Beratung der Verhandlungsgegenstände

(1) Der Vorsitzende eröffnet die Beratung zu dem jeweiligen Ta-
gesordnungspunkt. Der Bürgermeister oder sein Vertreter er-
läutert und begründet einleitend den Verhandlungsgegenstand. 
Ergänzend kann sich der Vortrag eines Sachverständigen an-
schließen, der bei nicht öffentlichen Sitzungen den Sitzungs-
raum verlässt, bevor in der entsprechenden Angelegenheit be-
raten wird. Die Beratung des jeweiligen Tagesordnungspunktes 
erfolgt nach Wortmeldung durch Erheben der Hand bzw. beider 
Hände für Anträge zur Geschäftsordnung.
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§ 14
Wahlen

(1) Wahlen werden nur in den gesetzlich ausdrücklich genann-
ten Fällen durchgeführt. Sie werden geheim mit Stimmzetteln 
vorgenommen; es kann offen gewählt werden, wenn kein Mit-
glied widerspricht.
(2) Zur Vorbereitung und Durchführung von Wahlen von Perso-
nen werden aus der Mitte des Gemeinderates mehrere Stim-
menzähler bestimmt.
(3) Als Stimmzettel sind äußerlich gleiche Zettel zu verwenden. 
Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass jeder Kandidat 
durch ein Kreuz kenntlich gemacht werden kann. Die farbliche 
Markierung erfolgt einheitlich, um Rückschlüsse auf die stimm-
abgebende Person zu vermeiden. Die Stimmzettel sind vor der 
Abgabe zu falten.
(4) Ungültig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel
a) nicht als amtlich erkennbar ist,
b) leer ist,
c) den Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erken-

nen lässt,
d) einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen ent-

hält,
e) mehr als eine Stimme für einen Bewerber enthält.
(5) Die Auszählung der Stimmen hat in Anwesenheit der Mitglie-
der des Gemeinderates zu erfolgen.
(6) Gewählt ist die Person, die im ersten Wahlgang die Stim-
men der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglie-
der erhalten hat. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so findet 
ein zweiter Wahlgang statt. Im zweiten Wahlgang ist die Per-
son gewählt, die die meisten Stimmen erhalten hat. Ergibt sich 
im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, so entscheidet das 
Los, das der Vorsitzende zieht. Soweit im ersten Wahlgang nur 
eine Person zur Wahl stand und diese Person die erforderliche 
Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Sätze 2 bis 4 keine An-
wendung. Der Vorsitzende gibt das Wahlergebnis unmittelbar 
nach der Wahl bekannt.
(7) Sind mehrere Personen zu wählen, können die Wahlen in 
einem Wahlvorgang durchgeführt werden, indem alle Bewerber 
auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende 
Stelle eine Stimme vergeben werden kann. Gewählt sind die 
Bewerber in der Reihenfolge der Zahl, der für sie abgegebenen 
gültigen Stimmen, wenn zugleich die Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder erreicht ist. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet das Los, das der Vorsitzende zieht.

§ 15
Unterbrechung und Verweisung

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann die Sitzung unter-
brechen. Er hat die Sitzung zu unterbrechen, wenn auf Antrag 
eines Mitgliedes des Gemeinderates ein entsprechender Be-
schluss von der Mehrheit der anwesenden Gemeinderatsmit-
glieder gefasst wird. Die Unterbrechung soll im Regelfall nicht 
länger als 15 Minuten dauern.
(2) Der Gemeinderat kann, sofern ein Tagesordnungspunkt 
nicht durch eine Entscheidung in der Sache abgeschlossen 
wird,
a) den Tagesordnungspunkt zur erneuten Vorbereitung an 

den Bürgermeister zurückverweisen,
b) die Beratung über den Tagesordnungspunkt vertagen.
(3) Über entsprechende Anträge ist sofort abzustimmen. Der 
Schlussantrag geht bei der Abstimmung einem Verweisungs- 
und dieser einem Vertagungsantrag vor.
(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der Tages-
ordnung nur einen Verweisungs-, Vertagungs- oder Schluss-
antrag stellen.

§ 16
Niederschrift

(1) Über jede Sitzung des Gemeinderates ist eine Niederschrift 
anzufertigen, die vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu 

g) Zurückziehung von Anträgen,
h) Anhörung von Personen, insbesondere Sachverständigen,
i) Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines Gemeinde-

ratsmitgliedes,
j) Feststellung der Beschlussunfähigkeit des Gemeinderates 

im Verlauf der Sitzung,
k) Antrag auf namentliche Abstimmung.
(2) Über die Anträge zur Geschäftsordnung nach Absatz 1 ent-
scheidet der Gemeinderat vor der Beschlussfassung zum Ver-
handlungsgegenstand.
(3) Meldet sich ein Mitglied des Gemeinderates „zur Geschäfts-
ordnung“ durch Erheben beider Hände, so muss ihm das Wort 
außerhalb der Reihenfolge erteilt werden. Es darf dadurch kein 
Sprecher unterbrochen werden. Bemerkungen zur Geschäfts-
ordnung dürfen nicht länger als 3 Minuten dauern. Sie dürfen 
sich mit der Sache selbst nicht befassen, sondern nur den Ge-
schäftsordnungsantrag begründen.

§ 13
Abstimmungen

(1) Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme des Ge-
schäftsordnungsantrages auf „Schluss der Rednerliste“ lässt 
der Vorsitzende des Gemeinderates abstimmen. Während der 
Abstimmung können keine weiteren Anträge gestellt werden. 
Anträge, über die abgestimmt werden soll, sollen vor der Ab-
stimmung im Wortlaut verlesen werden, sofern sie den Mit-
gliedern des Gemeinderates nicht schriftlich oder elektronisch 
vorliegen.
(2) Über jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist gesondert 
abzustimmen.
(3) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie 
in der nachstehenden Reihenfolge abgestimmt:

a) Anträge zur Geschäftsordnung,
b) Anträge von Ausschüssen; über sie ist vor allen anderen 

Anträgen zum gleichen Verhandlungsgegenstand abzu-
stimmen,

c) weitergehende Anträge, insbesondere Änderungs- und 
Zusatzanträge, die einen größeren Aufwand erfordern oder 
die eine einschneidendere Maßnahme zum Gegenstand 
haben,

d) früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der 
spätere Antrag nicht unter Buchstaben a) bis c) fällt.

In Zweifelsfällen entscheidet der Vorsitzende des Gemeindera-
tes. Bei Widerspruch entscheidet der Gemeinderat durch ein-
fache Stimmenmehrheit.
(4) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende des Gemeinde-
rates die Frage, über die abgestimmt werden soll, so zu formu-
lieren, dass sie mit „ja“ oder „nein“ beantwortet werden kann.
(5) Es wird offen durch Handzeichen abgestimmt. Mit der Mehr-
heit der anwesenden Mitglieder kann eine namentliche Abstim-
mung verlangt werden. Jedes Mitglied des Gemeinderates 
kann verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es 
abgestimmt hat.
(6) Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der 
Feststellung des Abstimmungsergebnisses nicht mit. Der Vor-
sitzende stellt anhand der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lau-
tenden Stimmen fest, ob der Antrag angenommen oder abge-
lehnt ist. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Das 
Abstimmungsergebnis gibt der Vorsitzende unverzüglich nach 
der Abstimmung bekannt.
(7) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des Gemeinderates 
angezweifelt, so ist die Abstimmung zu wiederholen und das 
Ergebnis mit der Zahl der auf „Ja“ und „Nein“ lautenden Stim-
men, der Stimmenthaltungen und ungültigen Stimmen festzu-
halten.
(8) Über Gegenstände einfacher Art kann außerhalb einer Ge-
meinderatssitzung im Wege der Offenlegung oder im schrift-
lichen Verfahren beschlossen werden. Ein hierbei gestellter 
Antrag ist angenommen, wenn kein stimmberechtigtes Mitglied 
innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe widerspricht.
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(2) Ein Änderungs- oder Aufhebungsantrag nach Abs. 1 ist un-
zulässig, soweit in Ausführung des Beschlusses des Gemein-
derates bereits Rechtspositionen Dritter entstanden sind und 
diese nicht mehr aufgelöst werden können, weil dies mit ver-
tretbarem Aufwand nicht möglich ist oder zu Schadenersatz-
ansprüchen führen kann.

§ 18
Ordnung in den Sitzungen

(1) Der Vorsitzende sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung 
in den Sitzungen und achtet auf die Einhaltung der Geschäfts-
ordnung. Er übt das Hausrecht aus.
(2) Verstößt ein Mitglied des Gemeinderates gegen die Bestim-
mungen der Geschäftsordnung oder verletzt es die Würde der 
Versammlung oder äußert es sich ungebührlich, so kann es 
vom Vorsitzenden unter Nennung des Namens „zur Ordnung“ 
gerufen werden. Persönliche Angriffe und Beleidigungen sind 
vom Vorsitzenden zu rügen. Ist ein Mitglied in derselben Sit-
zung dreimal zur Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf 
die Folgen eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen worden, 
so kann ihm der Vorsitzende das Wort entziehen. Entsprechen-
des gilt, wenn ein Mitglied vom Verhandlungsgegenstand ab-
schweift und vom Vorsitzenden „zur Sache“ gerufen wurde. Ist 
einem Mitglied des Gemeinderates das Wort entzogen, so darf 
es zu diesem Punkt der Tagesordnung nicht mehr sprechen.
(3) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann einem Redner, der 
die festgesetzte Redezeit überschreitet, das Wort entziehen, 
wenn er ihn bereits auf den Ablauf der Redezeit hingewiesen 
hat.
(4) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann ein Mitglied bei 
grob ungebührlichem oder wiederholt ordnungswidrigem Ver-
halten von der Sitzung ausschließen. Das Mitglied hat den Sit-
zungsraum zu verlassen.
(5) Der Gemeinderat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwi-
derhandlungen gegen die zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
erlassenen Anordnungen begangen hat, durch Beschluss für 
höchstens vier Sitzungen ausschließen.
(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestört und gelingt es 
dem Vorsitzenden nicht, sie wiederherzustellen, so kann er die 
Sitzung unterbrechen.

§ 19
Ordnungsmaßnahmen gegenüber Zuhörern

(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Vorsitzenden 
des Gemeinderates unterliegen alle Personen, die sich während 
einer Sitzung des Gemeinderates im Sitzungsraum aufhalten.
(2) Wer als Zuhörer durch ungebührliches Verhalten die Sitzung 
stört oder Ordnung und Anstand verletzt, kann auf Anordnung 
des Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum verwiesen und not-
falls entfernt werden, wenn er durch den Vorsitzenden vorher 
mindestens ein Mal auf die Folgen seines Verhaltens hingewie-
sen wurde. Entsteht während einer Sitzung des Gemeindera-
tes unter den Zuhörern störende Unruhe, die den Fortgang der 
Verhandlungen in Frage stellt, so kann der Vorsitzende des Ge-
meinderates nach vorheriger Ankündigung den für die Zuhörer 
bestimmten Teil des Sitzungsraumes räumen lassen, wenn die 
störende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.
(3) Hat der Vorsitzende des Gemeinderates zu einer Sitzung 
vorsorglich Polizeischutz oder Ordnungsamtsmitarbeiter ange-
fordert, so teilt er das zu Beginn der Sitzung dem Gemeinderat 
einschließlich der Gründe hierfür mit.

II. ABSCHNITT
Fraktionen

§ 20
Fraktionen

(1) Jede Fraktion hat einen Vorsitzenden. Die Fraktionen geben 
dem Vorsitzenden des Gemeinderates von ihrer Bildung, den 
Namen des Vorsitzenden und dessen Stellvertreters sowie der 

unterzeichnen ist. Der Protokollführer ist ein Beschäftigter der 
Verbandsgemeinde und wird vom Verbandsgemeindebürger-
meister bestellt.
(2) Die Niederschrift muss mindestens enthalten:

a) die Angabe, ob eine Sitzung nach § 23 durchgeführt wur-
de,

b) Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie etwaige 
Sitzungsunterbrechungen,

c) die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder des 
Gemeinderates,

d) die Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, der 
Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung,

e) die Tagesordnung,
f) den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse,
g) die Ergebnisse der Abstimmungen und Wahlen, bei na-

mentlicher Abstimmung gem. § 12 Abs. 5 Satz 2 ist die 
Entscheidung jedes Mitglieds des Gemeinderates in der 
Niederschrift zu vermerken,

h) Vermerke darüber, welche Gemeinderatsmitglieder ver-
spätet erschienen sind oder die Sitzung vorzeitig oder we-
gen Befangenheit vorübergehend verlassen haben, wobei 
ersichtlich sein muss, an welchen Abstimmungen oder 
Wahlen und aus welchem Grund die Betroffenen nicht teil-
genommen haben,

i) Anfragen der Mitglieder des Gemeinderates,
j) die Angabe, ob die Beratung über die einzelnen Tagesord-

nungspunkte öffentlich oder nicht öffentlich stattgefunden 
hat,

k) sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbesondere 
Einwohnerfragestunden, Ordnungsmaßnahmen).

Der Vorsitzende und jedes Mitglied des Gemeinderates können 
verlangen, dass ihre Erklärungen wörtlich in der Niederschrift 
festgehalten werden. Dies ist im Vorfeld durch Wortmeldung 
anzuzeigen.
(3) Die Niederschrift werde nach Unterzeichnung allen Mitglie-
dern des Gemeinderates unverzüglich über das Ratsinformati-
onssystem zur Verfügung gestellt. Die Niederschrift über die in 
nicht öffentlicher Sitzung behandelten Tagesordnungspunkte 
ist im Ratsinformationssystem nicht öffentlich zugänglich zu 
machen. Im Fall der postalischen Versendung ist dieses im 
verschlossenen Umschlag mit dem Aufdruck „vertraulich“ zu 
versenden.
(4) Einwendungen gegen die Niederschrift sind dem Vorsitzen-
den unverzüglich schriftlich oder elektronisch zuzuleiten. Der 
Gemeinderat stimmt in seiner nächsten Sitzung über die Nie-
derschrift ab. Dabei ist auch über die schriftlich oder elektro-
nisch vorgetragenen Einwendungen zu entscheiden. Wird einer 
Einwendung nicht entsprochen, so ist das Mitglied des Ge-
meinderates berechtigt, die Aufnahme einer entsprechenden 
Erklärung in die Niederschrift zu verlangen.
(5) Zur Erleichterung der Erstellung der Niederschrift ist es dem 
Protokollführer gestattet, Tonaufzeichnungen anzufertigen. 
Nach Fertigstellung, Unterzeichnung und Abstimmung über die 
Niederschrift sind Tonaufzeichnungen zu löschen. § 5 Abs. 4 
bleibt unberührt.
(6) Die Einsichtnahme in die beschlossenen Niederschriften der 
öffentlichen Sitzungen ist jedermann nach vorheriger Anmel-
dung während der öffentlichen Sprechzeiten der Verwaltung 
gestattet. Das Verfahren richtet sich nach den für den Informa-
tionszugang geltenden Regelungen.

§ 17
Änderung und Aufhebung der Beschlüsse  
des Gemeinderates

(1) Die Aufhebung oder Änderung eines Beschlusses des Ge-
meinderates kann von einem Drittel der Mitglieder oder vom 
Bürgermeister beantragt werden. Die Aufnahme auf die Tages-
ordnung darf jedoch nur erfolgen, sofern die Beschlussfassung 
des Rates mehr als 6 Monate zurückliegt. Satz 2 gilt nicht, wenn 
sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat.
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leistet ist, dass das Abstimmungsergebnis ohne Zeitverzug so 
dargestellt wird, dass das Stimmverhalten jedes stimmberech-
tigten Mitgliedes für alle Mitglieder sowie die Öffentlichkeit er-
kennbar ist.
(5) Die mittels Videokonferenztechnik zugeschalteten Mitglie-
der müssen die Kamera während der gesamten Sitzung einge-
schaltet lassen, auch wenn sie ihren Platz verlassen. Der Ton 
kann ausgeschaltet werden.
(6) Im Rahmen der Bekanntmachung von Ort und Zeit der Vi-
deokonferenzsitzung ist darauf hinzuweisen, dass anstelle der 
Einwohnerfragestunde die Möglichkeit besteht, Fragen schrift-
lich oder elektronisch beim Vorsitzenden einzureichen. Im Rah-
men der Videokonferenzsitzung verliest der Vorsitzende die bei 
ihm eingegangenen Anfragen. Für das weitere Verfahren findet 
§ 8 Absätze 2 bis 6 entsprechend Anwendung.
(7) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. § 56a Abs. 
1 Satz 1 KVG LSA kann anstelle einer Präsenzsitzung oder 
einer Videokonferenzsitzung die Beschlussfassung über Ver-
handlungsgegenstände im Wege eines schriftlichen oder elek-
tronischen Verfahrens nach Maßgabe von § 56a Abs. 3 KVG 
LSA durchgeführt werden. Über die Einleitung dieses Verfah-
rens entscheidet der Vorsitzende im Einvernehmen mit dem 
Verbandsgemeindebürgermeister. Das Einverständnis zu dem 
schriftlichen oder elektronischen Verfahren wird im Zuge der 
Beschlussfassung durch eine gesonderte Abstimmung ermit-
telt.

V. ABSCHNITT
Schlussvorschriften, Inkrafttreten

§ 23
Auslegung der Geschäftsordnung

Bei Zweifeln über Auslegung und Anwendung der Geschäfts-
ordnung entscheidet der Vorsitzende des Gemeinderates. Er-
hebt sich gegen seine Entscheidung Widerspruch, so entschei-
det der Gemeinderat mit der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ 
lautenden Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist der Widerspruch 
zurückgewiesen.

§ 24
Abweichungen von der Geschäftsordnung

Von den Vorschriften dieser Geschäftsordnung kann nur im 
Einzelfall und nur dann abgewichen werden, wenn gesetzliche 
Bestimmungen nicht entgegenstehen und kein Mitglied in der 
Sitzung des Gemeinderates widerspricht.

§ 25
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Geschäfts-
ordnung werden verallgemeinernd verwendet und beziehen 
sich auf alle Geschlechter.

§ 26
Inkrafttreten

Die Geschäftsordnung tritt mit Beschlussfassung des Gemein-
derates am 29.07.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäfts-
ordnung vom 22.07.2019 außer Kraft.

Blankenheim, den 29.07.2024

Strobach
Bürgermeister

Mitglieder unverzüglich schriftlich Kenntnis; entsprechendes 
gilt für Veränderungen innerhalb der Fraktion und die Auflösung 
der Fraktion. Die Bildung und Auflösung sowie Veränderungen 
innerhalb der Fraktion werden mit dem Zugang der schriftlichen 
Anzeige an den Vorsitzenden des Gemeinderates wirksam.
(2) Die Bezeichnung der Fraktionen richtet sich nach der Kurz-
bezeichnung der Parteien und Wählergruppen sowie dem Na-
men von Einzelbewerbern, aufgrund deren Wahlvorschlages 
die Fraktionsmitglieder in den Gemeinderat gewählt werden. 
Dabei darf jede Kurzbezeichnung einer Partei oder Wähler-
gruppe im Gemeinderat nur einmal verwendet werden. Der 
Fraktionswechsel einzelner Gemeinderatsmitglieder lässt be-
stehende Fraktionsbezeichnungen unberührt.
(3) Ein Mitglied des Gemeinderates kann nicht mehreren Frak-
tionen angehören.
(4) Die Fraktionen haben die Einhaltung der datenschutzrecht-
lichen Regelungen sicherzustellen und insbesondere dafür 
Sorge zu tragen, dass hinsichtlich der Verarbeitung personen-
bezogener Daten (i. S. d. § 4 des Datenschutz-Grundverord-
nungs-Ausfüllungsgesetzes Sachsen-Anhalt) die Vorschriften 
des Datenschutzrechts beachtet werden, vor allem, dass bei 
Auflösung der Fraktion die aus der Fraktionsarbeit erlangten 
personenbezogenen Daten gelöscht werden,

III. ABSCHNITT
Öffentlichkeitsarbeit

§ 21
Unterrichtung der Öffentlichkeit und Presse

Öffentlichkeit und Presse werden vom Bürgermeister über die 
Tagesordnung der Sitzungen des Gemeinderates und seiner 
Ausschüsse sowie über den wesentlichen Inhalt der gefassten 
Beschlüsse unterrichtet.

IV. ABSCHNITT
Verfahren in außergewöhnlichen Notsituationen

§ 22
Durchführung von Videokonferenzen und  
Abstimmungen in außergewöhnlichen Notsituationen

(1) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. § 56a Abs. 
1 Satz 1 KVG LSA entscheidet der Vorsitzende im Einverneh-
men mit dem Verbandsgemeindebürgermeister, ob die Sitzung 
in Form einer Videokonferenz durchgeführt wird und beruft den 
Gemeinderat unter Mitteilung der Tagesordnung sowie Angabe 
von Zeit und Zugang zum virtuellen Sitzungsraum ein. § 1 Abs. 
3 Satz 1 und 2 (1. Alternative), Absätze 3 und 4 sowie §§ 2 bis 5 
gelten entsprechend.
(2) Für den Ablauf einer Videokonferenzsitzung gelten die in die-
ser Geschäftsordnung festgelegten Grundsätze, insbesondere 
die §§ 6, 7, 10 bis 13, 15, 16, 18 und 19, soweit nachfolgend 
nichts Abweichendes geregelt ist. Bei Störungen der Videokon-
ferenztechnik, die nach § 56a Abs. 2 Satz 2 KVG LSA im Ver-
antwortungsbereich der Gemeinde liegen, ist die Sitzung von 
dem Vorsitzenden zu unterbrechen oder abzubrechen. Sons-
tige Störungen der Zuschaltung sind unbeachtlich. Sie haben 
insbesondere keine Auswirkung auf die Wirksamkeit eines ohne 
das betroffene Mitglied gefassten Beschlusses.
(3) Zu Beginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Anwesen-
heit und Beschlussfähigkeit fest, indem er die stimmberechtig-
ten Mitglieder namentlich aufruft. Ist das aufgerufene Mitglied 
der Videokonferenz zugeschaltet, so meldet es sich durch eine 
kurze akustische Bestätigung zurück. Der Protokollführer trägt 
die teilnehmenden stimmberechtigten Mitglieder in eine Anwe-
senheitsliste ein.
(4) Vor jeder Abstimmung stellt der Vorsitzende die Beschluss-
fähigkeit sowie die Funktionsfähigkeit des Videokonferenzsys-
tems fest. Abstimmungen erfolgen grundsätzlich namentlich. 
Elektronisch kann nur abgestimmt werden, sofern gewähr-
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Bekanntgabe der Beschlüsse  
des Gemeinderates Bornstedt aus der  
konstituierenden Sitzung vom 15.07.2024
Öffentlicher Teil:
Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl zum Gemeinde-
rat am 09.06.2024
Vorlage: BOR/BV/001/2024
Der Gemeinderat beschließt über nachfolgende Wahlprüfungs-
entscheidung:
- Einwendungen gegen die Gemeindewahl liegen nicht vor.
- Die Gemeinderatswahl der Gemeinde Bornstedt vom 

09.06.2024 ist gültig

Beratung und Beschlussfassung über die Geschäftsord-
nung für den Gemeinderat Bornstedt
Vorlage: BOR/BV/002/2024
Der Gemeinderat beschließt, der vorliegenden Geschäftsord-
nung für den Gemeinderat der Gemeinde Bornstedt zuzustim-
men.

Beratung und Beschlussfassung über die Hauptsatzung 
für die Gemeinde Bornstedt
Vorlage: BOR/BV/003/2024
Der Gemeinderat beschließt, der vorliegenden Hauptsatzung 
der Gemeinde Bornstedt zuzustimmen.

Wahl der stellvertretenden Bürgermeister/-innen für den 
Vertretungsfall
Vorlage: BOR/BV/004/2024
Der Gemeinderat wählt gemäß seiner Hauptsatzung zwei Mit-
glieder des Gemeinderates als 1. und 2. Stellvertreter/in des 
Bürgermeisters für den Verhinderungsfall nach § 96 Abs. 4 Satz 
3 u. 4 KVG LSA.
Als Stellvertreter/in des Bürgermeisters im Verhinderungsfall 
wurden gewählt:
1. Stellvertreter: Herr Torsten Weiland
2. Stellvertreter: Herr Reinhard Tunat

Hauptsatzung der Gemeinde Bornstedt
Aufgrund der §§ 8 und 10 Kommunalverfassungsgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. 6. 2014 (GVBl. LSA 
S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.05.2024 (GVBl. 
LSA S. 128, 132), hat der Gemeinderat der Gemeinde Bornstedt 
in seiner Sitzung am 15.07.2024 folgende Hauptsatzung be-
schlossen:

I. ABSCHNITT 
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN

§ 1 
Name, Bezeichnung

Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Bornstedt“. Sie be-
steht aus den Ortsteilen „Bornstedt“ und „Neuglück“.

§ 2 
Dienstsiegel

(1) Die Gemeinde führt ein Dienstsiegel, das dem der Hauptsat-
zung beigefügten Dienstsiegelabdruck entspricht. Es zeigt „die 
auf die Erde herabgestiegene Justicia mit entblößtem Arm und 
nackten Füßen, mit verschobener Augenbinde, Schwert und 
Waage und die Jahreszahl 1771.“

(2) Die Umschrift lautet: „Gemeinde Bornstedt“.

Anlage zur Geschäftsordnung

Richtlinie über die Digitale Ratsarbeit des  
Gemeinderates gemäß § 3 der Geschäftsordnung 
des Gemeinderates

§ 1
Digitale Ratsarbeit

(1) Die Verbandsgemeinde mit allen Mitgliedsgemeinden betreibt 
ein internetbasiertes elektronisches Ratsinformationssystem, zu-
gänglich über die Website der Verbandsgemeinde Mansfelder 
Grund-Helbra www.verwaltungsamt-helbra.de, Rubrik Sitzungs-
dienst, als Grundlage für die digitale Ratsarbeit. Den Gemeinde-
ratsmitgliedern werden die Unterlagen für die Sitzungen des Ge-
meinderates über das Ratsinformationssystem in elektronischer 
Form zur Verfügung gestellt. Schriftliche Unterlagen werden regel-
mäßig nicht versandt; kurzfristig am Sitzungstag erstellte Vorlagen 
(Tischvorlagen) werden schriftlich bereitgestellt.
(2) Die Mitglieder des Gemeinderates geben eine Emailadresse 
bekannt, an die die Einladung gesendet werden soll.
(3) Die Mitglieder des Gemeinderates sind verpflichtet, regel-
mäßig das elektronische Ratsinformationssystem zu aktualisie-
ren, mindestens jedoch einmal unmittelbar vor den Sitzungen 
des Gemeinderates bzw. seiner Ausschüsse.
(4) Bei einem Ausfall des Ratsinformationssystems erfolgt der 
Versand der Einladungen und Sitzungsunterlagen in schriftli-
cher Form; die Ladungsfrist nach § 1 Abs. 3 der Geschäftsord-
nung bleibt unberührt.

§ 2
Allgemeine Regelungen zur Nutzung des  
Ratsinformationssystems
(1) Die Mitglieder des Gemeinderates sind verpflichtet, die ein-
gesetzten Endgeräte mittels Passwortes vor dem Zugriff Dritter 
zu schützen.
(2) Das Passwort und die Anmeldedaten für das Ratsinforma-
tionssystem sind geheim zu halten. Die Anmeldedaten dürfen 
weder auf dem Gerät gespeichert, noch zusammen mit dem 
Gerät aufbewahrt werden.
(3) Die Gemeinde unterstützt und berät die Mitglieder des Ge-
meinderates bei auftretenden technischen Problemen des Ra-
tsinformationssystems.
(4) Der Verlust, insbesondere durch Diebstahl eines Endgerätes 
ist der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen, da ggf. der Zugang 
zum Ratsinformationssystem gesperrt werden muss.
(5) Für den Zugriff auf das Ratsinformationssystem wird eine Inter-
netverbindung (WLAN, Mobilfunk) benötigt. Für die Internetverbin-
dung haben die Gemeinderatsmitglieder selbst Sorge zu tragen.
(6) Die Mitglieder des Gemeinderates haben sicherzustellen, 
dass mögliche Beeinträchtigungen durch auf dem Endgerät 
ggf. installierte und eingesetzte andere Programme bzw. An-
wendungen, die die Funktionsfähigkeit des von der Gemeinde 
zur Verfügung gestellten Ratsinformationssystems beeinträch-
tigen können, ausgeschlossen sind.

§ 3
Nutzungszeitraum und Ausscheiden aus dem Ge-
meinderat

(1) Die Sitzungsunterlagen auf dem jeweiligen Endgerät sind 
nach Ende der Wahlperiode unverzüglich zu löschen, sofern 
der Mandatsträger dem neu gewählten Gemeinderat nicht 
mehr angehört. Entsprechendes gilt, wenn das Mitglied des 
Gemeinderates vor dem Ende der Wahlperiode aus dem Ge-
meinderat ausscheidet.
(2) Das Zugriffsrecht auf das Ratsinformationssystem endet mit 
Ausscheiden aus dem Gemeinderat.

§ 4
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Richtlinie 
werden verallgemeinernd verwendet und beziehen sich auf alle 
Geschlechter.
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§ 8 
Gleichstellungsbeauftragte

Die Gemeinde ist Mitgliedsgemeinde der Verbandsgemein-
de Mansfelder Grund-Helbra. Die von der Verbandsgemeinde 
gemäß § 78 KVG LSA bestellte Gleichstellungsbeauftragte ist 
auch für den Bereich der Gemeinde Bornstedt zuständig und 
in Ausübung ihrer Tätigkeit nicht weisungsgebunden. An den 
Sitzungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse kann sie 
teilnehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist. In Ange-
legenheiten ihres Aufgabenbereiches ist ihr auf Wunsch das 
Wort zu erteilen.

III. Abschnitt 
Unterrichtung und Beteiligung der Einwohner

§ 9 
Einwohnerversammlung

(1) Über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Gemeinde 
können die Einwohner auch durch Einwohnerversammlungen 
unterrichtet werden. Der Bürgermeister beruft die Einwohner-
versammlungen ein. Er setzt die Gesprächsgegenstände sowie 
Ort und Zeit der Veranstaltung fest. Die Einladung ist gemäß § 
12 Abs. 5 bekanntzumachen und soll 14 Tage vor Beginn der 
Veranstaltung erfolgen. Die Einladungsfrist kann bei besonde-
rer Dringlichkeit auf drei Tage verkürzt werden.

(2) Der Bürgermeister unterrichtet den Gemeinderat in seiner 
nächsten Sitzung über den Ablauf der Einwohnerversammlung 
und die wesentlichen Ergebnisse.

§ 10 
Bürgerbefragung

Eine Bürgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt aus-
schließlich in wichtigen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinde, mit Ausnahme der in § 26 Abs. 
2 Satz 2 Nr. 4 bis 8 KVG LSA genannten Angelegenheiten. 
Sie kann nur auf Grundlage eines Gemeinderatsbeschlusses 
durchgeführt werden, in dem die mit „ja“ oder „nein“ zu be-
antwortende Frage formuliert ist und insbesondere festgelegt 
wird, ob die Befragung elektronisch über das Internet oder im 
schriftlichen Verfahren erfolgt, in welchem Zeitraum die Be-
fragung durchgeführt wird und in welcher Form das Abstim-
mungsergebnis bekanntzugeben ist. In dem Beschluss sind 
auch die voraussichtlichen Kosten der Befragung darzustellen.

IV. Abschnitt 
Ehrenbürger

§ 11 
Ehrenbürgerrecht, Ehrenbezeichnung

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürgerrechtes 
oder der Ehrenbezeichnung der Gemeinde bedarf einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Ge-
meinderates.

V. Abschnitt 
Öffentliche Bekanntmachungen

§ 12 
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Soweit nicht Rechtsvorschriften besondere Regelungen tref-
fen, erfolgen die gesetzlich erforderlichen Bekanntmachungen 
im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra 
„Helbraer Kommunalanzeiger“. Die Bekanntmachung ist mit 
Ablauf des Erscheinungstages bewirkt, in dem das Amtsblatt 
den bekanntzumachenden Text enthält.

(2) Auf Ersatzbekanntmachungen gemäß § 9 Abs. 3 KVG LSA 
wird unter Angabe des Gegenstandes, des Ortes und der 
Dauer der Auslegung sowie der Öffnungszeiten des Verwal-

II. Abschnitt 
Organe

§ 3 
Gemeinderat

(1) Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Gemeinderates.

(2) Der Gemeinderat wählt für die Dauer der Wahlperiode aus 
seiner Mitte in der konstituierenden Sitzung zwei Stellvertre-
ter für den Verhinderungsfall, die den Bürgermeister auch beim 
Vorsitz im Gemeinderat vertreten. Die Stellvertreter führen 
nach der Reihenfolge der Vertretungsbefugnis die Bezeichnung 
„Erster stellvertretender Bürgermeister“ bzw. „Zweiter stellver-
tretender Bürgermeister“.

(3) Die Stellvertreter können mit der Mehrheit der Mitglieder des 
Gemeinderates abgewählt werden. Eine Neuwahl hat unver-
züglich stattzufinden.

§ 4 
Festlegung von Wertgrenzen

Der Gemeinderat entscheidet über
1. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwen-

dungen und Auszahlungen, wenn der Vermögenswert 
15.000,00 Euro übersteigt und kein Fall von § 105 Abs. 4 
KVG LSA vorliegt,

2. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ver-
pflichtungsermächtigungen, wenn der Vermögenswert 
15.000,00 Euro übersteigt,

3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 7 und 10 KVG LSA, 
wenn der Vermögenswert 15.000,00 Euro übersteigt,

4. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen 
und ähnlichen Zuwendungen für einzelne Aufgaben der Ge-
meinde, wenn der Vermögenswert 100,00 Euro übersteigt.

§ 5 
Auskunftsrecht

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat das Recht, schriftlich, 
elektronisch oder in der Sitzung des Gemeinderates mündlich 
Anfragen zu allen Angelegenheiten der Gemeinde und der Ge-
meindeverwaltung sowohl zu allen Aufgaben des eigenen als 
auch des übertragenen Wirkungskreises an den Bürgermeister 
bzw. den Verbandsgemeindebürgermeister zu richten; die Aus-
kunft ist entsprechend zu erteilen.

(2) Kann eine Anfrage während der Sitzung nicht unverzüglich 
mündlich beantwortet werden, hat der Bürgermeister bzw. der 
Verbandsgemeindebürgermeister die Auskunft binnen einer 
Frist von in der Regel einem Monat schriftlich zu erteilen.

§ 6 
Geschäftsordnung

Das Verfahren im Gemeinderat und in den Ausschüssen wird 
durch eine vom Gemeinderat zu beschließender Geschäftsord-
nung geregelt.

§ 7 
Bürgermeister

Der Bürgermeister entscheidet über Geschäfte der laufen-
den Verwaltung gemäß § 96 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 66 Abs. 
1 Satz 3 KVG LSA in eigener Verantwortung. Hierzu gehören 
die regelmäßig wiederkehrenden Geschäfte, die nach bereits 
feststehenden Grundsätzen entschieden werden und keine we-
sentliche Bedeutung haben oder die im Einzelfall einen Vermö-
genswert von 15.000 Euro (Brutto) nicht übersteigen. Darüber 
hinaus wird ihm die Entscheidung über die in § 4 Ziff. 1 bis 4 
genannten Rechtsgeschäfte übertragen, sofern die dort festge-
legten Wertgrenzen unterschritten werden.



Nr. 8/2024 Helbra- 23 -

VI. Abschnitt 
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 13 
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung 
werden verallgemeinernd verwendet und beziehen sich auf alle 
Geschlechter.

§ 14 
Inkrafttreten

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Hauptsatzung der Gemein-
de Bornstedt vom 05.09.2022 außer Kraft.

Bornstedt, den 16.07.2024

Rose
Bürgermeister

Anlage
Dienstsiegelabdruck der Gemeinde Bornstedt

Geschäftsordnung für den Gemeinderat der 
Gemeinde Bornstedt
Der Gemeinderat der Gemeinde Bornstedt hat gemäß § 59 
Kommunalverfassungsgesetz Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 
17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 16.05.2024 (GVBl. LSA S. 128, 132), in seiner Sitzung am 
15.07.2024 folgende Geschäftsordnung für den Gemeinderat 
und seine Ausschüsse beschlossen:

I. ABSCHNITT
Sitzungen des Gemeinderates

§ 1
Einberufung, Einladung, Teilnahme

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates beruft den Gemeinde-
rat im Einvernehmen mit dem Verbandsgemeindebürgermeis-
ter elektronisch gemäß § 3 unter Mitteilung der Tagesordnung 
und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung ein. Am Tag nach 
Sendung der digitalen Einladung gelten sämtliche Unterlagen 
als zugegangen. Bei Durchführung einer Videokonferenzsit-
zung nach § 23 wird der Zugang zur Ton- und Bildübertragung 
mit der Einberufung als Link per E-Mail bzw. im Ratsinformati-
onssystem zur Verfügung gestellt. Die Einladung zur konstituie-
renden Sitzung erfolgt an alle schriftlich.
(2) Der Gemeinderat ist einzuberufen, so oft es die Geschäfts-
lage erfordert. Der Gemeinderat ist unverzüglich einzuberufen, 
wenn es ein Viertel seiner Mitglieder unter Angabe des Ver-
handlungsgegenstandes verlangt oder sofern die letzte Sit-
zung länger als drei Monate zurückliegt und ein Mitglied des 
Gemeinderates die Einberufung unter Angabe des Beratungs-
gegenstandes beantragt.

tungsgebäudes (An der Hütte 1, 06311 Helbra) im Amtsblatt 
der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helbraer 
Kommunalanzeiger“ spätestens am Tag vor dem Beginn der 
Auslegung hingewiesen. Die Auslegungsfrist beträgt zwei Wo-
chen, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist. Die Ersatzbe-
kanntmachung ist mit Ablauf des Tages bewirkt, in dem der 
Auslegungszeitraum endet. Gleiches gilt, wenn eine öffentliche 
Auslegung nach einer Rechtsvorschrift erfolgt, die keine be-
sonderen Bestimmungen enthält.

(3) Nach dem Baugesetzbuch erforderliche ortsübliche Be-
kanntmachungen erfolgen nach Absatz 1. Der Inhalt der Be-
kanntmachung wird zusätzlich unter der Internetadresse www.
verwaltungsamt-helbra.de und unter Angabe des Bereitstel-
lungstages in das Internet eingestellt.

(4) Der Text bekanntgemachter Satzungen und Verordnungen 
wird in Internet unter www.verwaltungsamt-helbra.de zugäng-
lich gemacht. Weitere Bekanntmachungen nach Absatz 1 Satz 
1 werden ebenfalls unter dieser Internetadresse zugänglich 
gemacht. Die Satzungen und Verordnungen können im Ver-
waltungsgebäude (An der Hütte 1, 06311 Helbra) während der 
Öffnungszeiten eingesehen und kostenpflichtig kopiert werden.

(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Gemeindera-
tes sowie der Zeitpunkt und die Abstimmungsgegenstände der 
Beschlussfassung im Wege eines schriftlichen oder elektroni-
schen Verfahrens nach § 56a Abs. 3 KVG LSA werden durch 
Aushang an folgenden Aushängekästen bekannt gemacht

• Hauptstraße 1
• Ortsteil Neuglück, Neuglück Nr. 15 (Wartehalle)

Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des ersten Tages des Aus-
hangs bewirkt. Der Aushang darf frühestens am Tag nach der 
Sitzung abgenommen werden. Die Sitzungsbekanntmachung 
wird nachrichtlich im Internet unter www.verwaltungsamt-
helbra.de eingestellt. Wird die Sitzung nach § 56a Abs. 2 KVG 
LSA als Videokonferenzsitzung durchgeführt, so erfolgt in der 
Bekanntmachung ein Hinweis, in welcher Weise der öffentliche 
Teil der Videokonferenzsitzung digital verfolgt werden kann.

(6) Bekanntmachungen aus Anlass von Wahlen erfolgen durch 
7-tägigen Aushang an den Aushängekästen. Die Standorte sind 
unter Absatz 5 benannt.

(7) Abweichend von Absatz 1 erfolgt die Bekanntmachung von 
Stichwahlen gem. § 30a Abs. 2 Kommunalwahlgesetz für das 
Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) in der Regionalausgabe der 
Mitteldeutschen Zeitung.

(8) Die Bekanntmachung von Stellenausschreibungen nach § 
63 Abs. 2 KVG LSA erfolgt abweichend von Abs. 6 im Amtsblatt 
der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helbraer 
Kommunalanzeiger“.

(9) Alle übrigen Bekanntmachungen sind im Amtsblatt der Ver-
bandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helbraer Kommu-
nalanzeiger“ bekanntzumachen. An die Stelle dieser Bekannt-
machung kann als vereinfachte Form auch der Aushang an 
dem Aushängekasten des Verwaltungsgebäudes (An der Hüt-
te1, 06311 Helbra) treten, wenn der Inhalt der Bekanntmachung 
eine Person oder einen eng begrenzten Personenkreis betrifft. 
Die Aushängefrist beträgt, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
zwei Wochen. Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des ersten 
Tages des Aushangs bewirkt. Auf dem Aushang ist zu vermer-
ken, von wann bis wann ausgehängt wird.
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solchen Dokumenten sind die Geheimhaltungsinteressen und 
der Datenschutz zu beachten. Werden diese Dokumente für die 
Tätigkeit als Mitglied des Gemeinderates nicht mehr benötigt, 
sind sie zurückzugeben oder datenschutzkonform zu vernich-
ten bzw. zu löschen.
(6) Die Nutzung elektronischer Medien während der Sitzung 
darf nur erfolgen, soweit durch sie eine aktive Sitzungsteilnah-
me nicht gefährdet und der Sitzungsverlauf nicht gestört wird. 
Für die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Mitglieder 
des Gemeinderates gilt § 5 Abs. 3 entsprechend.

§ 4
Tagesordnung

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates stellt die Tagesordnung 
im Einvernehmen mit dem Verbandsgemeindebürgermeister 
auf. Die Tagesordnung gliedert sich in einen öffentlichen und 
bei Bedarf in einen nicht öffentlichen Teil.
(2) Anträge zur Tagesordnung können Gemeinderatsmitglieder 
und Fraktionen bis spätestens 14 Tage vor der Sitzung stellen. 
Die Anträge sind dem Vorsitzenden schriftlich oder elektro-
nisch zuzuleiten. Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des 
Gemeinderates oder einer Fraktion ist ein Verhandlungsge-
genstand auf die Tagesordnung spätestens der übernächsten 
Sitzung zu setzen. Dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat den 
gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs 
Monate bereits verhandelt hat.
(3) Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der Tagesord-
nung um Angelegenheiten, die in öffentlicher Sitzung zu behan-
deln wären, nicht zulässig. Die Erweiterung der Tagesordnung 
um eine dringende Angelegenheit, die in nicht öffentlicher Sit-
zung zu behandeln wäre, ist nur zu Beginn einer nicht öffentli-
chen Sitzung zulässig, wenn alle Mitglieder des Gemeinderates 
anwesend sind und kein Mitglied widerspricht.
(4) Der Gemeinderat beschließt zu Beginn der jeweiligen Sitzung 
über die Feststellung der Tagesordnung und über die öffentliche 
oder nicht öffentliche Behandlung der Tagesordnungspunkte. Auf 
Antrag kann über die Absetzung von Angelegenheiten von der 
Tagesordnung oder die Änderung der Reihenfolge der Tagesord-
nungspunkte mit der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lautenden 
Stimmen entschieden werden. Betrifft ein Antrag eine Angelegen-
heit, die nicht in den Aufgabenbereich der Gemeinde fällt, ist der 
Antrag ohne Sachdebatte durch Beschluss des Gemeinderates 
von der Tagesordnung abzusetzen.

§ 5
Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) Jedermann hat das Recht, an öffentlichen Sitzungen des 
Gemeinderates und seiner Ausschüsse teilzunehmen. Sind die 
für Zuhörer vorgesehenen Plätze besetzt, können weitere Inte-
ressenten zurückgewiesen werden. Zuhörer sind nicht berech-
tigt, in Sitzungen das Wort zu ergreifen oder sich selbst an den 
Verhandlungen zu beteiligen.
(2) An den öffentlichen Sitzungen können Vertreter der Presse, 
des Rundfunks und ähnlicher Medien teilnehmen. Ihnen sind 
besondere Sitze zuzuweisen. Absatz 1 Sätze 2 und 3 finden 
entsprechende Anwendung.
(3) Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeich-
nungen öffentlicher Sitzungen durch Presse, Rundfunk und 
ähnliche Medien sind zulässig, wenn sie den Sitzungsablauf 
nicht beeinträchtigen. Sie sind dem Vorsitzenden vorher anzu-
zeigen. Dieser ist berechtigt, Auflagen, die der Aufrechterhal-
tung der Ordnung in der Sitzung dienen, über u.a.
• die Festlegung der Dauer der Ton- und/oder Bildaufzeich-

nung/Übertragung
• die Festlegung des Standortes für Ton- und Bildaufzeich-

nungstechnik
• Ausnahmen im Einzelfall
zu erteilen. Dem Vorsitzenden des Gemeinderates steht dar-
über hinaus im Rahmen seiner Ordnungsfunktion (§ 57 Abs. 1 
Satz 2 KVG LSA) das Recht zu, Bild- und Tonaufzeichnungen 
sowie -übertragungen zu untersagen.

(3) Die Einladung hat so rechtzeitig wie möglich zu erfolgen, 
mindestens jedoch unter Einhaltung einer Frist von einer Woche 
vor der Sitzung. Dies gilt nicht, wenn eine Sitzung des Gemein-
derates vor Erschöpfung der Tagesordnung gemäß § 2 Abs. 2 
vertagt werden muss. In diesem Fall kann die Sitzung zur Er-
ledigung der restlichen Tagesordnung an einem der nächsten 
Tage fortgesetzt werden. Eine erneute schriftliche Ladung so-
wie die Einhaltung einer Frist sind nicht erforderlich. Die in der 
Sitzung nicht anwesenden Gemeinderäte sind von dem neuen 
Termin unverzüglich zu unterrichten.
(4) In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden 
(Notfall), kann der Gemeinderat vom Vorsitzenden ohne Frist, 
formlos und nur unter Angabe der Verhandlungsgegenstände 
einberufen werden. Ein Notfall ist gegeben, wenn die Beratung 
und Entscheidung über die Angelegenheit nicht bis zur nächs-
ten Sitzung aufgeschoben werden kann, ohne dass nicht zu 
beseitigende Nachteile eintreten.
(5) Die Gemeinderatsmitglieder sind verpflichtet an den Sitzun-
gen teilzunehmen. Wer nicht oder nicht rechtzeitig an den Sit-
zungen teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen 
muss, zeigt dies dem Vorsitzenden oder dem Protokollführer 
vor der Sitzung an. Die Mitglieder haben sich in die Anwesen-
heitsliste einzutragen. Zeitpunkt des Betretens bzw. Verlassen 
des Sitzungsraumes werden in der Anwesenheitsliste festge-
halten.

§ 2
Sitzungszeiten, Dauer und Vertagung

(1) Die Sitzungen sollen nicht nach 19:00 Uhr beginnen und 
spätestens nach 3 Stunden beendet werden.
(2) Nach 21:45 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunk-
te aufgerufen. Der in der Beratung befindliche Tagesordnungs-
punkt wird abschließend behandelt. Danach ist die Sitzung zu 
schließen. Sofern die Sitzung nicht gemäß § 1 Abs. 3 Sätze 3 
bis 5 an einem der nächsten Tage fortgesetzt wird, sind die 
restlichen Punkte in der nächstfolgenden Sitzung an vorderster 
Stelle zu behandeln.

§ 3
Elektronische Sitzungsinformationen, Umgang mit 
Dokumenten und elektronischen Medien

(1) Die Gemeinde hat ein gesichertes elektronisches Ratsinfor-
mationssystem installiert. Dieses ist über die Homepage www.
verwaltungsamt-helbra.de, Rubrik Sitzungsdienst bzw. unter 
www.verwaltungsamt-helbra.eu/sessionnet/ri mit jedem han-
delsüblichen internetfähigen Gerät über einen Webbrowser zu 
erreichen.
(2) Die Ratsmitglieder erhalten nach der konstituierenden Sit-
zung Zugangsdaten in Form von Nutzerkennzeichen und Kenn-
wort für das Ratsinformationssystem zur Verfügung gestellt. 
Das Nähere regelt die Richtlinie über die digitale Ratsarbeit in 
der Anlage der Geschäftsordnung.
(3) Die Gemeinderatsmitglieder werden in der Regel per Email 
zur Sitzung unter Beifügung der Tagesordnung und mit dem 
Hinweis auf das Bereitstehen der Unterlagen im Ratsinforma-
tionssystem eingeladen. Sämtliche Unterlagen gelten am Tag 
nach Versendung der Einladung als zugegangen. Weiterhin 
werden im Bürgerinformationsdienst auf der Internetseite der 
Verbandsgemeinde (www.verwaltungsamt-helbra.de unter der 
genauen Adresse www.verwaltungsamt-helbra.eu/sessionnet/
bi) alle für die Öffentlichkeit bestimmten Sitzungsinformationen 
zur Verfügung gestellt.
(4) Durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden 
können Einladung, Sitzungsunterlagen und Protokolle in be-
gründeten Fällen den Gemeinderatsmitgliedern und sonstigen 
Gremienmitgliedern per Post zugeleitet werden. Die Erklärung 
kann jederzeit widerrufen werden.
(5) Der Verschwiegenheitspflicht nach § 32 Abs. 2 KVG LSA 
unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente, insbe-
sondere Sitzungsunterlagen, sind so aufzubewahren, dass sie 
dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. Im Umgang mit 
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§ 8
Einwohnerfragestunde

(1) Der Gemeinderat führt im Rahmen ordentlicher öffentlicher 
Sitzungen eine Einwohnerfragestunde durch.
(2) Der Vorsitzende des Gemeinderates legt in der Einladung 
zur Sitzung den Beginn der Fragestunde fest.
(3) Der Vorsitzende des Gemeinderates stellt den Beginn und 
das Ende der Fragestunde fest. Findet sich zu Beginn der Fra-
gestunde kein Einwohner ein, kann sie geschlossen werden. 
Die Fragestunde soll auf höchstens 30 Minuten begrenzt sein.
(4) Jeder Einwohner ist berechtigt, grundsätzlich eine Frage 
und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten 
Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen werden nur Fragen von 
allgemeinem Interesse, die in die Zuständigkeit der Gemeinde 
fallen. Bestehen Zweifel, dass der Fragesteller Einwohner der 
Gemeinde ist, so hat sich dieser gegenüber einem Beauftrag-
ten der Gemeinde auszuweisen. Die Erhebung und Verarbei-
tung der personenbezogenen Daten des Fragestellers erfolgt 
auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchst. c der Datenschutz-
Grundverordnung und nur zum Zwecke der schriftlichen Beant-
wortung der Anfrage, sofern diese nicht sofort und vollständig 
mündlich beantwortet werden kann. Nach Beantwortung wer-
den die Daten gelöscht bzw. anonymisiert. In die Niederschrift 
werden nur anonymisierte Daten übernommen.
(5) Angelegenheiten der Tagesordnung können nicht Gegen-
stand der Einwohnerfragestunde sein.
(6) Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich 
durch den Bürgermeister oder den Verbandsgemeindebürger-
meister. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist die Beantwor-
tung einer Frage in der Sitzung nicht möglich, erhält der Ein-
wohner eine schriftliche Antwort, die innerhalb eines Monats 
zu erteilen ist.

§ 9
Anregungen und Beschwerden der Einwohner

Die Einwohner der Gemeinde haben das Recht, sich mit Anre-
gungen und Beschwerden an den Gemeinderat zu wenden. An-
tragsteller sollen über die Stellungnahme des Gemeinderates 
möglichst innerhalb von sechs Wochen unterrichtet werden. 
Kann die Frist nicht eingehalten werden, ist eine Zwischen-
nachricht durch den Bürgermeister zu erteilen.

§ 10
Beratung der Verhandlungsgegenstände

(1) Der Vorsitzende eröffnet die Beratung zu dem jeweiligen Ta-
gesordnungspunkt. Der Bürgermeister oder sein Vertreter er-
läutert und begründet einleitend den Verhandlungsgegenstand. 
Ergänzend kann sich der Vortrag eines Sachverständigen an-
schließen, der bei nicht öffentlichen Sitzungen den Sitzungs-
raum verlässt, bevor in der entsprechenden Angelegenheit be-
raten wird. Die Beratung des jeweiligen Tagesordnungspunktes 
erfolgt nach Wortmeldung durch Erheben der Hand bzw. beider 
Hände für Anträge zur Geschäftsordnung.
(2) Die Mitglieder des Gemeinderates, die wegen eines Inter-
essenkonfliktes gemäß § 33 KVG LSA (Mitwirkungsverbot) von 
der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen sein könnten, 
haben dies dem Vorsitzenden des Gemeinderates vor Beginn 
der Beratung des entsprechenden Tagesordnungspunktes un-
aufgefordert mitzuteilen und den Sitzungsraum zu verlassen. 
Bei öffentlicher Sitzung kann sich das Mitglied in dem für Zuhö-
rer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten.
(3) Ein Mitglied des Gemeinderates darf in der Sitzung nur dann 
sprechen, wenn ihm der Vorsitzende das Wort erteilt. Das Wort 
kann wiederholt erteilt werden. Der Vorsitzende erteilt das Wort 
möglichst in der Reihenfolge der Wortmeldungen. Melden sich 
mehrere Mitglieder gleichzeitig zu Wort, so entscheidet der 
Vorsitzende über die Reihenfolge. Dem Bürgermeister bzw. 
Verbandsgemeindebürgermeister ist zur tatsächlichen und 
rechtlichen Klarstellung des Sachverhalts auch außerhalb der 
Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu erteilen.

(4) Unter den in Absatz 3 genannten Maßgaben sind auch durch 
den Gemeinderat veranlasste Ton- und Bildübertragungen so-
wie Ton- und Bildaufzeichnungen öffentlicher Sitzungen zuläs-
sig. Nach Satz 1 erstellte Ton- und Bildträger sind dem Ge-
meindearchiv zur Übernahme in das kommunale Archivgut zu 
übergeben.

§ 6
Ausschluss der Öffentlichkeit

(1) Durch Beschluss des Gemeinderates ist im Rahmen des § 
52 Abs. 2 KVG LSA über den Ausschluss der Öffentlichkeit von 
einzelnen Tagesordnungspunkten zu entscheiden. Soweit das 
öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner dies er-
fordern, werden insbesondere in nicht öffentlicher Sitzung be-
handelt:

a) Personalangelegenheiten,
b) Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, 

deren nicht öffentliche Behandlung im Einzelfall von der 
Fachaufsichtsbehörde verfügt ist,

c) persönliche Angelegenheiten der Mitglieder des Gemein-
derates,

d) Grundstücksangelegenheiten sowie die Ausübung des 
Vorkaufsrechtes,

e) Vergabeentscheidungen,
f) sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch 

Gesetz vorgeschrieben ist.
(2) In nicht öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse sind nach 
Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder - wenn dies ungeeig-
net ist - in der nächsten öffentlichen Sitzung bekannt zu geben, 
sofern nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen 
Einzelner entgegenstehen.

§ 7
Sitzungsleitung und -verlauf

(1) Der Vorsitzende hat die Sitzung unparteiisch zu leiten. Er ruft 
die Verhandlungsgegenstände auf und stellt sie zur Beratung 
und Beschlussfassung. Will er zu einem Verhandlungsgegen-
stand als Mitglied des Gemeinderates sprechen, so gibt er den 
Vorsitz für die Dauer der Beratung und Beschlussfassung die-
ses Gegenstandes an seinen Stellvertreter ab.
(2) Sind der Vorsitzende und sein(e) Stellvertreter verhindert, 
so wählt der Gemeinderat unter Vorsitz des an Jahren ältesten 
anwesenden und hierzu bereiten Mitgliedes für die Dauer der 
Verhinderung, längstens für die Dauer der Sitzung, einen Vor-
sitzenden aus seiner Mitte.
(3) Die Sitzungen des Gemeinderates sind grundsätzlich in fol-
gender Reihenfolge durchzuführen:

a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen 
Einberufung, der fehlenden Mitglieder des Gemeinderates 
und der Beschlussfähigkeit,

b) Entscheidung über Änderungsanträge zur Tagesordnung 
und Feststellung der Tagesordnung,

c) Abstimmung über die Niederschrift der letzten Sitzung,
d) Bericht des Bürgermeisters und Verbandsgemeindebür-

germeisters über die Ausführung gefasster Beschlüsse, 
ggf. über wichtige Gemeindeangelegenheiten und Eilent-
scheidungen,

e) Einwohnerfragestunde,
f) Bekanntgabe von Mitteilungen,
g) Behandlung der Tagesordnungspunkte der öffentlichen 

Sitzung,
h) Anfragen und Anregungen,
i) Behandlung der Tagesordnungspunkte der nicht öffentli-

chen Sitzung,
j) Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten 

Beschlüsse,
k) Schließung der Sitzung.
(4) Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in der 
durch die Einladung festgelegten Reihenfolge zur Beratung und 
Abstimmung. § 4 Abs. 4 Satz 2 bleibt unberührt.
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§ 13
Abstimmungen

(1) Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme des Ge-
schäftsordnungsantrages auf „Schluss der Rednerliste“ lässt 
der Vorsitzende des Gemeinderates abstimmen. Während der 
Abstimmung können keine weiteren Anträge gestellt werden. 
Anträge, über die abgestimmt werden soll, sollen vor der Ab-
stimmung im Wortlaut verlesen werden, sofern sie den Mit-
gliedern des Gemeinderates nicht schriftlich oder elektronisch 
vorliegen.
(2) Über jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist gesondert 
abzustimmen.
(3) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie 
in der nachstehenden Reihenfolge abgestimmt:

a) Anträge zur Geschäftsordnung,
b) Anträge von Ausschüssen; über sie ist vor allen anderen 

Anträgen zum gleichen Verhandlungsgegenstand abzu-
stimmen,

c) weitergehende Anträge, insbesondere Änderungs- und 
Zusatzanträge, die einen größeren Aufwand erfordern oder 
die eine einschneidendere Maßnahme zum Gegenstand 
haben,

d) früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der 
spätere Antrag nicht unter Buchstaben a) bis c) fällt.

In Zweifelsfällen entscheidet der Vorsitzende des Gemeindera-
tes. Bei Widerspruch entscheidet der Gemeinderat durch ein-
fache Stimmenmehrheit.
(4) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende des Gemeinde-
rates die Frage, über die abgestimmt werden soll, so zu formu-
lieren, dass sie mit „ja“ oder „nein“ beantwortet werden kann.
(5) Es wird offen durch Handzeichen abgestimmt. Mit der Mehr-
heit der anwesenden Mitglieder kann eine namentliche Abstim-
mung verlangt werden. Jedes Mitglied des Gemeinderates 
kann verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es 
abgestimmt hat.
(6) Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der 
Feststellung des Abstimmungsergebnisses nicht mit. Der Vor-
sitzende stellt anhand der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lau-
tenden Stimmen fest, ob der Antrag angenommen oder abge-
lehnt ist. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Das 
Abstimmungsergebnis gibt der Vorsitzende unverzüglich nach 
der Abstimmung bekannt.
(7) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des Gemeinderates 
angezweifelt, so ist die Abstimmung zu wiederholen und das 
Ergebnis mit der Zahl der auf „Ja“ und „Nein“ lautenden Stim-
men, der Stimmenthaltungen und ungültigen Stimmen festzu-
halten.
(8) Über Gegenstände einfacher Art kann außerhalb einer Ge-
meinderatssitzung im Wege der Offenlegung oder im schrift-
lichen Verfahren beschlossen werden. Ein hierbei gestellter 
Antrag ist angenommen, wenn kein stimmberechtigtes Mitglied 
innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe widerspricht.

§ 14
Wahlen

(1) Wahlen werden nur in den gesetzlich ausdrücklich genann-
ten Fällen durchgeführt. Sie werden geheim mit Stimmzetteln 
vorgenommen; es kann offen gewählt werden, wenn kein Mit-
glied widerspricht.
(2) Zur Vorbereitung und Durchführung von Wahlen von Perso-
nen werden aus der Mitte des Gemeinderates mehrere Stim-
menzähler bestimmt.
(3) Als Stimmzettel sind äußerlich gleiche Zettel zu verwenden. 
Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass jeder Kandidat 
durch ein Kreuz kenntlich gemacht werden kann. Die farbliche 
Markierung erfolgt einheitlich, um Rückschlüsse auf die stimm-
abgebende Person zu vermeiden. Die Stimmzettel sind vor der 
Abgabe zu falten.
(4) Ungültig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel

a) nicht als amtlich erkennbar ist,

(4) Die Redner sprechen grundsätzlich von ihrem Platz aus. 
Die Anrede ist an den Gemeinderat, nicht an die Zuhörer zu 
richten. Die Redner haben sich an den zur Beratung stehenden 
Antrag zu halten und nicht vom Thema abzuweichen. Die Re-
dezeit eines Mitgliedes oder der Mitglieder des Gemeinderates 
insgesamt kann vom Gemeinderat durch Beschluss festgelegt 
werden.
(5) Während der Beratung sind nur zulässig:

a) Änderungs- und Zusatzanträge (Sachanträge) gemäß § 11
b) Anträge zur Geschäftsordnung gemäß § 12.
(6) Der Gleichstellungsbeauftragten ist auf Verlangen, und so-
weit Aufgaben ihres Geschäftsbereiches betroffen sind, in der 
Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu erteilen.
(7) Den Vertrauenspersonen von Einwohneranträgen und Bür-
gerbegehren ist zu Beginn der Beratung des Einwohneran-
trages bzw. des Bürgerbegehrens Gelegenheit zu geben, ihr 
Anliegen zu erläutern. Ihr Wortbeitrag soll sich auf 10 Minuten 
beschränken. In einer anschließenden Beratung kann ihnen 
vom Vorsitzenden das Wort erteilt werden.
(8) Der Vorsitzende des Gemeinderates und der Antragsteller 
haben das Recht zur Schlussäußerung. Die Beratung des Ta-
gesordnungspunktes wird vom Vorsitzenden des Gemeindera-
tes geschlossen.

§ 11
Sachanträge

(1) Änderungs- und Zusatzanträge können bis zur Abstimmung 
gestellt werden. Mündlich gestellte Anträge sind dem Vorsit-
zenden auch schriftlich vorzulegen. Hält der Vorsitzende einen 
Antrag für unzulässig, so hat er vorab über die Zulässigkeit 
abstimmen zu lassen. Außerhalb der Sitzung können Anträge 
beim Vorsitzenden des Gemeinderates oder beim Bürgermeis-
ter schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift, eingereicht 
werden.
(2) Anträge können, solange darüber noch nicht abgestimmt 
wurde, von dem Antragsteller zurückgezogen werden. Ein zu-
rückgezogener Antrag kann von einem anderen Mitglied des 
Gemeinderates aufgenommen werden mit der Folge, dass über 
den aufgenommenen anstelle des zurückgezogenen Antrages 
abgestimmt wird.

§ 12
Geschäftsordnungsanträge

(1) Folgende Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit 
gestellt werden:

a) Schluss der Rednerliste,
b) Verweisung an den Bürgermeister,
c) Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung 

oder Vertagung,
d) Festsetzung sowie Verlängerung und Verkürzung der Re-

dezeit,
e) Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der Sitzung,
f) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit,
g) Zurückziehung von Anträgen,
h) Anhörung von Personen, insbesondere Sachverständigen,
i) Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines Gemeinde-

ratsmitgliedes,
j) Feststellung der Beschlussunfähigkeit des Gemeinderates 

im Verlauf der Sitzung,
k) Antrag auf namentliche Abstimmung.
(2) Über die Anträge zur Geschäftsordnung nach Absatz 1 ent-
scheidet der Gemeinderat vor der Beschlussfassung zum Ver-
handlungsgegenstand.
(3) Meldet sich ein Mitglied des Gemeinderates „zur Geschäfts-
ordnung“ durch Erheben beider Hände, so muss ihm das Wort 
außerhalb der Reihenfolge erteilt werden. Es darf dadurch kein 
Sprecher unterbrochen werden. Bemerkungen zur Geschäfts-
ordnung dürfen nicht länger als 3 Minuten dauern. Sie dürfen 
sich mit der Sache selbst nicht befassen, sondern nur den Ge-
schäftsordnungsantrag begründen.
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g) die Ergebnisse der Abstimmungen und Wahlen, bei na-
mentlicher Abstimmung gem. § 12 Abs. 5 Satz 2 ist die 
Entscheidung jedes Mitglieds des Gemeinderates in der 
Niederschrift zu vermerken,

h) Vermerke darüber, welche Gemeinderatsmitglieder ver-
spätet erschienen sind oder die Sitzung vorzeitig oder we-
gen Befangenheit vorübergehend verlassen haben, wobei 
ersichtlich sein muss, an welchen Abstimmungen oder 
Wahlen und aus welchem Grund die Betroffenen nicht teil-
genommen haben,

i) Anfragen der Mitglieder des Gemeinderates,
j) die Angabe, ob die Beratung über die einzelnen Tagesord-

nungspunkte öffentlich oder nicht öffentlich stattgefunden 
hat,

k) sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbesondere 
Einwohnerfragestunden, Ordnungsmaßnahmen).

Der Vorsitzende und jedes Mitglied des Gemeinderates können 
verlangen, dass ihre Erklärungen wörtlich in der Niederschrift 
festgehalten werden. Dies ist im Vorfeld durch Wortmeldung 
anzuzeigen.
(3) Die Niederschrift wird nach Unterzeichnung allen Mitglie-
dern des Gemeinderates unverzüglich über das Ratsinforma-
tionssystem zur Verfügung gestellt. Die Niederschrift über die 
in nicht öffentlicher Sitzung behandelten Tagesordnungspunk-
te ist im Ratsinformationssystem nicht öffentlich zugänglich 
zu machen. Im Fall der postalischen Versendung ist dieses im 
verschlossenen Umschlag mit dem Aufdruck „vertraulich“ zu 
versenden.
(4) Einwendungen gegen die Niederschrift sind dem Vorsitzen-
den unverzüglich schriftlich oder elektronisch zuzuleiten. Der 
Gemeinderat stimmt in seiner nächsten Sitzung über die Nie-
derschrift ab. Dabei ist auch über die schriftlich oder elektro-
nisch vorgetragenen Einwendungen zu entscheiden. Wird einer 
Einwendung nicht entsprochen, so ist das Mitglied des Ge-
meinderates berechtigt, die Aufnahme einer entsprechenden 
Erklärung in die Niederschrift zu verlangen.
(5) Zur Erleichterung der Erstellung der Niederschrift ist es dem 
Protokollführer gestattet, Tonaufzeichnungen anzufertigen. 
Nach Fertigstellung, Unterzeichnung und Abstimmung über die 
Niederschrift sind Tonaufzeichnungen zu löschen. § 5 Abs. 4 
bleibt unberührt.
(6) Die Einsichtnahme in die beschlossenen Niederschriften der 
öffentlichen Sitzungen ist jedermann nach vorheriger Anmel-
dung während der öffentlichen Sprechzeiten der Verwaltung 
gestattet. Das Verfahren richtet sich nach den für den Informa-
tionszugang geltenden Regelungen.

§ 17
Änderung und Aufhebung der Beschlüsse  
des Gemeinderates

(1) Die Aufhebung oder Änderung eines Beschlusses des Ge-
meinderates kann von einem Drittel der Mitglieder oder vom 
Bürgermeister beantragt werden. Die Aufnahme auf die Tages-
ordnung darf jedoch nur erfolgen, sofern die Beschlussfassung 
des Rates mehr als 6 Monate zurückliegt. Satz 2 gilt nicht, wenn 
sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat.
(2) Ein Änderungs- oder Aufhebungsantrag nach Abs. 1 ist un-
zulässig, soweit in Ausführung des Beschlusses des Gemein-
derates bereits Rechtspositionen Dritter entstanden sind und 
diese nicht mehr aufgelöst werden können, weil dies mit ver-
tretbarem Aufwand nicht möglich ist oder zu Schadenersatz-
ansprüchen führen kann.

§ 18
Ordnung in den Sitzungen

(1) Der Vorsitzende sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung 
in den Sitzungen und achtet auf die Einhaltung der Geschäfts-
ordnung. Er übt das Hausrecht aus.
(2) Verstößt ein Mitglied des Gemeinderates gegen die Bestim-
mungen der Geschäftsordnung oder verletzt es die Würde der 

b) leer ist,
c) den Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erken-

nen lässt,
d) einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen ent-

hält,
e) mehr als eine Stimme für einen Bewerber enthält.
(5) Die Auszählung der Stimmen hat in Anwesenheit der Mitglie-
der des Gemeinderates zu erfolgen.
(6) Gewählt ist die Person, die im ersten Wahlgang die Stim-
men der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglie-
der erhalten hat. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so findet 
ein zweiter Wahlgang statt. Im zweiten Wahlgang ist die Per-
son gewählt, die die meisten Stimmen erhalten hat. Ergibt sich 
im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, so entscheidet das 
Los, das der Vorsitzende zieht. Soweit im ersten Wahlgang nur 
eine Person zur Wahl stand und diese Person die erforderliche 
Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Sätze 2 bis 4 keine An-
wendung. Der Vorsitzende gibt das Wahlergebnis unmittelbar 
nach der Wahl bekannt.
(7) Sind mehrere Personen zu wählen, können die Wahlen in 
einem Wahlvorgang durchgeführt werden, indem alle Bewerber 
auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende 
Stelle eine Stimme vergeben werden kann. Gewählt sind die 
Bewerber in der Reihenfolge der Zahl, der für sie abgegebenen 
gültigen Stimmen, wenn zugleich die Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder erreicht ist. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet das Los, das der Vorsitzende zieht.

§ 15
Unterbrechung und Verweisung

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann die Sitzung unter-
brechen. Er hat die Sitzung zu unterbrechen, wenn auf Antrag 
eines Mitgliedes des Gemeinderates ein entsprechender Be-
schluss von der Mehrheit der anwesenden Gemeinderatsmit-
glieder gefasst wird. Die Unterbrechung soll im Regelfall nicht 
länger als 15 Minuten dauern.
(2) Der Gemeinderat kann, sofern ein Tagesordnungspunkt 
nicht durch eine Entscheidung in der Sache abgeschlossen 
wird,
a) den Tagesordnungspunkt zur erneuten Vorbereitung an 

den Bürgermeister zurückverweisen,
b) die Beratung über den Tagesordnungspunkt vertagen.
(3) Über entsprechende Anträge ist sofort abzustimmen. Der 
Schlussantrag geht bei der Abstimmung einem Verweisungs- 
und dieser einem Vertagungsantrag vor.
(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der Tages-
ordnung nur einen Verweisungs-, Vertagungs- oder Schluss-
antrag stellen.

§ 16
Niederschrift

(1) Über jede Sitzung des Gemeinderates ist eine Niederschrift 
anzufertigen, die vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu 
unterzeichnen ist. Der Protokollführer ist ein Beschäftigter der 
Verbandsgemeinde und wird vom Verbandsgemeindebürger-
meister bestellt.
(2) Die Niederschrift muss mindestens enthalten:
a) die Angabe, ob eine Sitzung nach § 23 durchgeführt wur-

de,
b) Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie etwaige 

Sitzungsunterbrechungen,
c) die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder des 

Gemeinderates,
d) die Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, der 

Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung,
e) die Tagesordnung,
f) den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse,



Helbra Nr. 8/2024- 28 -

(4) Die Fraktionen haben die Einhaltung der datenschutzrecht-
lichen Regelungen sicherzustellen und insbesondere dafür 
Sorge zu tragen, dass hinsichtlich der Verarbeitung personen-
bezogener Daten (i. S. d. § 4 des Datenschutz-Grundverord-
nungs-Ausfüllungsgesetzes Sachsen-Anhalt) die Vorschriften 
des Datenschutzrechts beachtet werden, vor allem, dass bei 
Auflösung der Fraktion die aus der Fraktionsarbeit erlangten 
personenbezogenen Daten gelöscht werden,

III. ABSCHNITT
Öffentlichkeitsarbeit

§ 21
Unterrichtung der Öffentlichkeit und Presse

Öffentlichkeit und Presse werden vom Bürgermeister über die 
Tagesordnung der Sitzungen des Gemeinderates und seiner 
Ausschüsse sowie über den wesentlichen Inhalt der gefassten 
Beschlüsse unterrichtet.

IV. Abschnitt
Verfahren in außergewöhnlichen Notsituationen

§ 22
Durchführung von Videokonferenzen und  
Abstimmungen in außergewöhnlichen Notsituationen

(1) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. § 56a Abs. 
1 Satz 1 KVG LSA entscheidet der Vorsitzende im Einverneh-
men mit dem Verbandsgemeindebürgermeister, ob die Sitzung 
in Form einer Videokonferenz durchgeführt wird und beruft den 
Gemeinderat unter Mitteilung der Tagesordnung sowie Angabe 
von Zeit und Zugang zum virtuellen Sitzungsraum ein. § 1 Abs. 
3 Satz 1 und 2 (1. Alternative), Absätze 3 und 4 sowie §§ 2 bis 5 
gelten entsprechend.
(2) Für den Ablauf einer Videokonferenzsitzung gelten die in die-
ser Geschäftsordnung festgelegten Grundsätze, insbesondere 
die §§ 6, 7, 10 bis 13, 15, 16, 18 und 19, soweit nachfolgend 
nichts Abweichendes geregelt ist. Bei Störungen der Videokon-
ferenztechnik, die nach § 56a Abs. 2 Satz 2 KVG LSA im Ver-
antwortungsbereich der Gemeinde liegen, ist die Sitzung von 
dem Vorsitzenden zu unterbrechen oder abzubrechen. Sons-
tige Störungen der Zuschaltung sind unbeachtlich. Sie haben 
insbesondere keine Auswirkung auf die Wirksamkeit eines ohne 
das betroffene Mitglied gefassten Beschlusses.
(3) Zu Beginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Anwesen-
heit und Beschlussfähigkeit fest, indem er die stimmberechtig-
ten Mitglieder namentlich aufruft. Ist das aufgerufene Mitglied 
der Videokonferenz zugeschaltet, so meldet es sich durch eine 
kurze akustische Bestätigung zurück. Der Protokollführer trägt 
die teilnehmenden stimmberechtigten Mitglieder in eine Anwe-
senheitsliste ein.
(4) Vor jeder Abstimmung stellt der Vorsitzende die Beschluss-
fähigkeit sowie die Funktionsfähigkeit des Videokonferenzsys-
tems fest. Abstimmungen erfolgen grundsätzlich namentlich. 
Elektronisch kann nur abgestimmt werden, sofern gewähr-
leistet ist, dass das Abstimmungsergebnis ohne Zeitverzug so 
dargestellt wird, dass das Stimmverhalten jedes stimmberech-
tigten Mitgliedes für alle Mitglieder sowie die Öffentlichkeit er-
kennbar ist.
(5) Die mittels Videokonferenztechnik zugeschalteten Mitglie-
der müssen die Kamera während der gesamten Sitzung einge-
schaltet lassen, auch wenn sie ihren Platz verlassen. Der Ton 
kann ausgeschaltet werden.
(6) Im Rahmen der Bekanntmachung von Ort und Zeit der Vi-
deokonferenzsitzung ist darauf hinzuweisen, dass anstelle der 
Einwohnerfragestunde die Möglichkeit besteht, Fragen schrift-
lich oder elektronisch beim Vorsitzenden einzureichen. Im Rah-
men der Videokonferenzsitzung verliest der Vorsitzende die bei 
ihm eingegangenen Anfragen. Für das weitere Verfahren findet 
§ 8 Absätze 2 bis 6 entsprechend Anwendung.

Versammlung oder äußert es sich ungebührlich, so kann es 
vom Vorsitzenden unter Nennung des Namens „zur Ordnung“ 
gerufen werden. Persönliche Angriffe und Beleidigungen sind 
vom Vorsitzenden zu rügen. Ist ein Mitglied in derselben Sit-
zung dreimal zur Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf 
die Folgen eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen worden, 
so kann ihm der Vorsitzende das Wort entziehen. Entsprechen-
des gilt, wenn ein Mitglied vom Verhandlungsgegenstand ab-
schweift und vom Vorsitzenden „zur Sache“ gerufen wurde. Ist 
einem Mitglied des Gemeinderates das Wort entzogen, so darf 
es zu diesem Punkt der Tagesordnung nicht mehr sprechen.
(3) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann einem Redner, der 
die festgesetzte Redezeit überschreitet, das Wort entziehen, 
wenn er ihn bereits auf den Ablauf der Redezeit hingewiesen hat.
(4) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann ein Mitglied bei 
grob ungebührlichem oder wiederholt ordnungswidrigem Ver-
halten von der Sitzung ausschließen. Das Mitglied hat den Sit-
zungsraum zu verlassen.
(5) Der Gemeinderat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwi-
derhandlungen gegen die zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
erlassenen Anordnungen begangen hat, durch Beschluss für 
höchstens vier Sitzungen ausschließen.
(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestört und gelingt es 
dem Vorsitzenden nicht, sie wiederherzustellen, so kann er die 
Sitzung unterbrechen.

§ 19
Ordnungsmaßnahmen gegenüber Zuhörern

(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Vorsitzenden 
des Gemeinderates unterliegen alle Personen, die sich während 
einer Sitzung des Gemeinderates im Sitzungsraum aufhalten.
(2) Wer als Zuhörer durch ungebührliches Verhalten die Sitzung 
stört oder Ordnung und Anstand verletzt, kann auf Anordnung 
des Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum verwiesen und not-
falls entfernt werden, wenn er durch den Vorsitzenden vorher 
mindestens ein Mal auf die Folgen seines Verhaltens hingewie-
sen wurde. Entsteht während einer Sitzung des Gemeindera-
tes unter den Zuhörern störende Unruhe, die den Fortgang der 
Verhandlungen in Frage stellt, so kann der Vorsitzende des Ge-
meinderates nach vorheriger Ankündigung den für die Zuhörer 
bestimmten Teil des Sitzungsraumes räumen lassen, wenn die 
störende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.
(3) Hat der Vorsitzende des Gemeinderates zu einer Sitzung 
vorsorglich Polizeischutz oder Ordnungsamtsmitarbeiter ange-
fordert, so teilt er das zu Beginn der Sitzung dem Gemeinderat 
einschließlich der Gründe hierfür mit.

II. ABSCHNITT
Fraktionen

§ 20
Fraktionen

(1) Jede Fraktion hat einen Vorsitzenden. Die Fraktionen geben 
dem Vorsitzenden des Gemeinderates von ihrer Bildung, den 
Namen des Vorsitzenden und dessen Stellvertreters sowie der 
Mitglieder unverzüglich schriftlich Kenntnis; entsprechendes 
gilt für Veränderungen innerhalb der Fraktion und die Auflösung 
der Fraktion. Die Bildung und Auflösung sowie Veränderungen 
innerhalb der Fraktion werden mit dem Zugang der schriftlichen 
Anzeige an den Vorsitzenden des Gemeinderates wirksam.
(2) Die Bezeichnung der Fraktionen richtet sich nach der Kurz-
bezeichnung der Parteien und Wählergruppen sowie dem Na-
men von Einzelbewerbern, aufgrund deren Wahlvorschlages 
die Fraktionsmitglieder in den Gemeinderat gewählt werden. 
Dabei darf jede Kurzbezeichnung einer Partei oder Wähler-
gruppe im Gemeinderat nur einmal verwendet werden. Der 
Fraktionswechsel einzelner Gemeinderatsmitglieder lässt be-
stehende Fraktionsbezeichnungen unberührt.
(3) Ein Mitglied des Gemeinderates kann nicht mehreren Frak-
tionen angehören.
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Sitzungstag erstellte Vorlagen (Tischvorlagen) werden schrift-
lich bereitgestellt.
(2) Die Mitglieder des Gemeinderates geben eine Emailadresse 
bekannt, an die die Einladung gesendet werden soll.
(3) Die Mitglieder des Gemeinderates sind verpflichtet, regel-
mäßig das elektronische Ratsinformationssystem zu aktualisie-
ren, mindestens jedoch einmal unmittelbar vor den Sitzungen 
des Gemeinderates bzw. seiner Ausschüsse.
(4) Bei einem Ausfall des Ratsinformationssystems erfolgt der 
Versand der Einladungen und Sitzungsunterlagen in schriftli-
cher Form; die Ladungsfrist nach § 1 Abs. 3 der Geschäftsord-
nung bleibt unberührt.

§ 2
Allgemeine Regelungen zur Nutzung  
des Ratsinformationssystems

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates sind verpflichtet, die ein-
gesetzten Endgeräte mittels Passwortes vor dem Zugriff Dritter 
zu schützen.
(2) Das Passwort und die Anmeldedaten für das Ratsinforma-
tionssystem sind geheim zu halten. Die Anmeldedaten dürfen 
weder auf dem Gerät gespeichert, noch zusammen mit dem 
Gerät aufbewahrt werden.
(3) Die Gemeinde unterstützt und berät die Mitglieder des Ge-
meinderates bei auftretenden technischen Problemen des Ra-
tsinformationssystems.
(4) Der Verlust, insbesondere durch Diebstahl eines Endgerätes 
ist der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen, da ggf. der Zugang 
zum Ratsinformationssystem gesperrt werden muss.
(5) Für den Zugriff auf das Ratsinformationssystem wird eine 
Internetverbindung (WLAN, Mobilfunk) benötigt. Für die Inter-
netverbindung haben die Gemeinderatsmitglieder selbst Sorge 
zu tragen.
(6) Die Mitglieder des Gemeinderates haben sicherzustellen, 
dass mögliche Beeinträchtigungen durch auf dem Endgerät 
ggf. installierte und eingesetzte andere Programme bzw. An-
wendungen, die die Funktionsfähigkeit des von der Gemeinde 
zur Verfügung gestellten Ratsinformationssystems beeinträch-
tigen können, ausgeschlossen sind.

§ 3
Nutzungszeitraum und Ausscheiden  
aus dem Gemeinderat

(1) Die Sitzungsunterlagen auf dem jeweiligen Endgerät sind 
nach Ende der Wahlperiode unverzüglich zu löschen, sofern 
der Mandatsträger dem neu gewählten Gemeinderat nicht 
mehr angehört. Entsprechendes gilt, wenn das Mitglied des 
Gemeinderates vor dem Ende der Wahlperiode aus dem Ge-
meinderat ausscheidet.
(2) Das Zugriffsrecht auf das Ratsinformationssystem endet mit 
Ausscheiden aus dem Gemeinderat.

§ 4
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Richtlinie 
werden verallgemeinernd verwendet und beziehen sich auf alle 
Geschlechter.

(7) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. § 56a Abs. 
1 Satz 1 KVG LSA kann anstelle einer Präsenzsitzung oder 
einer Videokonferenzsitzung die Beschlussfassung über Ver-
handlungsgegenstände im Wege eines schriftlichen oder elek-
tronischen Verfahrens nach Maßgabe von § 56a Abs. 3 KVG 
LSA durchgeführt werden. Über die Einleitung dieses Verfah-
rens entscheidet der Vorsitzende im Einvernehmen mit dem 
Verbandsgemeindebürgermeister. Das Einverständnis zu dem 
schriftlichen oder elektronischen Verfahren wird im Zuge der 
Beschlussfassung durch eine gesonderte Abstimmung ermit-
telt.

V. Abschnitt
Schlussvorschriften, Inkrafttreten

§ 23
Auslegung der Geschäftsordnung

Bei Zweifeln über Auslegung und Anwendung der Geschäfts-
ordnung entscheidet der Vorsitzende des Gemeinderates. Er-
hebt sich gegen seine Entscheidung Widerspruch, so entschei-
det der Gemeinderat mit der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ 
lautenden Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist der Widerspruch 
zurückgewiesen.

§ 24
Abweichungen von der Geschäftsordnung

Von den Vorschriften dieser Geschäftsordnung kann nur im 
Einzelfall und nur dann abgewichen werden, wenn gesetzliche 
Bestimmungen nicht entgegenstehen und kein Mitglied in der 
Sitzung des Gemeinderates widerspricht.

§ 25
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Geschäfts-
ordnung werden verallgemeinernd verwendet und beziehen 
sich auf alle Geschlechter.

§ 26
Inkrafttreten

Die Geschäftsordnung tritt mit Beschlussfassung des Gemein-
derates am 15.07.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäfts-
ordnung vom 03.07.2019 außer Kraft.

Bornstedt, 15.07.2024

Rose
Bürgermeister

Anlage zur Geschäftsordnung

Richtlinie über die Digitale Ratsarbeit des  
Gemeinderates gemäß § 3 der Geschäftsordnung 
des Gemeinderates

§ 1
Digitale Ratsarbeit

(1) Die Verbandsgemeinde mit allen Mitgliedsgemeinden be-
treibt ein internetbasiertes elektronisches Ratsinformations-
system, zugänglich über die Website der Verbandsgemeinde 
Mansfelder Grund-Helbra www.verwaltungsamt-helbra.de, Ru-
brik Sitzungsdienst, als Grundlage für die digitale Ratsarbeit. 
Den Gemeinderatsmitgliedern werden die Unterlagen für die 
Sitzungen des Gemeinderates über das Ratsinformationssys-
tem in elektronischer Form zur Verfügung gestellt. Schriftliche 
Unterlagen werden regelmäßig nicht versandt; kurzfristig am 
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1. Stellvertreterin: Frau Claudia Wyszkowski
2. Stellvertreter: Herr Uwe Wollny

Feststellung der Sitzverteilung der Ausschussbesetzung
Vorlage: HEL/BV/006/2024
Die Vorlage wurde einstimmig von der Tagesordnung abgesetzt.

Annahme einer Spende
Vorlage: HEL/BV/007/2024
Der Gemeinderat Helbra stimmt der Annahme der Spende von 
Frau Claudia Wyszkowski in Höhe von 500,00 € zu.

Hauptsatzung der Gemeinde Hergisdorf
Aufgrund der §§ 8 und 10 Kommunalverfassungsgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. 6. 2014 (GVBl. LSA 
S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.05.2024 (GVBl. 
LSA S. 128, 132), hat der Gemeinderat der Gemeinde Hergis-
dorf in seiner Sitzung am 31.07.2024 folgende Hauptsatzung 
beschlossen:

I. ABSCHNITT 
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN

§ 1 
Name, Bezeichnung

Die Gemeinde führt den Namen „Hergisdorf“. Sie besteht aus 
den Ortsteilen Hergisdorf und Kreisfeld.

§ 2 
Wappen, Flagge, Dienstsiegel

(1) Die Gemeinde führt ein Wappen und ein Dienstsiegel.

(2) Das Wappen der Gemeinde Hergisdorf zeigt „Gespalten 
von Blau über Gold, belegt mit gekreuzten, silbern-schwarzem 
Bergwerksgezähe.“

(3) Die Gemeinde führt ein Dienstsiegel, das dem der Haupt-
satzung beigefügten Dienstsiegelabdruck entspricht. Die Um-
schrift lautet: „Gemeinde Hergisdorf“.

II. Abschnitt 
Organe

§ 3 
Gemeinderat

(1) Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Gemeinderates.

(2) Der Gemeinderat wählt für die Dauer der Wahlperiode aus 
seiner Mitte in der konstituierenden Sitzung zwei Stellvertre-
ter für den Verhinderungsfall, die den Bürgermeister auch beim 
Vorsitz im Gemeinderat vertreten. Die Stellvertreter führen 
nach der Reihenfolge der Vertretungsbefugnis die Bezeichnung 
„Erster stellvertretender Bürgermeister“ bzw. „Zweiter stellver-
tretender Bürgermeister“.

(3) Die Stellvertreter können mit der Mehrheit der Mitglieder des 
Gemeinderates abgewählt werden. Eine Neuwahl hat unver-
züglich stattzufinden.

§ 4 
Festlegung von Wertgrenzen

Der Gemeinderat entscheidet über
1. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwen-

dungen und Auszahlungen, wenn der Vermögenswert 
15.000,00 Euro übersteigt und kein Fall von § 105 Abs. 4 
KVG LSA vorliegt,

Bekanntgabe der Beschlüsse des  
Gemeinderates Helbra aus der  
konstituierenden Sitzung vom 17.07.2024
Öffentlicher Teil:

Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl zum Gemeinde-
rat am 09.06.2024
Vorlage: HEL/BV/001/2024
Der Gemeinderat beschließt über nachfolgende Wahlprüfungs-
entscheidung:
1. Einwendungen gegen die Gemeindewahl liegen nicht vor.
2. Die Gemeinderatswahl der Gemeinde Helbra vom 

09.06.2024 ist gültig.

Mitteilung des Bürgermeisters über die gebildeten Frakti-
onen und deren Vorsitzende
Vorlage: HEL/MV/005/2024

1. Fraktion: AfD-Fraktion
Vorsitzender: Uwe Wischalla
Stellvertreterin: Cornelia Wakan
Mitglieder: Robin Eddelbüttel

Bernd Störmer
Gunter Wakan

2. Fraktion: DIE LINKE
Vorsitzende: Anja Große
Stellvertreter: Helmut Neuweger

3. Fraktion: „Freie Fraktion – 3G“
Vorsitzender: Uwe Wollny
Stellvertreter: Fabian Baumann
Mitglieder: Alfred Böttge

4. Fraktion: CDU-Fraktion
Vorsitzender: Walter Kampa
Stellvertreterin: Claudia Wyszkowski
Mitglieder: Karin Kellner

Steffen Westphal
Tim Lucas Henrici
Enrico Heier

Von der Mitteilung wurde Kenntnis genommen.

Beratung und Beschlussfassung über die Geschäftsord-
nung für den Gemeinderat Helbra
Vorlage: HEL/BV/002/2024
Gemäß der Antragstellung im Top 2 wurde die Beschlussvorla-
ge zurückgestellt.

Beratung und Beschlussfassung über die Hauptsatzung 
für die Gemeinde Helbra
Vorlage: HEL/BV/003/2024
Gemäß der Antragstellung im Top 2 wurde die Beschlussvorla-
ge ebenfalls zurückgestellt.

Wahl der stellvertretenden Bürgermeister/-innen für den 
Vertretungsfall
Vorlage: HEL/BV/004/2024
Der Gemeinderat wählt gemäß seiner Hauptsatzung zwei Mit-
glieder des Gemeinderates als 1. und 2. Stellvertreter/in des 
Bürgermeisters für den Verhinderungsfall nach § 96 Abs. 4 Satz 
3 u. 4 KVG LSA.
Als Stellvertreter/in des Bürgermeisters im Verhinderungsfall 
wurden gewählt:
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(2) Der Bürgermeister unterrichtet den Gemeinderat in seiner 
nächsten Sitzung über den Ablauf der Einwohnerversammlung 
und die wesentlichen Ergebnisse.

§ 10 
Bürgerbefragung

Eine Bürgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt aus-
schließlich in wichtigen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinde, mit Ausnahme der in § 26 Abs. 
2 Satz 2 Nr. 4 bis 8 KVG LSA genannten Angelegenheiten. 
Sie kann nur auf Grundlage eines Gemeinderatsbeschlusses 
durchgeführt werden, in dem die mit „ja“ oder „nein“ zu be-
antwortende Frage formuliert ist und insbesondere festgelegt 
wird, ob die Befragung elektronisch über das Internet oder im 
schriftlichen Verfahren erfolgt, in welchem Zeitraum die Be-
fragung durchgeführt wird und in welcher Form das Abstim-
mungsergebnis bekanntzugeben ist. In dem Beschluss sind 
auch die voraussichtlichen Kosten der Befragung darzustellen.

IV. Abschnitt 
Ehrenbürger

§ 11 
Ehrenbürgerrecht, Ehrenbezeichnung

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürgerrechtes 
oder der Ehrenbezeichnung der Gemeinde bedarf einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Ge-
meinderates.

V. Abschnitt 
Öffentliche Bekanntmachungen

§ 12 
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Soweit nicht Rechtsvorschriften besondere Regelungen tref-
fen, erfolgen die gesetzlich erforderlichen Bekanntmachungen 
im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra 
„Helbraer Kommunalanzeiger“. Die Bekanntmachung ist mit 
Ablauf des Erscheinungstages bewirkt, in dem das Amtsblatt 
den bekanntzumachenden Text enthält.

(2) Auf Ersatzbekanntmachungen gemäß § 9 Abs. 3 KVG LSA 
wird unter Angabe des Gegenstandes, des Ortes und der 
Dauer der Auslegung sowie der Öffnungszeiten des Verwal-
tungsgebäudes (An der Hütte 1, 06311 Helbra) im Amtsblatt 
der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helbraer 
Kommunalanzeiger“ spätestens am Tag vor dem Beginn der 
Auslegung hingewiesen. Die Auslegungsfrist beträgt zwei Wo-
chen, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist. Die Ersatzbe-
kanntmachung ist mit Ablauf des Tages bewirkt, in dem der 
Auslegungszeitraum endet. Gleiches gilt, wenn eine öffentliche 
Auslegung nach einer Rechtsvorschrift erfolgt, die keine be-
sonderen Bestimmungen enthält.

(3) Nach dem Baugesetzbuch erforderliche ortsübliche Be-
kanntmachungen erfolgen nach Absatz 1. Der Inhalt der Be-
kanntmachung wird zusätzlich unter der Internetadresse www.
verwaltungsamt-helbra.de und unter Angabe des Bereitstel-
lungstages in das Internet eingestellt.

(4) Der Text bekanntgemachter Satzungen und Verordnungen 
wird in Internet unter www.verwaltungsamt-helbra.de zugäng-
lich gemacht. Weitere Bekanntmachungen nach Absatz 1 Satz 
1 werden ebenfalls unter dieser Internetadresse zugänglich 
gemacht. Die Satzungen und Verordnungen können im Ver-
waltungsgebäude (An der Hütte 1, 06311 Helbra) während der 
Öffnungszeiten eingesehen und kostenpflichtig kopiert werden.

(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Gemeindera-
tes sowie der Zeitpunkt und die Abstimmungsgegenstände der 
Beschlussfassung im Wege eines schriftlichen oder elektroni-

2. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ver-
pflichtungsermächtigungen, wenn der Vermögenswert 
15.000,00 Euro übersteigt,

3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 7 und 10 KVG LSA, 
wenn der Vermögenswert 15.000,00 Euro übersteigt,

4. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen 
und ähnlichen Zuwendungen für einzelne Aufgaben der 
Gemeinde, wenn der Vermögenswert 100,00 Euro über-
steigt.

§ 5 
Auskunftsrecht

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat das Recht, schriftlich, 
elektronisch oder in der Sitzung des Gemeinderates mündlich 
Anfragen zu allen Angelegenheiten der Gemeinde und der Ge-
meindeverwaltung sowohl zu allen Aufgaben des eigenen als 
auch des übertragenen Wirkungskreises an den Bürgermeister 
bzw. den Verbandsgemeindebürgermeister zu richten; die Aus-
kunft ist entsprechend zu erteilen.

(2) Kann eine Anfrage während der Sitzung nicht unverzüglich 
mündlich beantwortet werden, hat der Bürgermeister bzw. der 
Verbandsgemeindebürgermeister die Auskunft binnen einer 
Frist von in der Regel einem Monat schriftlich zu erteilen.

§ 6 
Geschäftsordnung

Das Verfahren im Gemeinderat wird durch eine vom Gemeinde-
rat zu beschließender Geschäftsordnung geregelt.

§ 7 
Bürgermeister

Der Bürgermeister entscheidet über Geschäfte der laufen-
den Verwaltung gemäß § 96 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 66 Abs. 
1 Satz 3 KVG LSA in eigener Verantwortung. Hierzu gehören 
die regelmäßig wiederkehrenden Geschäfte, die nach bereits 
feststehenden Grundsätzen entschieden werden und keine we-
sentliche Bedeutung haben oder die im Einzelfall einen Vermö-
genswert von 15.000 Euro (Brutto) nicht übersteigen. Darüber 
hinaus wird ihm die Entscheidung über die in § 4 Ziff. 1 bis 4 
genannten Rechtsgeschäfte übertragen, sofern die dort festge-
legten Wertgrenzen unterschritten werden.

§ 8 
Gleichstellungsbeauftragte

Die Gemeinde ist Mitgliedsgemeinde der Verbandsgemein-
de Mansfelder Grund-Helbra. Die von der Verbandsgemeinde 
gemäß § 78 KVG LSA bestellte Gleichstellungsbeauftragte ist 
auch für den Bereich der Gemeinde Hergisdorf zuständig und 
in Ausübung ihrer Tätigkeit nicht weisungsgebunden. An den 
Sitzungen des Gemeinderates kann sie teilnehmen, soweit ihr 
Aufgabenbereich betroffen ist. In Angelegenheiten ihres Aufga-
benbereiches ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen.

III. Abschnitt 
Unterrichtung und Beteiligung der Einwohner

§ 9 
Einwohnerversammlung

(1) Über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Gemeinde 
können die Einwohner auch durch Einwohnerversammlungen 
unterrichtet werden. Der Bürgermeister beruft die Einwohner-
versammlungen ein. Er setzt die Gesprächsgegenstände sowie 
Ort und Zeit der Veranstaltung fest. Die Einladung ist gemäß § 
12 Abs. 5 bekanntzumachen und soll 14 Tage vor Beginn der 
Veranstaltung erfolgen. Die Einladungsfrist kann bei besonde-
rer Dringlichkeit auf drei Tage verkürzt werden.
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Anlage
Dienstsiegelabdruck der Gemeinde Hergisdorf

Geschäftsordnung für den Gemeinderat der 
Gemeinde Hergisdorf
Der Gemeinderat der Gemeinde Hergisdorf hat gemäß § 59 
Kommunalverfassungsgesetz Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 
17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 16.05.2024 (GVBl. LSA S. 128, 132), in seiner Sitzung am 
31.07.2024 folgende Geschäftsordnung für den Gemeinderat 
beschlossen:

I. ABSCHNITT 
Sitzungen des Gemeinderates

§ 1 
Einberufung, Einladung, Teilnahme

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates beruft den Gemeinde-
rat im Einvernehmen mit dem Verbandsgemeindebürgermeis-
ter elektronisch gemäß § 3 unter Mitteilung der Tagesordnung 
und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung ein. Am Tag nach 
Sendung der digitalen Einladung gelten sämtliche Unterlagen 
als zugegangen. Bei Durchführung einer Videokonferenzsit-
zung nach § 23 wird der Zugang zur Ton- und Bildübertragung 
mit der Einberufung als Link per E-Mail bzw. im Ratsinformati-
onssystem zur Verfügung gestellt. Die Einladung zur konstituie-
renden Sitzung erfolgt an alle schriftlich.

(2) Der Gemeinderat ist einzuberufen, so oft es die Geschäfts-
lage erfordert. Der Gemeinderat ist unverzüglich einzuberufen, 
wenn es ein Viertel seiner Mitglieder unter Angabe des Ver-
handlungsgegenstandes verlangt oder sofern die letzte Sit-
zung länger als drei Monate zurückliegt und ein Mitglied des 
Gemeinderates die Einberufung unter Angabe des Beratungs-
gegenstandes beantragt.

(3) Die Einladung hat so rechtzeitig wie möglich zu erfolgen, 
mindestens jedoch unter Einhaltung einer Frist von einer Woche 
vor der Sitzung. Dies gilt nicht, wenn eine Sitzung des Gemein-
derates vor Erschöpfung der Tagesordnung gemäß § 2 Abs. 2 
vertagt werden muss. In diesem Fall kann die Sitzung zur Er-
ledigung der restlichen Tagesordnung an einem der nächsten 
Tage fortgesetzt werden. Eine erneute schriftliche Ladung so-
wie die Einhaltung einer Frist sind nicht erforderlich. Die in der 
Sitzung nicht anwesenden Gemeinderäte sind von dem neuen 
Termin unverzüglich zu unterrichten.

(4) In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden 
(Notfall), kann der Gemeinderat vom Vorsitzenden ohne Frist, 
formlos und nur unter Angabe der Verhandlungsgegenstände 
einberufen werden. Ein Notfall ist gegeben, wenn die Beratung 
und Entscheidung über die Angelegenheit nicht bis zur nächs-
ten Sitzung aufgeschoben werden kann, ohne dass nicht zu 
beseitigende Nachteile eintreten.

(5) Die Gemeinderatsmitglieder sind verpflichtet an den Sitzun-
gen teilzunehmen. Wer nicht oder nicht rechtzeitig an den Sit-
zungen teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen 
muss, zeigt dies dem Vorsitzenden oder dem Protokollführer 
vor der Sitzung an. Die Mitglieder haben sich in die Anwesen-
heitsliste einzutragen. Zeitpunkt des Betretens bzw. Verlassen 
des Sitzungsraumes werden in der Anwesenheitsliste festge-
halten.

schen Verfahrens nach § 56a Abs. 3 KVG LSA werden durch 
Aushang an folgenden Aushängekästen bekannt gemacht

• Thomas-Müntzer-Str. 169
• Mehrzweckhalle, Thomas-Müntzer-Str. 128
• Ortsteil Kreisfeld, Thomas-Müntzer-Str. 36
• Ortsteil Kreisfeld, Bushaltestelle Richtung Helbra, Eislebener 
Str. 3

Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des ersten Tages des Aus-
hangs bewirkt. Der Aushang darf frühestens am Tag nach der 
Sitzung abgenommen werden. Die Sitzungsbekanntmachung 
wird nachrichtlich im Internet unter www.verwaltungsamt-
helbra.de eingestellt. Wird die Sitzung nach § 56a Abs. 2 KVG 
LSA als Videokonferenzsitzung durchgeführt, so erfolgt in der 
Bekanntmachung ein Hinweis, in welcher Weise der öffentliche 
Teil der Videokonferenzsitzung digital verfolgt werden kann.

(6) Bekanntmachungen aus Anlass von Wahlen erfolgen durch 
7-tägigen Aushang an den Aushängekästen. Die Standorte sind 
unter Absatz 5 benannt.

(7) Abweichend von Absatz 1 erfolgt die Bekanntmachung von 
Stichwahlen gem. § 30a Abs. 2 Kommunalwahlgesetz für das 
Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) in der Regionalausgabe der 
Mitteldeutschen Zeitung.

(8) Die Bekanntmachung von Stellenausschreibungen nach  
§ 63 Abs. 2 KVG LSA erfolgt abweichend von Abs. 6 im Amts-
blatt der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helb-
raer Kommunalanzeiger“.

(9) Alle übrigen Bekanntmachungen sind im Amtsblatt der Ver-
bandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helbraer Kommu-
nalanzeiger“ bekanntzumachen. An die Stelle dieser Bekannt-
machung kann als vereinfachte Form auch der Aushang an dem 
Aushängekasten des Verwaltungsgebäudes (An der Hütte 1,  
06311 Helbra) treten, wenn der Inhalt der Bekanntmachung 
eine Person oder einen eng begrenzten Personenkreis betrifft. 
Die Aushängefrist beträgt, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
zwei Wochen. Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des ersten 
Tages des Aushangs bewirkt. Auf dem Aushang ist zu vermer-
ken, von wann bis wann ausgehängt wird.

VI. Abschnitt 
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 13 
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung 
werden verallgemeinernd verwendet und beziehen sich auf alle 
Geschlechter.

§ 14 
Inkrafttreten

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Hauptsatzung der Gemein-
de Hergisdorf vom 30.11.2022 außer Kraft.

Hergisdorf, den 31.07.2024

Colawo
Bürgermeister



Nr. 8/2024 Helbra- 33 -

Die Anträge sind dem Vorsitzenden schriftlich oder elektro-
nisch zuzuleiten. Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des 
Gemeinderates oder einer Fraktion ist ein Verhandlungsge-
genstand auf die Tagesordnung spätestens der übernächsten 
Sitzung zu setzen. Dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat den 
gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs 
Monate bereits verhandelt hat.

(3) Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der Tagesord-
nung um Angelegenheiten, die in öffentlicher Sitzung zu behan-
deln wären, nicht zulässig. Die Erweiterung der Tagesordnung 
um eine dringende Angelegenheit, die in nicht öffentlicher Sit-
zung zu behandeln wäre, ist nur zu Beginn einer nicht öffentli-
chen Sitzung zulässig, wenn alle Mitglieder des Gemeinderates 
anwesend sind und kein Mitglied widerspricht.

(4) Der Gemeinderat beschließt zu Beginn der jeweiligen Sit-
zung über die Feststellung der Tagesordnung und über die 
öffentliche oder nicht öffentliche Behandlung der Tagesord-
nungspunkte. Auf Antrag kann über die Absetzung von An-
gelegenheiten von der Tagesordnung oder die Änderung der 
Reihenfolge der Tagesordnungspunkte mit der Mehrheit der 
auf „ja“ oder „nein“ lautenden Stimmen entschieden werden. 
Betrifft ein Antrag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufga-
benbereich der Gemeinde fällt, ist der Antrag ohne Sachdebat-
te durch Beschluss des Gemeinderates von der Tagesordnung 
abzusetzen.

§ 5 
Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) Jedermann hat das Recht, an öffentlichen Sitzungen des 
Gemeinderates teilzunehmen. Sind die für Zuhörer vorgese-
henen Plätze besetzt, können weitere Interessenten zurückge-
wiesen werden. Zuhörer sind nicht berechtigt, in Sitzungen das 
Wort zu ergreifen oder sich selbst an den Verhandlungen zu 
beteiligen.

(2) An den öffentlichen Sitzungen können Vertreter der Presse, 
des Rundfunks und ähnlicher Medien teilnehmen. Ihnen sind 
besondere Sitze zuzuweisen. Absatz 1 Sätze 2 und 3 finden 
entsprechende Anwendung.

(3) Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeich-
nungen öffentlicher Sitzungen durch Presse, Rundfunk und 
ähnliche Medien sind zulässig, wenn sie den Sitzungsablauf 
nicht beeinträchtigen. Sie sind dem Vorsitzenden vorher anzu-
zeigen. Dieser ist berechtigt, Auflagen, die der Aufrechterhal-
tung der Ordnung in der Sitzung dienen, über u.a.

• die Festlegung der Dauer der Ton- und/oder Bildaufzeich-
nung/Übertragung

• die Festlegung des Standortes für Ton- und Bildaufzeich-
nungstechnik

• Ausnahmen im Einzelfall
zu erteilen. Dem Vorsitzenden steht darüber hinaus im Rahmen 
seiner Ordnungsfunktion (§ 57 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) das 
Recht zu, Bild- und Tonaufzeichnungen sowie -übertragungen 
zu untersagen.

(4) Unter den in Absatz 3 genannten Maßgaben sind auch durch 
den Gemeinderat veranlasste Ton- und Bildübertragungen so-
wie Ton- und Bildaufzeichnungen öffentlicher Sitzungen zuläs-
sig. Nach Satz 1 erstellte Ton- und Bildträger sind dem Ge-
meindearchiv zur Übernahme in das kommunale Archivgut zu 
übergeben.

§ 6 
Ausschluss der Öffentlichkeit

(1) Durch Beschluss des Gemeinderates ist im Rahmen des  
§ 52 Abs. 2 KVG LSA über den Ausschluss der Öffentlichkeit 
von einzelnen Tagesordnungspunkten zu entscheiden. Soweit 
das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner dies 

§ 2 
Sitzungszeiten, Dauer und Vertagung

(1) Die Sitzungen sollen nicht nach 18:00 Uhr beginnen und 
spätestens nach 3 Stunden beendet werden.

(2) Nach 20:45 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunk-
te aufgerufen. Der in der Beratung befindliche Tagesordnungs-
punkt wird abschließend behandelt. Danach ist die Sitzung zu 
schließen. Sofern die Sitzung nicht gemäß § 1 Abs. 3 Sätze 3 
bis 5 an einem der nächsten Tage fortgesetzt wird, sind die 
restlichen Punkte in der nächstfolgenden Sitzung an vorderster 
Stelle zu behandeln.

§ 3 
Elektronische Sitzungsinformationen, Umgang mit 
Dokumenten und elektronischen Medien

(1) Die Gemeinde hat ein gesichertes elektronisches Ratsin-
formationssystem installiert. Dieses ist über die Homepage  
www.verwaltungsamt-helbra.de, Rubrik Sitzungsdienst bzw. 
unter www.verwaltungsamt-helbra.eu/sessionnet/ri mit jedem 
handelsüblichen internetfähigen Gerät über einen Webbrowser 
zu erreichen.

(2) Die Ratsmitglieder erhalten nach der konstituierenden Sit-
zung Zugangsdaten in Form von Nutzerkennzeichen und Kenn-
wort für das Ratsinformationssystem zur Verfügung gestellt. 
Das Nähere regelt die Richtlinie über die digitale Ratsarbeit in 
der Anlage der Geschäftsordnung.

(3) Die Gemeinderatsmitglieder werden in der Regel per Email 
zur Sitzung unter Beifügung der Tagesordnung und mit dem 
Hinweis auf das Bereitstehen der Unterlagen im Ratsinforma-
tionssystem eingeladen. Sämtliche Unterlagen gelten am Tag 
nach Versendung der Einladung als zugegangen. Weiterhin 
werden im Bürgerinformationsdienst auf der Internetseite der 
Verbandsgemeinde (www.verwaltungsamt-helbra.de unter der 
genauen Adresse www.verwaltungsamt-helbra.eu/sessionnet/
bi) alle für die Öffentlichkeit bestimmten Sitzungsinformationen 
zur Verfügung gestellt.

(4) Durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden 
können Einladung, Sitzungsunterlagen und Protokolle in be-
gründeten Fällen den Gemeinderatsmitgliedern und sonstigen 
Gremienmitgliedern per Post zugeleitet werden. Die Erklärung 
kann jederzeit widerrufen werden.

(5) Der Verschwiegenheitspflicht nach § 32 Abs. 2 KVG LSA 
unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente, insbe-
sondere Sitzungsunterlagen, sind so aufzubewahren, dass sie 
dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. Im Umgang mit 
solchen Dokumenten sind die Geheimhaltungsinteressen und 
der Datenschutz zu beachten. Werden diese Dokumente für die 
Tätigkeit als Mitglied des Gemeinderates nicht mehr benötigt, 
sind sie zurückzugeben oder datenschutzkonform zu vernich-
ten bzw. zu löschen.

(6) Die Nutzung elektronischer Medien während der Sitzung 
darf nur erfolgen, soweit durch sie eine aktive Sitzungsteilnah-
me nicht gefährdet und der Sitzungsverlauf nicht gestört wird. 
Für die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Mitglieder 
des Gemeinderates gilt § 5 Abs. 3 entsprechend.

§ 4 
Tagesordnung

(1) Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung im Einvernehmen 
mit dem Verbandsgemeindebürgermeister auf. Die Tagesord-
nung gliedert sich in einen öffentlichen und bei Bedarf in einen 
nicht öffentlichen Teil.

(2) Anträge zur Tagesordnung können Gemeinderatsmitglieder 
und Fraktionen bis spätestens 14 Tage vor der Sitzung stellen. 
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(4) Jeder Einwohner ist berechtigt, grundsätzlich eine Frage 
und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten 
Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen werden nur Fragen von 
allgemeinem Interesse, die in die Zuständigkeit der Gemeinde 
fallen. Bestehen Zweifel, dass der Fragesteller Einwohner der 
Gemeinde ist, so hat sich dieser gegenüber einem Beauftrag-
ten der Gemeinde auszuweisen. Die Erhebung und Verarbei-
tung der personenbezogenen Daten des Fragestellers erfolgt 
auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchst. c der Datenschutz-
Grundverordnung und nur zum Zwecke der schriftlichen Beant-
wortung der Anfrage, sofern diese nicht sofort und vollständig 
mündlich beantwortet werden kann. Nach Beantwortung wer-
den die Daten gelöscht bzw. anonymisiert. In die Niederschrift 
werden nur anonymisierte Daten übernommen.

(5) Angelegenheiten der Tagesordnung können nicht Gegen-
stand der Einwohnerfragestunde sein.

(6) Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich 
durch den Vorsitzenden. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist 
die Beantwortung einer Frage in der Sitzung nicht möglich, er-
hält der Einwohner eine schriftliche Antwort, die innerhalb eines 
Monats zu erteilen ist.

§ 9 
Anregungen und Beschwerden der Einwohner

Die Einwohner der Gemeinde haben das Recht, sich mit Anre-
gungen und Beschwerden an den Gemeinderat zu wenden. An-
tragsteller sollen über die Stellungnahme des Gemeinderates 
möglichst innerhalb von sechs Wochen unterrichtet werden. 
Kann die Frist nicht eingehalten werden, ist eine Zwischen-
nachricht durch den Bürgermeister zu erteilen.

§ 10 
Beratung der Verhandlungsgegenstände

(1) Der Vorsitzende eröffnet die Beratung zu dem jeweiligen Ta-
gesordnungspunkt. Der Vorsitzende erläutert und begründet 
einleitend den Verhandlungsgegenstand. Ergänzend kann sich 
der Vortrag eines Sachverständigen anschließen, der bei nicht 
öffentlichen Sitzungen den Sitzungsraum verlässt, bevor in der 
entsprechenden Angelegenheit beraten wird. Die Beratung des 
jeweiligen Tagesordnungspunktes erfolgt nach Wortmeldung 
durch Erheben der Hand bzw. beider Hände für Anträge zur 
Geschäftsordnung.

(2) Die Mitglieder des Gemeinderates, die wegen eines Inter-
essenkonfliktes gemäß § 33 KVG LSA (Mitwirkungsverbot) von 
der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen sein könnten, 
haben dies dem Vorsitzenden vor Beginn der Beratung des 
entsprechenden Tagesordnungspunktes unaufgefordert mit-
zuteilen und den Sitzungsraum zu verlassen. Bei öffentlicher 
Sitzung kann sich das Mitglied in dem für Zuhörer bestimmten 
Teil des Sitzungsraumes aufhalten.

(3) Ein Mitglied des Gemeinderates darf in der Sitzung nur dann 
sprechen, wenn ihm der Vorsitzende das Wort erteilt. Das Wort 
kann wiederholt erteilt werden. Der Vorsitzende erteilt das Wort 
möglichst in der Reihenfolge der Wortmeldungen. Melden sich 
mehrere Mitglieder gleichzeitig zu Wort, so entscheidet der 
Vorsitzende über die Reihenfolge. Dem Bürgermeister ist zur 
tatsächlichen und rechtlichen Klarstellung des Sachverhalts 
auch außerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort 
zu erteilen.

(4) Die Redner sprechen grundsätzlich von ihrem Platz aus. 
Die Anrede ist an den Gemeinderat, nicht an die Zuhörer zu 
richten. Die Redner haben sich an den zur Beratung stehenden 
Antrag zu halten und nicht vom Thema abzuweichen. Die Re-
dezeit eines Mitgliedes oder der Mitglieder des Gemeinderates 
insgesamt kann vom Gemeinderat durch Beschluss festgelegt 
werden.

erfordern, werden insbesondere in nicht öffentlicher Sitzung 
behandelt:

a) Personalangelegenheiten,
b) Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, 

deren nicht öffentliche Behandlung im Einzelfall von der 
Fachaufsichtsbehörde verfügt ist,

c) persönliche Angelegenheiten der Mitglieder des Gemein-
derates,

d) Grundstücksangelegenheiten sowie die Ausübung des 
Vorkaufsrechtes,

e) Vergabeentscheidungen,
f) sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch 

Gesetz vorgeschrieben ist.
(2) In nicht öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse sind nach 
Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder - wenn dies ungeeig-
net ist - in der nächsten öffentlichen Sitzung bekannt zu geben, 
sofern nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen 
Einzelner entgegenstehen.

§ 7 
Sitzungsleitung und -verlauf

(1) Der Vorsitzende hat die Sitzung unparteiisch zu leiten. Er ruft 
die Verhandlungsgegenstände auf und stellt sie zur Beratung 
und Beschlussfassung. Will er zu einem Verhandlungsgegen-
stand als Mitglied des Gemeinderates sprechen, so gibt er den 
Vorsitz für die Dauer der Beratung und Beschlussfassung die-
ses Gegenstandes an seinen Stellvertreter ab.

(2) Sind der Vorsitzende und sein(e) Stellvertreter verhindert, 
so wählt der Gemeinderat unter Vorsitz des an Jahren ältesten 
anwesenden und hierzu bereiten Mitgliedes für die Dauer der 
Verhinderung, längstens für die Dauer der Sitzung, einen Vor-
sitzenden aus seiner Mitte.

(3) Die Sitzungen des Gemeinderates sind grundsätzlich in fol-
gender Reihenfolge durchzuführen:

a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen 
Einberufung, der fehlenden Mitglieder des Gemeinderates 
und der Beschlussfähigkeit,

b) Entscheidung über Änderungsanträge zur Tagesordnung 
und Feststellung der Tagesordnung,

c) Abstimmung über die Niederschrift der letzten Sitzung,
d) Bericht des Bürgermeisters über die Ausführung gefasster 

Beschlüsse, ggf. über wichtige Gemeindeangelegenheiten 
und Eilentscheidungen,

e) Einwohnerfragestunde,
f) Bekanntgabe von Mitteilungen,
g) Behandlung der Tagesordnungspunkte der öffentlichen 

Sitzung,
h) Anfragen und Anregungen,
i) Behandlung der Tagesordnungspunkte der nicht öffentli-

chen Sitzung,
j) Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten 

Beschlüsse,
k) Schließung der Sitzung.
(4) Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in der 
durch die Einladung festgelegten Reihenfolge zur Beratung und 
Abstimmung. § 4 Abs. 4 Satz 2 bleibt unberührt.

§ 8 
Einwohnerfragestunde

(1) Der Gemeinderat führt im Rahmen ordentlicher öffentlicher 
Sitzungen eine Einwohnerfragestunde durch.

(2) Der Vorsitzende legt in der Einladung zur Sitzung den Beginn 
der Fragestunde fest.

(3) Der Vorsitzende stellt den Beginn und das Ende der Frage-
stunde fest. Findet sich zu Beginn der Fragestunde kein Ein-
wohner ein, kann sie geschlossen werden. Die Fragestunde soll 
auf höchstens 30 Minuten begrenzt sein.
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keine weiteren Anträge gestellt werden. Anträge, über die ab-
gestimmt werden soll, sollen vor der Abstimmung im Wortlaut 
verlesen werden, sofern sie den Mitgliedern des Gemeindera-
tes nicht schriftlich oder elektronisch vorliegen.

(2) Über jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist gesondert 
abzustimmen.

(3) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie 
in der nachstehenden Reihenfolge abgestimmt:

a) Anträge zur Geschäftsordnung,
b) weitergehende Anträge, insbesondere Änderungs- und 

Zusatzanträge, die einen größeren Aufwand erfordern oder 
die eine einschneidendere Maßnahme zum Gegenstand 
haben,

c) früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der 
spätere Antrag nicht unter Buchstaben a) bis c) fällt.

In Zweifelsfällen entscheidet der Vorsitzende. Bei Widerspruch 
entscheidet der Gemeinderat durch einfache Stimmenmehr-
heit.

(4) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende die Frage, über 
die abgestimmt werden soll, so zu formulieren, dass sie mit „ja“ 
oder „nein“ beantwortet werden kann.

(5) Es wird offen durch Handzeichen abgestimmt. Mit der Mehr-
heit der anwesenden Mitglieder kann eine namentliche Abstim-
mung verlangt werden. Jedes Mitglied des Gemeinderates 
kann verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es 
abgestimmt hat.

(6) Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der 
Feststellung des Abstimmungsergebnisses nicht mit. Der Vor-
sitzende stellt anhand der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lau-
tenden Stimmen fest, ob der Antrag angenommen oder abge-
lehnt ist. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Das 
Abstimmungsergebnis gibt der Vorsitzende unverzüglich nach 
der Abstimmung bekannt.

(7) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des Gemeinderates 
angezweifelt, so ist die Abstimmung zu wiederholen und das 
Ergebnis mit der Zahl der auf „Ja“ und „Nein“ lautenden Stim-
men, der Stimmenthaltungen und ungültigen Stimmen festzu-
halten.

(8) Über Gegenstände einfacher Art kann außerhalb einer Ge-
meinderatssitzung im Wege der Offenlegung oder im schrift-
lichen Verfahren beschlossen werden. Ein hierbei gestellter 
Antrag ist angenommen, wenn kein stimmberechtigtes Mitglied 
innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe widerspricht.

§ 14 
Wahlen

(1) Wahlen werden nur in den gesetzlich ausdrücklich genann-
ten Fällen durchgeführt. Sie werden geheim mit Stimmzetteln 
vorgenommen; es kann offen gewählt werden, wenn kein Mit-
glied widerspricht.

(2) Zur Vorbereitung und Durchführung von Wahlen von Perso-
nen werden aus der Mitte des Gemeinderates mehrere Stim-
menzähler bestimmt.

(3) Als Stimmzettel sind äußerlich gleiche Zettel zu verwenden. 
Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass jeder Kandidat 
durch ein Kreuz kenntlich gemacht werden kann. Die farbliche 
Markierung erfolgt einheitlich, um Rückschlüsse auf die stimm-
abgebende Person zu vermeiden. Die Stimmzettel sind vor der 
Abgabe zu falten.

(5) Während der Beratung sind nur zulässig:
a) Änderungs- und Zusatzanträge (Sachanträge) gemäß § 11
b) Anträge zur Geschäftsordnung gemäß § 12.
(6) Der Gleichstellungsbeauftragten ist auf Verlangen, und so-
weit Aufgaben ihres Geschäftsbereiches betroffen sind, in der 
Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu erteilen.

(7) Den Vertrauenspersonen von Einwohneranträgen und Bür-
gerbegehren ist zu Beginn der Beratung des Einwohneran-
trages bzw. des Bürgerbegehrens Gelegenheit zu geben, ihr 
Anliegen zu erläutern. Ihr Wortbeitrag soll sich auf 10 Minuten 
beschränken. In einer anschließenden Beratung kann ihnen 
vom Vorsitzenden das Wort erteilt werden.

(8) Der Vorsitzende und der Antragsteller haben das Recht zur 
Schlussäußerung. Die Beratung des Tagesordnungspunktes 
wird vom Vorsitzenden geschlossen.

§ 11 
Sachanträge

(1) Änderungs- und Zusatzanträge können bis zur Abstimmung 
gestellt werden. Mündlich gestellte Anträge sind dem Vorsit-
zenden auch schriftlich vorzulegen. Hält der Vorsitzende einen 
Antrag für unzulässig, so hat er vorab über die Zulässigkeit 
abstimmen zu lassen. Außerhalb der Sitzung können Anträge 
beim Vorsitzenden schriftlich, elektronisch oder zur Nieder-
schrift, eingereicht werden.

(2) Anträge können, solange darüber noch nicht abgestimmt 
wurde, von dem Antragsteller zurückgezogen werden. Ein zu-
rückgezogener Antrag kann von einem anderen Mitglied des 
Gemeinderates aufgenommen werden mit der Folge, dass über 
den aufgenommenen anstelle des zurückgezogenen Antrages 
abgestimmt wird.

§ 12 
Geschäftsordnungsanträge

(1) Folgende Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit 
gestellt werden:
a) Schluss der Rednerliste,
b) Verweisung an den Bürgermeister,
c) Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung 

oder Vertagung,
d) Festsetzung sowie Verlängerung und Verkürzung der Re-

dezeit,
e) Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der Sitzung,
f) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit,
g) Zurückziehung von Anträgen,
h) Anhörung von Personen, insbesondere Sachverständigen,
i) Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines Gemeinde-

ratsmitgliedes,
j) Feststellung der Beschlussunfähigkeit des Gemeinderates 

im Verlauf der Sitzung,
k) Antrag auf namentliche Abstimmung.
(2) Über die Anträge zur Geschäftsordnung nach Absatz 1 ent-
scheidet der Gemeinderat vor der Beschlussfassung zum Ver-
handlungsgegenstand.

(3) Meldet sich ein Mitglied des Gemeinderates „zur Geschäfts-
ordnung“ durch Erheben beider Hände, so muss ihm das Wort 
außerhalb der Reihenfolge erteilt werden. Es darf dadurch kein 
Sprecher unterbrochen werden. Bemerkungen zur Geschäfts-
ordnung dürfen nicht länger als 3 Minuten dauern. Sie dürfen 
sich mit der Sache selbst nicht befassen, sondern nur den Ge-
schäftsordnungsantrag begründen.

§ 13 
Abstimmungen

(1) Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme des Ge-
schäftsordnungsantrages auf „Schluss der Rednerliste“ lässt 
der Vorsitzende abstimmen. Während der Abstimmung können 
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c) die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder des 
Gemeinderates,

d) die Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, der 
Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung,

e) die Tagesordnung,
f) den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse,
g) die Ergebnisse der Abstimmungen und Wahlen, bei na-

mentlicher Abstimmung gem. § 12 Abs. 5 Satz 2 ist die 
Entscheidung jedes Mitglieds des Gemeinderates in der 
Niederschrift zu vermerken,

h) Vermerke darüber, welche Gemeinderatsmitglieder ver-
spätet erschienen sind oder die Sitzung vorzeitig oder we-
gen Befangenheit vorübergehend verlassen haben, wobei 
ersichtlich sein muss, an welchen Abstimmungen oder 
Wahlen und aus welchem Grund die Betroffenen nicht teil-
genommen haben,

i) Anfragen der Mitglieder des Gemeinderates,
j) die Angabe, ob die Beratung über die einzelnen Tagesord-

nungspunkte öffentlich oder nicht öffentlich stattgefunden 
hat,

k) sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbesondere 
Einwohnerfragestunden, Ordnungsmaßnahmen).

Der Vorsitzende und jedes Mitglied des Gemeinderates können 
verlangen, dass ihre Erklärungen wörtlich in der Niederschrift 
festgehalten werden. Dies ist im Vorfeld durch Wortmeldung 
anzuzeigen.

(3) Die Niederschrift wird nach Unterzeichnung allen Mitglie-
dern des Gemeinderates unverzüglich über das Ratsinforma-
tionssystem zur Verfügung gestellt. Die Niederschrift über die 
in nicht öffentlicher Sitzung behandelten Tagesordnungspunk-
te ist im Ratsinformationssystem nicht öffentlich zugänglich 
zu machen. Im Fall der postalischen Versendung ist dieses im 
verschlossenen Umschlag mit dem Aufdruck „vertraulich“ zu 
versenden.

(4) Einwendungen gegen die Niederschrift sind dem Vorsitzen-
den unverzüglich schriftlich oder elektronisch zuzuleiten. Der 
Gemeinderat stimmt in seiner nächsten Sitzung über die Nie-
derschrift ab. Dabei ist auch über die schriftlich oder elektro-
nisch vorgetragenen Einwendungen zu entscheiden. Wird einer 
Einwendung nicht entsprochen, so ist das Mitglied des Ge-
meinderates berechtigt, die Aufnahme einer entsprechenden 
Erklärung in die Niederschrift zu verlangen.

(5) Zur Erleichterung der Erstellung der Niederschrift ist es dem 
Protokollführer gestattet, Tonaufzeichnungen anzufertigen. 
Nach Fertigstellung, Unterzeichnung und Abstimmung über die 
Niederschrift sind Tonaufzeichnungen zu löschen. § 5 Abs. 4 
bleibt unberührt.

(6) Die Einsichtnahme in die beschlossenen Niederschriften der 
öffentlichen Sitzungen ist jedermann nach vorheriger Anmel-
dung während der öffentlichen Sprechzeiten der Verwaltung 
gestattet. Das Verfahren richtet sich nach den für den Informa-
tionszugang geltenden Regelungen.

§ 17 
Änderung und Aufhebung der Beschlüsse  
des Gemeinderates

(1) Die Aufhebung oder Änderung eines Beschlusses des Ge-
meinderates kann von einem Drittel der Mitglieder oder vom 
Bürgermeister beantragt werden. Die Aufnahme auf die Tages-
ordnung darf jedoch nur erfolgen, sofern die Beschlussfassung 
des Rates mehr als 6 Monate zurückliegt. Satz 2 gilt nicht, wenn 
sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat.

(2) Ein Änderungs- oder Aufhebungsantrag nach Abs. 1 ist un-
zulässig, soweit in Ausführung des Beschlusses des Gemein-
derates bereits Rechtspositionen Dritter entstanden sind und 
diese nicht mehr aufgelöst werden können, weil dies mit ver-

(4) Ungültig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel

a) nicht als amtlich erkennbar ist,
b) leer ist,
c) den Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erken-

nen lässt,
d) einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen ent-

hält,
e) mehr als eine Stimme für einen Bewerber enthält.
(5) Die Auszählung der Stimmen hat in Anwesenheit der Mitglie-
der des Gemeinderates zu erfolgen.

(6) Gewählt ist die Person, die im ersten Wahlgang die Stim-
men der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglie-
der erhalten hat. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so findet 
ein zweiter Wahlgang statt. Im zweiten Wahlgang ist die Per-
son gewählt, die die meisten Stimmen erhalten hat. Ergibt sich 
im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, so entscheidet das 
Los, das der Vorsitzende zieht. Soweit im ersten Wahlgang nur 
eine Person zur Wahl stand und diese Person die erforderliche 
Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Sätze 2 bis 4 keine An-
wendung. Der Vorsitzende gibt das Wahlergebnis unmittelbar 
nach der Wahl bekannt.

(7) Sind mehrere Personen zu wählen, können die Wahlen in 
einem Wahlvorgang durchgeführt werden, indem alle Bewerber 
auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende 
Stelle eine Stimme vergeben werden kann. Gewählt sind die 
Bewerber in der Reihenfolge der Zahl, der für sie abgegebenen 
gültigen Stimmen, wenn zugleich die Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder erreicht ist. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet das Los, das der Vorsitzende zieht.

§ 15 
Unterbrechung und Verweisung

(1) Der Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen. Er hat die 
Sitzung zu unterbrechen, wenn auf Antrag eines Mitgliedes des 
Gemeinderates ein entsprechender Beschluss von der Mehr-
heit der anwesenden Gemeinderatsmitglieder gefasst wird. 
Die Unterbrechung soll im Regelfall nicht länger als 15 Minuten 
dauern.

(2) Der Gemeinderat kann, sofern ein Tagesordnungspunkt 
nicht durch eine Entscheidung in der Sache abgeschlossen 
wird,

a) den Tagesordnungspunkt zur erneuten Vorbereitung an 
den Bürgermeister zurückverweisen,

b) die Beratung über den Tagesordnungspunkt vertagen.
(3) Über entsprechende Anträge ist sofort abzustimmen. Der 
Schlussantrag geht bei der Abstimmung einem Verweisungs- 
und dieser einem Vertagungsantrag vor.

(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der Tages-
ordnung nur einen Verweisungs-, Vertagungs- oder Schluss-
antrag stellen.

§ 16 
Niederschrift

(1) Über jede Sitzung des Gemeinderates ist eine Niederschrift 
anzufertigen, die vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu 
unterzeichnen ist. Der Protokollführer ist ein Beschäftigter der 
Verbandsgemeinde und wird vom Verbandsgemeindebürger-
meister bestellt.

(2) Die Niederschrift muss mindestens enthalten:

a) die Angabe, ob eine Sitzung nach § 23 durchgeführt wur-
de,

b) Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie etwaige 
Sitzungsunterbrechungen,
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rungen innerhalb der Fraktion und die Auflösung der Fraktion. 
Die Bildung und Auflösung sowie Veränderungen innerhalb der 
Fraktion werden mit dem Zugang der schriftlichen Anzeige an 
den Vorsitzenden wirksam.

(2) Die Bezeichnung der Fraktionen richtet sich nach der Kurz-
bezeichnung der Parteien und Wählergruppen sowie dem Na-
men von Einzelbewerbern, aufgrund deren Wahlvorschlages 
die Fraktionsmitglieder in den Gemeinderat gewählt werden. 
Dabei darf jede Kurzbezeichnung einer Partei oder Wähler-
gruppe im Gemeinderat nur einmal verwendet werden. Der 
Fraktionswechsel einzelner Gemeinderatsmitglieder lässt be-
stehende Fraktionsbezeichnungen unberührt.

(3) Ein Mitglied des Gemeinderates kann nicht mehreren Frak-
tionen angehören.

(4) Die Fraktionen haben die Einhaltung der datenschutzrecht-
lichen Regelungen sicherzustellen und insbesondere dafür 
Sorge zu tragen, dass hinsichtlich der Verarbeitung personen-
bezogener Daten (i. S. d. § 4 des Datenschutz-Grundverord-
nungs-Ausfüllungsgesetzes Sachsen-Anhalt) die Vorschriften 
des Datenschutzrechts beachtet werden, vor allem, dass bei 
Auflösung der Fraktion die aus der Fraktionsarbeit erlangten 
personenbezogenen Daten gelöscht werden,

III. ABSCHNITT 
Öffentlichkeitsarbeit

§ 21 
Unterrichtung der Öffentlichkeit und Presse

Öffentlichkeit und Presse werden vom Bürgermeister über die 
Tagesordnung der Sitzungen des Gemeinderates sowie über 
den wesentlichen Inhalt der gefassten Beschlüsse unterrichtet.

IV. Abschnitt 
Verfahren in außergewöhnlichen Notsituationen

§ 22 
Durchführung von Videokonferenzen und  
Abstimmungen in außergewöhnlichen Notsituationen

(1) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. § 56a Abs. 
1 Satz 1 KVG LSA entscheidet der Vorsitzende im Einverneh-
men mit dem Verbandsgemeindebürgermeister, ob die Sitzung 
in Form einer Videokonferenz durchgeführt wird und beruft den 
Gemeinderat unter Mitteilung der Tagesordnung sowie Angabe 
von Zeit und Zugang zum virtuellen Sitzungsraum ein. § 1 Abs. 
3 Satz 1 und 2 (1. Alternative), Absätze 3 und 4 sowie §§ 2 bis 5 
gelten entsprechend.

(2) Für den Ablauf einer Videokonferenzsitzung gelten die in die-
ser Geschäftsordnung festgelegten Grundsätze, insbesondere 
die §§ 6, 7, 10 bis 13, 15, 16, 18 und 19, soweit nachfolgend 
nichts Abweichendes geregelt ist. Bei Störungen der Videokon-
ferenztechnik, die nach § 56a Abs. 2 Satz 2 KVG LSA im Ver-
antwortungsbereich der Gemeinde liegen, ist die Sitzung von 
dem Vorsitzenden zu unterbrechen oder abzubrechen. Sons-
tige Störungen der Zuschaltung sind unbeachtlich. Sie haben 
insbesondere keine Auswirkung auf die Wirksamkeit eines ohne 
das betroffene Mitglied gefassten Beschlusses.

(3) Zu Beginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Anwesen-
heit und Beschlussfähigkeit fest, indem er die stimmberechtig-
ten Mitglieder namentlich aufruft. Ist das aufgerufene Mitglied 
der Videokonferenz zugeschaltet, so meldet es sich durch eine 
kurze akustische Bestätigung zurück. Der Protokollführer trägt 
die teilnehmenden stimmberechtigten Mitglieder in eine Anwe-
senheitsliste ein.

(4) Vor jeder Abstimmung stellt der Vorsitzende die Beschluss-
fähigkeit sowie die Funktionsfähigkeit des Videokonferenzsys-
tems fest. Abstimmungen erfolgen grundsätzlich namentlich. 

tretbarem Aufwand nicht möglich ist oder zu Schadenersatz-
ansprüchen führen kann.

§ 18 
Ordnung in den Sitzungen

(1) Der Vorsitzende sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung 
in den Sitzungen und achtet auf die Einhaltung der Geschäfts-
ordnung. Er übt das Hausrecht aus.

(2) Verstößt ein Mitglied des Gemeinderates gegen die Bestim-
mungen der Geschäftsordnung oder verletzt es die Würde der 
Versammlung oder äußert es sich ungebührlich, so kann es 
vom Vorsitzenden unter Nennung des Namens „zur Ordnung“ 
gerufen werden. Persönliche Angriffe und Beleidigungen sind 
vom Vorsitzenden zu rügen. Ist ein Mitglied in derselben Sit-
zung dreimal zur Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf 
die Folgen eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen worden, 
so kann ihm der Vorsitzende das Wort entziehen. Entsprechen-
des gilt, wenn ein Mitglied vom Verhandlungsgegenstand ab-
schweift und vom Vorsitzenden „zur Sache“ gerufen wurde. Ist 
einem Mitglied des Gemeinderates das Wort entzogen, so darf 
es zu diesem Punkt der Tagesordnung nicht mehr sprechen.

(3) Der Vorsitzende kann einem Redner, der die festgesetzte 
Redezeit überschreitet, das Wort entziehen, wenn er ihn bereits 
auf den Ablauf der Redezeit hingewiesen hat.

(4) Der Vorsitzende kann ein Mitglied bei grob ungebührlichem 
oder wiederholt ordnungswidrigem Verhalten von der Sitzung 
ausschließen. Das Mitglied hat den Sitzungsraum zu verlassen.

(5) Der Gemeinderat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwi-
derhandlungen gegen die zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
erlassenen Anordnungen begangen hat, durch Beschluss für 
höchstens vier Sitzungen ausschließen.

(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestört und gelingt es 
dem Vorsitzenden nicht, sie wiederherzustellen, so kann er die 
Sitzung unterbrechen.

§ 19 
Ordnungsmaßnahmen gegenüber Zuhörern

(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Vorsitzenden 
unterliegen alle Personen, die sich während einer Sitzung des 
Gemeinderates im Sitzungsraum aufhalten.

(2) Wer als Zuhörer durch ungebührliches Verhalten die Sitzung 
stört oder Ordnung und Anstand verletzt, kann auf Anordnung 
des Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum verwiesen und not-
falls entfernt werden, wenn er durch den Vorsitzenden vorher 
mindestens ein Mal auf die Folgen seines Verhaltens hingewie-
sen wurde. Entsteht während einer Sitzung des Gemeindera-
tes unter den Zuhörern störende Unruhe, die den Fortgang der 
Verhandlungen in Frage stellt, so kann der Vorsitzende nach 
vorheriger Ankündigung den für die Zuhörer bestimmten Teil 
des Sitzungsraumes räumen lassen, wenn die störende Unruhe 
auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.

(3) Hat der Vorsitzende zu einer Sitzung vorsorglich Polizei-
schutz oder Ordnungsamtsmitarbeiter angefordert, so teilt er 
das zu Beginn der Sitzung dem Gemeinderat einschließlich der 
Gründe hierfür mit.

II. ABSCHNITT 
Fraktionen

§ 20 
Fraktionen

(1) Jede Fraktion hat einen Vorsitzenden. Die Fraktionen geben 
dem Vorsitzenden von ihrer Bildung, den Namen des Vorsit-
zenden und dessen Stellvertreters sowie der Mitglieder unver-
züglich schriftlich Kenntnis; entsprechendes gilt für Verände-
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Anlage zur Geschäftsordnung

Richtlinie über die Digitale Ratsarbeit  
des Gemeinderates gemäß § 3 der  
Geschäftsordnung des Gemeinderates

§ 1 
Digitale Ratsarbeit

(1) Die Verbandsgemeinde mit allen Mitgliedsgemeinden betreibt 
ein internetbasiertes elektronisches Ratsinformationssystem, 
zugänglich über die Website der Verbandsgemeinde Mansfelder 
Grund-Helbra www.verwaltungsamt-helbra.de, Rubrik Sitzungs-
dienst, als Grundlage für die digitale Ratsarbeit. Den Gemeinde-
ratsmitgliedern werden die Unterlagen für die Sitzungen des Ge-
meinderates über das Ratsinformationssystem in elektronischer 
Form zur Verfügung gestellt. Schriftliche Unterlagen werden re-
gelmäßig nicht versandt; kurzfristig am Sitzungstag erstellte Vor-
lagen (Tischvorlagen) werden schriftlich bereitgestellt.

(2) Die Mitglieder des Gemeinderates geben eine Emailadresse 
bekannt, an die die Einladung gesendet werden soll.

(3) Die Mitglieder des Gemeinderates sind verpflichtet, regel-
mäßig das elektronische Ratsinformationssystem zu aktualisie-
ren, mindestens jedoch einmal unmittelbar vor den Sitzungen 
des Gemeinderates.

(4) Bei einem Ausfall des Ratsinformationssystems erfolgt der 
Versand der Einladungen und Sitzungsunterlagen in schriftli-
cher Form; die Ladungsfrist nach § 1 Abs. 3 der Geschäftsord-
nung bleibt unberührt.

§ 2 
Allgemeine Regelungen zur Nutzung des  
Ratsinformationssystems

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates sind verpflichtet, die ein-
gesetzten Endgeräte mittels Passwortes vor dem Zugriff Dritter 
zu schützen.

(2) Das Passwort und die Anmeldedaten für das Ratsinforma-
tionssystem sind geheim zu halten. Die Anmeldedaten dürfen 
weder auf dem Gerät gespeichert, noch zusammen mit dem 
Gerät aufbewahrt werden.

(3) Die Gemeinde unterstützt und berät die Mitglieder des Ge-
meinderates bei auftretenden technischen Problemen des Ra-
tsinformationssystems.

(4) Der Verlust, insbesondere durch Diebstahl eines Endgerätes 
ist der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen, da ggf. der Zugang 
zum Ratsinformationssystem gesperrt werden muss.

(5) Für den Zugriff auf das Ratsinformationssystem wird eine 
Internetverbindung (WLAN, Mobilfunk) benötigt. Für die Inter-
netverbindung haben die Gemeinderatsmitglieder selbst Sorge 
zu tragen.

(6) Die Mitglieder des Gemeinderates haben sicherzustellen, 
dass mögliche Beeinträchtigungen durch auf dem Endgerät 
ggf. installierte und eingesetzte andere Programme bzw. An-
wendungen, die die Funktionsfähigkeit des von der Gemeinde 
zur Verfügung gestellten Ratsinformationssystems beeinträch-
tigen können, ausgeschlossen sind.

§ 3 
Nutzungszeitraum und Ausscheiden aus dem  
Gemeinderat

(1) Die Sitzungsunterlagen auf dem jeweiligen Endgerät sind 
nach Ende der Wahlperiode unverzüglich zu löschen, sofern 
der Mandatsträger dem neu gewählten Gemeinderat nicht 
mehr angehört. Entsprechendes gilt, wenn das Mitglied des 

Elektronisch kann nur abgestimmt werden, sofern gewährleis-
tet ist, dass das Abstimmungsergebnis ohne Zeitverzug so 
dargestellt wird, dass das Stimmverhalten jedes stimmberech-
tigten Mitgliedes für alle Mitglieder sowie die Öffentlichkeit er-
kennbar ist.

(5) Die mittels Videokonferenztechnik zugeschalteten Mitglie-
der müssen die Kamera während der gesamten Sitzung einge-
schaltet lassen, auch wenn sie ihren Platz verlassen. Der Ton 
kann ausgeschaltet werden.

(6) Im Rahmen der Bekanntmachung von Ort und Zeit der Vi-
deokonferenzsitzung ist darauf hinzuweisen, dass anstelle der 
Einwohnerfragestunde die Möglichkeit besteht, Fragen schrift-
lich oder elektronisch beim Vorsitzenden einzureichen. Im Rah-
men der Videokonferenzsitzung verliest der Vorsitzende die bei 
ihm eingegangenen Anfragen. Für das weitere Verfahren findet 
§ 8 Absätze 2 bis 6 entsprechend Anwendung.

(7) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. § 56a Abs. 
1 Satz 1 KVG LSA kann anstelle einer Präsenzsitzung oder 
einer Videokonferenzsitzung die Beschlussfassung über Ver-
handlungsgegenstände im Wege eines schriftlichen oder elek-
tronischen Verfahrens nach Maßgabe von § 56a Abs. 3 KVG 
LSA durchgeführt werden. Über die Einleitung dieses Verfah-
rens entscheidet der Vorsitzende im Einvernehmen mit dem 
Verbandsgemeindebürgermeister. Das Einverständnis zu dem 
schriftlichen oder elektronischen Verfahren wird im Zuge der 
Beschlussfassung durch eine gesonderte Abstimmung ermit-
telt.

V. Abschnitt 
Schlussvorschriften, Inkrafttreten

§ 23 
Auslegung der Geschäftsordnung

Bei Zweifeln über Auslegung und Anwendung der Geschäfts-
ordnung entscheidet der Vorsitzende. Erhebt sich gegen seine 
Entscheidung Widerspruch, so entscheidet der Gemeinderat 
mit der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lautenden Stimmen. 
Bei Stimmengleichheit ist der Widerspruch zurückgewiesen.

§ 24 
Abweichungen von der Geschäftsordnung

Von den Vorschriften dieser Geschäftsordnung kann nur im 
Einzelfall und nur dann abgewichen werden, wenn gesetzliche 
Bestimmungen nicht entgegenstehen und kein Mitglied in der 
Sitzung des Gemeinderates widerspricht.

§ 25 
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Geschäfts-
ordnung werden verallgemeinernd verwendet und beziehen 
sich auf alle Geschlechter.

§ 26 
Inkrafttreten

Die Geschäftsordnung tritt mit Beschlussfassung des Gemein-
derates am 15.07.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäfts-
ordnung vom 08.12.2021 außer Kraft.

Hergisdorf, den 31.07.2024

Colawo
Bürgermeister
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Vorschlag von Aufsichtsratsmitgliedern für die Benndorfer 
Wohnungsbau GmbH
Vorlage: BEN/BV/006/2024
Der Gemeinderat beschließt als Vertreter der Gemeinde Klos-
termansfeld in den Aufsichtsrat der Benndorfer Wohnungsbau 
GmbH
1.	 Herr Matthias Klenner
2.	 Herr Hagen Herholdt
zu bestimmen.

Nichtöffentlicher Teil:
Vereinbarung und Eigentümerbewilligung 50 Hertz für Son-
dernutzung durch Baustelleneinrichtung und Materiallager
Vorlage: KLM/BV/227/2024
Der Beschluss wurde gefasst.

Bekanntgabe der Beschlüsse der  
Gemeinderatssitzung der Gemeinde  
Wimmelburg vom 06.06.24
Öffentlicher Teil:
Klagen gegen Kreisumlagen
WIM/BV/105/2024
Der Gemeinderat beschließt, gegen den Festsetzungsbescheid 
zur Kreisumlage 2024 des Landkreises Mansfeld-Südharz Klage 
zu erheben.

Nichtöffentlicher Teil:
Hier wurden keine Beschlüsse gefasst.

Bekanntgabe der Beschlüsse der  
Gemeinderatssitzung der Gemeinde  
Wimmelburg vom 18.07.24
Öffentlicher Teil:
Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl zum Gemeinde-
rat am 09.06.24
WIM/BV/001/2024
Der Gemeinderat beschließt über nachfolgende Wahlprüfungs-
entscheidung:
1. Einwendungen gegen die Gemeindewahl liegen nicht vor.
2. Die Gemeinderatswahl der Gemeinde Wimmelburg vom 

09.06.2024 ist gültig.

Beratung und Beschlussfassung über die Geschäftsord-
nung für den Gemeinderat Wimmelburg
WIM/BV/002/2024
Der Gemeinderat beschließt, der vorliegenden Geschäftsord-
nung für den Gemeinderat der Gemeinde Wimmelburg zuzu-
stimmen.

Beratung und Beschlussfassung über die Hauptsatzung 
für die Gemeinde Wimmelburg
WIM/BV/003/2024
Der Gemeinderat beschließt, der vorliegenden Hauptsatzung 
der Gemeinde Wimmelburg zuzustimmen.

Wahl der stellvertretenden Bürgermeister/-innen für den 
Vertretungsfall
WIM/BV/004/2024
Der Gemeinderat wählt gemäß seiner Hauptsatzung zwei Mit-
glieder des Gemeinderates als 1. und 2. Stellvertreter/in des 
Bürgermeisters für den Verhinderungsfall nach § 96 Abs. 4 Satz 
3 u. 4 KVG LSA.
Als Stellvertreter des Bürgermeisters im Verhinderungsfall wur-
den gewählt:

Gemeinderates vor dem Ende der Wahlperiode aus dem Ge-
meinderat ausscheidet.

(2) Das Zugriffsrecht auf das Ratsinformationssystem endet mit 
Ausscheiden aus dem Gemeinderat.

§ 4 
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Richtlinie 
werden verallgemeinernd verwendet und beziehen sich auf alle 
Geschlechter.

Bekanntgabe der Beschlüsse der  
Gemeinderatssitzung der Gemeinde  
Klostermansfeld vom 30.07.2024
Öffentlicher Teil:
Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl zum Gemeinde-
rat am 09.06.2024
Vorlage: KLM/BV/001/2024
Der Gemeinderat beschließt über nachfolgende Wahlprüfungs-
entscheidung:
1.	 Einwendungen gegen die Gemeindewahl liegen nicht vor.
2.	 Die Gemeinderatswahl der Gemeinde Klostermansfeld 

vom 09.06.2024 ist gültig. 

Mitteilung des Bürgermeisters über die gebildeten Frakti-
onen und deren Vorsitzende
Vorlage: KLM/MV/006/2024
Von der Mitteilungsvorlage wurde Kenntnis genommen.
Folgende Fraktionen des Gemeinderates Klostermansfeld wur-
den gebildet:
1. Fraktion: Unabhängige Fraktion
Vorsitzender: Andreas Wache
Stellvertreter: Olaf Greulich
Mitglieder: Uwe Tempelhof

2. Fraktion: CDU - Fraktion
Vorsitzender: Matthias Klenner
Stellvertreter: Annette Stezycki
Mitglieder: Thomas Burkhardt

3. Fraktion: Fraktion – Freiwillige Feuerwehr
Vorsitzender: Hagen Herholdt
Stellvertreter: Rene Kindling
Mitglieder: Ronny Dremel

David Stollberg
Axel Weber

Beratung und Beschlussfassung über die Geschäftsord-
nung für den Gemeinderat Klostermansfeld
Vorlage: KLM/BV/002/2024
Der Gemeinderat beschließt, bis zum Erlass einer neuen Ge-
schäftsordnung nach der Geschäftsordnung der vorherigen 
Wahlperiode zu verfahren.

Wahl der stellvertretenden Bürgermeister/-innen für den 
Vertretungsfall
Vorlage: KLM/BV/004/2024
Der Gemeinderat wählt gemäß seiner Hauptsatzung zwei Mit-
glieder des Gemeinderates als 1. und 2. Stellvertreter/in des 
Bürgermeisters für den Verhinderungsfall nach § 96 Abs. 4 Satz 
3 u. 4 KVG LSA.
Als Stellvertreter/in des Bürgermeisters im Verhinderungsfall 
wurden gewählt:
1. Stellvertreter/in: Annette Stezycki
2. Stellvertreter/in: Hagen Herholdt
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§ 5
Auskunftsrecht

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat das Recht, schriftlich, 
elektronisch oder in der Sitzung des Gemeinderates mündlich 
Anfragen zu allen Angelegenheiten der Gemeinde und der Ge-
meindeverwaltung sowohl zu allen Aufgaben des eigenen als 
auch des übertragenen Wirkungskreises an den Bürgermeister 
bzw. den Verbandsgemeindebürgermeister zu richten; die Aus-
kunft ist entsprechend zu erteilen.
(2) Kann eine Anfrage während der Sitzung nicht unverzüglich 
mündlich beantwortet werden, hat der Bürgermeister bzw. der 
Verbandsgemeindebürgermeister die Auskunft binnen einer 
Frist von in der Regel einem Monat schriftlich zu erteilen.

§ 6
Geschäftsordnung

Das Verfahren im Gemeinderat und in den Ausschüssen wird 
durch eine vom Gemeinderat zu beschließender Geschäftsord-
nung geregelt.

§ 7
Bürgermeister

Der Bürgermeister entscheidet über Geschäfte der laufen-
den Verwaltung gemäß § 96 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 66 Abs. 
1 Satz 3 KVG LSA in eigener Verantwortung. Hierzu gehören 
die regelmäßig wiederkehrenden Geschäfte, die nach bereits 
feststehenden Grundsätzen entschieden werden und keine we-
sentliche Bedeutung haben oder die im Einzelfall einen Vermö-
genswert von 15.000 Euro (Brutto) nicht übersteigen. Darüber 
hinaus wird ihm die Entscheidung über die in § 4 Ziff. 1 bis 4 
genannten Rechtsgeschäfte übertragen, sofern die dort festge-
legten Wertgrenzen unterschritten werden.

§ 8
Gleichstellungsbeauftragte

Die Gemeinde ist Mitgliedsgemeinde der Verbandsgemein-
de Mansfelder Grund-Helbra. Die von der Verbandsgemeinde 
gemäß § 78 KVG LSA bestellte Gleichstellungsbeauftragte ist 
auch für den Bereich der Gemeinde Wimmelburg zuständig 
und in Ausübung ihrer Tätigkeit nicht weisungsgebunden. An 
den Sitzungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse 
kann sie teilnehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist. 
In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches ist ihr auf Wunsch 
das Wort zu erteilen.

III. Abschnitt
Unterrichtung und Beteiligung der Einwohner

§ 9
Einwohnerversammlung

(1) Über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Gemeinde 
können die Einwohner auch durch Einwohnerversammlungen 
unterrichtet werden. Der Bürgermeister beruft die Einwohner-
versammlungen ein. Er setzt die Gesprächsgegenstände sowie 
Ort und Zeit der Veranstaltung fest. Die Einladung ist gemäß § 
12 Abs. 5 bekanntzumachen und soll 14 Tage vor Beginn der 
Veranstaltung erfolgen. Die Einladungsfrist kann bei besonde-
rer Dringlichkeit auf drei Tage verkürzt werden.
(2) Der Bürgermeister unterrichtet den Gemeinderat in seiner 
nächsten Sitzung über den Ablauf der Einwohnerversammlung 
und die wesentlichen Ergebnisse.

§ 10
Bürgerbefragung

Eine Bürgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt aus-
schließlich in wichtigen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinde, mit Ausnahme der in § 26 Abs. 
2 Satz 2 Nr. 4 bis 8 KVG LSA genannten Angelegenheiten. 
Sie kann nur auf Grundlage eines Gemeinderatsbeschlusses 

1. Stellvertreter/in: Herr Jürgen Müller
2. Stellvertreter/in: Herr Marcus Etzrodt

Nichtöffentlicher Teil
Vergabe Bauleistung: „Erneuerung 8 Fenster und 1 Außen-
tür Vereinsraum, Sportplatz Wimmelburg
WIM/BV/005/2024
Der Beschluss wurde gefasst.

Hauptsatzung der Gemeinde Wimmelburg
Aufgrund der §§ 8 und 10 Kommunalverfassungsgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. 6. 2014 (GVBl. LSA 
S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.05.2024 (GVBl. 
LSA S. 128, 132), hat der Gemeinderat der Gemeinde Wimmel-
burg in seiner Sitzung am 18.07.2024 folgende Hauptsatzung 
beschlossen:

I. ABSCHNITT
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN

§ 1
Name, Bezeichnung

Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Wimmelburg“.

§ 2
Wappen, Flagge, Dienstsiegel

(1) Das Wappen der Gemeinde Wimmelburg zeigt „gespalten 
Grün über Silber mit einem stilisierten bewurzelten Lindenbaum 
in verwechselten Farben“
(2) Die Farben der Gemeinde sind Grün und Weiß.
(3) Die Gemeinde führt ein Dienstsiegel, das dem der Haupt-
satzung beigefügten Dienstsiegelabdruck entspricht. Die Um-
schrift lautet: „Gemeinde Wimmelburg“.

II. Abschnitt
Organe

§ 3
Gemeinderat

(1) Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Gemeinderates.
(2) Der Gemeinderat wählt für die Dauer der Wahlperiode aus 
seiner Mitte in der konstituierenden Sitzung zwei Stellvertre-
ter für den Verhinderungsfall, die den Bürgermeister auch beim 
Vorsitz im Gemeinderat vertreten. Die Stellvertreter führen 
nach der Reihenfolge der Vertretungsbefugnis die Bezeichnung 
„Erster stellvertretender Bürgermeister“ bzw. „Zweiter stellver-
tretender Bürgermeister“.
(3) Die Stellvertreter können mit der Mehrheit der Mitglieder des 
Gemeinderates abgewählt werden. Eine Neuwahl hat unver-
züglich stattzufinden.

§ 4
Festlegung von Wertgrenzen

Der Gemeinderat entscheidet über
1. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwen-

dungen und Auszahlungen, wenn der Vermögenswert 
15.000,00 Euro übersteigt und kein Fall von § 105 Abs. 4 
KVG LSA vorliegt,

2. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ver-
pflichtungsermächtigungen, wenn der Vermögenswert 
15.000,00 Euro übersteigt,

3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 7 und 10 KVG LSA, 
wenn der Vermögenswert 15.000,00 Euro übersteigt,

4. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen 
und ähnlichen Zuwendungen für einzelne Aufgaben der Ge-
meinde, wenn der Vermögenswert 100,00 Euro übersteigt.
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(6) Bekanntmachungen aus Anlass von Wahlen erfolgen durch 
7-tägigen Aushang an den Aushängekästen. Die Standorte sind 
unter Absatz 5 benannt.
(7) Abweichend von Absatz 1 erfolgt die Bekanntmachung von 
Stichwahlen gem. § 30a Abs. 2 Kommunalwahlgesetz für das 
Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) in der Regionalausgabe der 
Mitteldeutschen Zeitung.
(8) Die Bekanntmachung von Stellenausschreibungen nach  
§ 63 Abs. 2 KVG LSA erfolgt abweichend von Abs. 6 im Amts-
blatt der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helb-
raer Kommunalanzeiger“.
(9) Alle übrigen Bekanntmachungen sind im Amtsblatt der Ver-
bandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helbraer Kommu-
nalanzeiger“ bekanntzumachen. An die Stelle dieser Bekannt-
machung kann als vereinfachte Form auch der Aushang an dem 
Aushängekasten des Verwaltungsgebäudes (An der Hütte 1,  
06311 Helbra) treten, wenn der Inhalt der Bekanntmachung 
eine Person oder einen eng begrenzten Personenkreis betrifft. 
Die Aushängefrist beträgt, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
zwei Wochen. Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des ersten 
Tages des Aushangs bewirkt. Auf dem Aushang ist zu vermer-
ken, von wann bis wann ausgehängt wird.

VI. Abschnitt
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 13
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung 
werden verallgemeinernd verwendet und beziehen sich auf alle 
Geschlechter.

§ 14
Inkrafttreten

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Hauptsatzung der Gemein-
de Wimmelburg vom 15.12.2022 außer Kraft.

Wimmelburg, den 18.07.2024

Zinke
Bürgermeister

Anlage
Dienstsiegelabdruck der Gemeinde Wimmelburg

Geschäftsordnung für den Gemeinderat der 
Gemeinde Wimmelburg
Der Gemeinderat der Gemeinde Wimmelburg hat gemäß § 59 
Kommunalverfassungsgesetz Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 
17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 16.05.2024 (GVBl. LSA S. 128, 132), in seiner Sitzung am 
18.07.2024 folgende Geschäftsordnung für den Gemeinderat 
und seine Ausschüsse beschlossen:

durchgeführt werden, in dem die mit „ja“ oder „nein“ zu be-
antwortende Frage formuliert ist und insbesondere festgelegt 
wird, ob die Befragung elektronisch über das Internet oder im 
schriftlichen Verfahren erfolgt, in welchem Zeitraum die Be-
fragung durchgeführt wird und in welcher Form das Abstim-
mungsergebnis bekanntzugeben ist. In dem Beschluss sind 
auch die voraussichtlichen Kosten der Befragung darzustellen.

IV. Abschnitt
Ehrenbürger

§ 11
Ehrenbürgerrecht, Ehrenbezeichnung

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürgerrechtes 
oder der Ehrenbezeichnung der Gemeinde bedarf einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Ge-
meinderates.

V. Abschnitt
Öffentliche Bekanntmachungen

§ 12
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Soweit nicht Rechtsvorschriften besondere Regelungen tref-
fen, erfolgen die gesetzlich erforderlichen Bekanntmachungen 
im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra 
„Helbraer Kommunalanzeiger“. Die Bekanntmachung ist mit 
Ablauf des Erscheinungstages bewirkt, in dem das Amtsblatt 
den bekanntzumachenden Text enthält.
(2) Auf Ersatzbekanntmachungen gemäß § 9 Abs. 3 KVG LSA 
wird unter Angabe des Gegenstandes, des Ortes und der 
Dauer der Auslegung sowie der Öffnungszeiten des Verwal-
tungsgebäudes (An der Hütte 1, 06311 Helbra) im Amtsblatt 
der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra „Helbraer 
Kommunalanzeiger“ spätestens am Tag vor dem Beginn der 
Auslegung hingewiesen. Die Auslegungsfrist beträgt zwei Wo-
chen, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist. Die Ersatzbe-
kanntmachung ist mit Ablauf des Tages bewirkt, in dem der 
Auslegungszeitraum endet. Gleiches gilt, wenn eine öffentliche 
Auslegung nach einer Rechtsvorschrift erfolgt, die keine be-
sonderen Bestimmungen enthält.
(3) Nach dem Baugesetzbuch erforderliche ortsübliche Be-
kanntmachungen erfolgen nach Absatz 1. Der Inhalt der Be-
kanntmachung wird zusätzlich unter der Internetadresse www.
verwaltungsamt-helbra.de und unter Angabe des Bereitstel-
lungstages in das Internet eingestellt.
(4) Der Text bekanntgemachter Satzungen und Verordnungen 
wird in Internet unter www.verwaltungsamt-helbra.de zugäng-
lich gemacht. Weitere Bekanntmachungen nach Absatz 1 Satz 
1 werden ebenfalls unter dieser Internetadresse zugänglich 
gemacht. Die Satzungen und Verordnungen können im Ver-
waltungsgebäude (An der Hütte 1, 06311 Helbra) während der 
Öffnungszeiten eingesehen und kostenpflichtig kopiert werden.
(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Gemeindera-
tes sowie der Zeitpunkt und die Abstimmungsgegenstände der 
Beschlussfassung im Wege eines schriftlichen oder elektroni-
schen Verfahrens nach § 56a Abs. 3 KVG LSA werden durch 
Aushang an folgenden Aushängekästen bekannt gemacht

• Hauptstraße 73
• Schulstraße 1 (gegenüber Einkaufscenter)
• freie Fläche zwischen Oberdorf 27 und Hüttenstraße 22
• Parkplatz gegenüber Dorfbreite 34
Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des ersten Tages des Aus-
hangs bewirkt. Der Aushang darf frühestens am Tag nach der 
Sitzung abgenommen werden. Die Sitzungsbekanntmachung 
wird nachrichtlich im Internet unter www.verwaltungsamt-
helbra.de eingestellt. Wird die Sitzung nach § 56a Abs. 2 KVG 
LSA als Videokonferenzsitzung durchgeführt, so erfolgt in der 
Bekanntmachung ein Hinweis, in welcher Weise der öffentliche 
Teil der Videokonferenzsitzung digital verfolgt werden kann.
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(2) Die Ratsmitglieder erhalten nach der konstituierenden Sit-
zung Zugangsdaten in Form von Nutzerkennzeichen und Kenn-
wort für das Ratsinformationssystem zur Verfügung gestellt. 
Das Nähere regelt die Richtlinie über die digitale Ratsarbeit in 
der Anlage der Geschäftsordnung.
(3) Die Gemeinderatsmitglieder werden in der Regel per Email 
zur Sitzung unter Beifügung der Tagesordnung und mit dem 
Hinweis auf das Bereitstehen der Unterlagen im Ratsinforma-
tionssystem eingeladen. Sämtliche Unterlagen gelten am Tag 
nach Versendung der Einladung als zugegangen. Weiterhin 
werden im Bürgerinformationsdienst auf der Internetseite der 
Verbandsgemeinde (www.verwaltungsamt-helbra.de unter der 
genauen Adresse www.verwaltungsamt-helbra.eu/sessionnet/
bi) alle für die Öffentlichkeit bestimmten Sitzungsinformationen 
zur Verfügung gestellt.
(4) Durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden 
können Einladung, Sitzungsunterlagen und Protokolle in be-
gründeten Fällen den Gemeinderatsmitgliedern und sonstigen 
Gremienmitgliedern per Post zugeleitet werden. Die Erklärung 
kann jederzeit widerrufen werden.
(5) Der Verschwiegenheitspflicht nach § 32 Abs. 2 KVG LSA 
unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente, insbe-
sondere Sitzungsunterlagen, sind so aufzubewahren, dass sie 
dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. Im Umgang mit 
solchen Dokumenten sind die Geheimhaltungsinteressen und 
der Datenschutz zu beachten. Werden diese Dokumente für die 
Tätigkeit als Mitglied des Gemeinderates nicht mehr benötigt, 
sind sie zurückzugeben oder datenschutzkonform zu vernich-
ten bzw. zu löschen.
(6) Die Nutzung elektronischer Medien während der Sitzung 
darf nur erfolgen, soweit durch sie eine aktive Sitzungsteilnah-
me nicht gefährdet und der Sitzungsverlauf nicht gestört wird. 
Für die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Mitglieder 
des Gemeinderates gilt § 5 Abs. 3 entsprechend.

§ 4
Tagesordnung

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates stellt die Tagesordnung 
im Einvernehmen mit dem Verbandsgemeindebürgermeister 
auf. Die Tagesordnung gliedert sich in einen öffentlichen und 
bei Bedarf in einen nicht öffentlichen Teil.
(2) Anträge zur Tagesordnung können Gemeinderatsmitglieder 
und Fraktionen bis spätestens 14 Tage vor der Sitzung stellen. 
Die Anträge sind dem Vorsitzenden schriftlich oder elektro-
nisch zuzuleiten. Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des 
Gemeinderates oder einer Fraktion ist ein Verhandlungsge-
genstand auf die Tagesordnung spätestens der übernächsten 
Sitzung zu setzen. Dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat den 
gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs 
Monate bereits verhandelt hat.
(3) Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der Tagesord-
nung um Angelegenheiten, die in öffentlicher Sitzung zu behan-
deln wären, nicht zulässig. Die Erweiterung der Tagesordnung 
um eine dringende Angelegenheit, die in nicht öffentlicher Sit-
zung zu behandeln wäre, ist nur zu Beginn einer nicht öffentli-
chen Sitzung zulässig, wenn alle Mitglieder des Gemeinderates 
anwesend sind und kein Mitglied widerspricht.
(4) Der Gemeinderat beschließt zu Beginn der jeweiligen Sit-
zung über die Feststellung der Tagesordnung und über die 
öffentliche oder nicht öffentliche Behandlung der Tagesord-
nungspunkte. Auf Antrag kann über die Absetzung von An-
gelegenheiten von der Tagesordnung oder die Änderung der 
Reihenfolge der Tagesordnungspunkte mit der Mehrheit der 
auf „ja“ oder „nein“ lautenden Stimmen entschieden werden. 
Betrifft ein Antrag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufga-
benbereich der Gemeinde fällt, ist der Antrag ohne Sachdebat-
te durch Beschluss des Gemeinderates von der Tagesordnung 
abzusetzen.

I. ABSCHNITT
Sitzungen des Gemeinderates

§ 1
Einberufung, Einladung, Teilnahme

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates beruft den Gemeinde-
rat im Einvernehmen mit dem Verbandsgemeindebürgermeis-
ter elektronisch gemäß § 3 unter Mitteilung der Tagesordnung 
und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung ein. Am Tag nach 
Sendung der digitalen Einladung gelten sämtliche Unterlagen 
als zugegangen. Bei Durchführung einer Videokonferenzsit-
zung nach § 23 wird der Zugang zur Ton- und Bildübertragung 
mit der Einberufung als Link per E-Mail bzw. im Ratsinformati-
onssystem zur Verfügung gestellt. Die Einladung zur konstituie-
renden Sitzung erfolgt an alle schriftlich.
(2) Der Gemeinderat ist einzuberufen, so oft es die Geschäfts-
lage erfordert. Der Gemeinderat ist unverzüglich einzuberufen, 
wenn es ein Viertel seiner Mitglieder unter Angabe des Ver-
handlungsgegenstandes verlangt oder sofern die letzte Sit-
zung länger als drei Monate zurückliegt und ein Mitglied des 
Gemeinderates die Einberufung unter Angabe des Beratungs-
gegenstandes beantragt.
(3) Die Einladung hat so rechtzeitig wie möglich zu erfolgen, 
mindestens jedoch unter Einhaltung einer Frist von einer Woche 
vor der Sitzung. Dies gilt nicht, wenn eine Sitzung des Gemein-
derates vor Erschöpfung der Tagesordnung gemäß § 2 Abs. 2 
vertagt werden muss. In diesem Fall kann die Sitzung zur Er-
ledigung der restlichen Tagesordnung an einem der nächsten 
Tage fortgesetzt werden. Eine erneute schriftliche Ladung so-
wie die Einhaltung einer Frist sind nicht erforderlich. Die in der 
Sitzung nicht anwesenden Gemeinderäte sind von dem neuen 
Termin unverzüglich zu unterrichten.
(4) In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden 
(Notfall), kann der Gemeinderat vom Vorsitzenden ohne Frist, 
formlos und nur unter Angabe der Verhandlungsgegenstände 
einberufen werden. Ein Notfall ist gegeben, wenn die Beratung 
und Entscheidung über die Angelegenheit nicht bis zur nächs-
ten Sitzung aufgeschoben werden kann, ohne dass nicht zu 
beseitigende Nachteile eintreten.
(5) Die Gemeinderatsmitglieder sind verpflichtet an den Sitzun-
gen teilzunehmen. Wer nicht oder nicht rechtzeitig an den Sit-
zungen teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen 
muss, zeigt dies dem Vorsitzenden oder dem Protokollführer 
vor der Sitzung an. Die Mitglieder haben sich in die Anwesen-
heitsliste einzutragen. Zeitpunkt des Betretens bzw. Verlassen 
des Sitzungsraumes werden in der Anwesenheitsliste festge-
halten.

§ 2
Sitzungszeiten, Dauer und Vertagung

(1) Die Sitzungen sollen nicht nach 19:00 Uhr beginnen und 
spätestens nach 3 Stunden beendet werden.
(2) Nach 21:45 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunk-
te aufgerufen. Der in der Beratung befindliche Tagesordnungs-
punkt wird abschließend behandelt. Danach ist die Sitzung zu 
schließen. Sofern die Sitzung nicht gemäß § 1 Abs. 3 Sätze 3 
bis 5 an einem der nächsten Tage fortgesetzt wird, sind die 
restlichen Punkte in der nächstfolgenden Sitzung an vorderster 
Stelle zu behandeln.

§ 3
Elektronische Sitzungsinformationen, Umgang mit 
Dokumenten und elektronischen Medien

(1) Die Gemeinde hat ein gesichertes elektronisches Ratsinfor-
mationssystem installiert. Dieses ist über die Homepage www.
verwaltungsamt-helbra.de, Rubrik Sitzungsdienst bzw. unter 
www.verwaltungsamt-helbra.eu/sessionnet/ri mit jedem han-
delsüblichen internetfähigen Gerät über einen Webbrowser zu 
erreichen.
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Verhinderung, längstens für die Dauer der Sitzung, einen Vor-
sitzenden aus seiner Mitte.
(3) Die Sitzungen des Gemeinderates sind grundsätzlich in fol-
gender Reihenfolge durchzuführen:

a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen 
Einberufung, der fehlenden Mitglieder des Gemeinderates 
und der Beschlussfähigkeit,

b) Entscheidung über Änderungsanträge zur Tagesordnung 
und Feststellung der Tagesordnung,

c) Abstimmung über die Niederschrift der letzten Sitzung,
d) Bericht des Bürgermeisters und Verbandsgemeindebür-

germeisters über die Ausführung gefasster Beschlüsse, 
ggf. über wichtige Gemeindeangelegenheiten und Eilent-
scheidungen,

e) Einwohnerfragestunde,
f) Bekanntgabe von Mitteilungen,
g) Behandlung der Tagesordnungspunkte der öffentlichen 

Sitzung,
h) Anfragen und Anregungen,
i) Behandlung der Tagesordnungspunkte der nicht öffentli-

chen Sitzung,
j) Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten 

Beschlüsse,
k) Schließung der Sitzung.
(4) Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in der 
durch die Einladung festgelegten Reihenfolge zur Beratung und 
Abstimmung. § 4 Abs. 4 Satz 2 bleibt unberührt.

§ 8
Einwohnerfragestunde

(1) Der Gemeinderat führt im Rahmen ordentlicher öffentlicher 
Sitzungen eine Einwohnerfragestunde durch.
(2) Der Vorsitzende des Gemeinderates legt in der Einladung 
zur Sitzung den Beginn der Fragestunde fest.
(3) Der Vorsitzende des Gemeinderates stellt den Beginn und 
das Ende der Fragestunde fest. Findet sich zu Beginn der Fra-
gestunde kein Einwohner ein, kann sie geschlossen werden. 
Die Fragestunde soll auf höchstens 30 Minuten begrenzt sein.
(4) Jeder Einwohner ist berechtigt, grundsätzlich eine Frage 
und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten 
Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen werden nur Fragen von 
allgemeinem Interesse, die in die Zuständigkeit der Gemeinde 
fallen. Bestehen Zweifel, dass der Fragesteller Einwohner der 
Gemeinde ist, so hat sich dieser gegenüber einem Beauftrag-
ten der Gemeinde auszuweisen. Die Erhebung und Verarbei-
tung der personenbezogenen Daten des Fragestellers erfolgt 
auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchst. c der Datenschutz-
Grundverordnung und nur zum Zwecke der schriftlichen Beant-
wortung der Anfrage, sofern diese nicht sofort und vollständig 
mündlich beantwortet werden kann. Nach Beantwortung wer-
den die Daten gelöscht bzw. anonymisiert. In die Niederschrift 
werden nur anonymisierte Daten übernommen.
(5) Angelegenheiten der Tagesordnung können nicht Gegen-
stand der Einwohnerfragestunde sein.
(6) Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich 
durch den Bürgermeister oder den Verbandsgemeindebürger-
meister. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist die Beantwor-
tung einer Frage in der Sitzung nicht möglich, erhält der Ein-
wohner eine schriftliche Antwort, die innerhalb eines Monats 
zu erteilen ist.

§ 9
Anregungen und Beschwerden der Einwohner

Die Einwohner der Gemeinde haben das Recht, sich mit Anre-
gungen und Beschwerden an den Gemeinderat zu wenden. An-
tragsteller sollen über die Stellungnahme des Gemeinderates 
möglichst innerhalb von sechs Wochen unterrichtet werden. 
Kann die Frist nicht eingehalten werden, ist eine Zwischen-
nachricht durch den Bürgermeister zu erteilen.

§ 5
Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) Jedermann hat das Recht, an öffentlichen Sitzungen des 
Gemeinderates und seiner Ausschüsse teilzunehmen. Sind die 
für Zuhörer vorgesehenen Plätze besetzt, können weitere Inte-
ressenten zurückgewiesen werden. Zuhörer sind nicht berech-
tigt, in Sitzungen das Wort zu ergreifen oder sich selbst an den 
Verhandlungen zu beteiligen.
(2) An den öffentlichen Sitzungen können Vertreter der Presse, 
des Rundfunks und ähnlicher Medien teilnehmen. Ihnen sind 
besondere Sitze zuzuweisen. Absatz 1 Sätze 2 und 3 finden 
entsprechende Anwendung.
(3) Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeich-
nungen öffentlicher Sitzungen durch Presse, Rundfunk und 
ähnliche Medien sind zulässig, wenn sie den Sitzungsablauf 
nicht beeinträchtigen. Sie sind dem Vorsitzenden vorher anzu-
zeigen. Dieser ist berechtigt, Auflagen, die der Aufrechterhal-
tung der Ordnung in der Sitzung dienen, über u.a.
• die Festlegung der Dauer der Ton- und/oder Bildaufzeich-

nung/Übertragung
• die Festlegung des Standortes für Ton- und Bildaufzeich-

nungstechnik
• Ausnahmen im Einzelfall
zu erteilen. Dem Vorsitzenden des Gemeinderates steht dar-
über hinaus im Rahmen seiner Ordnungsfunktion (§ 57 Abs. 1 
Satz 2 KVG LSA) das Recht zu, Bild- und Tonaufzeichnungen 
sowie -übertragungen zu untersagen.
(4) Unter den in Absatz 3 genannten Maßgaben sind auch durch 
den Gemeinderat veranlasste Ton- und Bildübertragungen so-
wie Ton- und Bildaufzeichnungen öffentlicher Sitzungen zuläs-
sig. Nach Satz 1 erstellte Ton- und Bildträger sind dem Ge-
meindearchiv zur Übernahme in das kommunale Archivgut zu 
übergeben.

§ 6
Ausschluss der Öffentlichkeit

(1) Durch Beschluss des Gemeinderates ist im Rahmen des § 
52 Abs. 2 KVG LSA über den Ausschluss der Öffentlichkeit von 
einzelnen Tagesordnungspunkten zu entscheiden. Soweit das 
öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner dies er-
fordern, werden insbesondere in nicht öffentlicher Sitzung be-
handelt:
a) Personalangelegenheiten,
b) Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, 

deren nicht öffentliche Behandlung im Einzelfall von der 
Fachaufsichtsbehörde verfügt ist,

c) persönliche Angelegenheiten der Mitglieder des Gemein-
derates,

d) Grundstücksangelegenheiten sowie die Ausübung des 
Vorkaufsrechtes,

e) Vergabeentscheidungen,
f) sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch 

Gesetz vorgeschrieben ist.
(2) In nicht öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse sind nach 
Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder - wenn dies ungeeig-
net ist - in der nächsten öffentlichen Sitzung bekannt zu geben, 
sofern nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen 
Einzelner entgegenstehen.

§ 7
Sitzungsleitung und -verlauf

(1) Der Vorsitzende hat die Sitzung unparteiisch zu leiten. Er ruft 
die Verhandlungsgegenstände auf und stellt sie zur Beratung 
und Beschlussfassung. Will er zu einem Verhandlungsgegen-
stand als Mitglied des Gemeinderates sprechen, so gibt er den 
Vorsitz für die Dauer der Beratung und Beschlussfassung die-
ses Gegenstandes an seinen Stellvertreter ab.
(2) Sind der Vorsitzende und sein(e) Stellvertreter verhindert, 
so wählt der Gemeinderat unter Vorsitz des an Jahren ältesten 
anwesenden und hierzu bereiten Mitgliedes für die Dauer der 
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§ 12
Geschäftsordnungsanträge

(1) Folgende Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit 
gestellt werden:
a) Schluss der Rednerliste,
b) Verweisung an den Bürgermeister,
c) Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung 

oder Vertagung,
d) Festsetzung sowie Verlängerung und Verkürzung der Re-

dezeit,
e) Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der Sitzung,
f) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit,
g) Zurückziehung von Anträgen,
h) Anhörung von Personen, insbesondere Sachverständigen,
i) Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines Gemeinde-

ratsmitgliedes,
j) Feststellung der Beschlussunfähigkeit des Gemeinderates 

im Verlauf der Sitzung,
k) Antrag auf namentliche Abstimmung.
(2) Über die Anträge zur Geschäftsordnung nach Absatz 1 ent-
scheidet der Gemeinderat vor der Beschlussfassung zum Ver-
handlungsgegenstand.
(3) Meldet sich ein Mitglied des Gemeinderates „zur Geschäfts-
ordnung“ durch Erheben beider Hände, so muss ihm das Wort 
außerhalb der Reihenfolge erteilt werden. Es darf dadurch kein 
Sprecher unterbrochen werden. Bemerkungen zur Geschäfts-
ordnung dürfen nicht länger als 3 Minuten dauern. Sie dürfen 
sich mit der Sache selbst nicht befassen, sondern nur den Ge-
schäftsordnungsantrag begründen.

§ 13
Abstimmungen

(1) Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme des Ge-
schäftsordnungsantrages auf „Schluss der Rednerliste“ lässt 
der Vorsitzende des Gemeinderates abstimmen. Während der 
Abstimmung können keine weiteren Anträge gestellt werden. 
Anträge, über die abgestimmt werden soll, sollen vor der Ab-
stimmung im Wortlaut verlesen werden, sofern sie den Mit-
gliedern des Gemeinderates nicht schriftlich oder elektronisch 
vorliegen.
(2) Über jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist gesondert 
abzustimmen.
(3) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie 
in der nachstehenden Reihenfolge abgestimmt:
a) Anträge zur Geschäftsordnung,
b) Anträge von Ausschüssen; über sie ist vor allen anderen 

Anträgen zum gleichen Verhandlungsgegenstand abzu-
stimmen,

c) weitergehende Anträge, insbesondere Änderungs- und 
Zusatzanträge, die einen größeren Aufwand erfordern oder 
die eine einschneidendere Maßnahme zum Gegenstand 
haben,

d) früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der 
spätere Antrag nicht unter Buchstaben a) bis c) fällt.

In Zweifelsfällen entscheidet der Vorsitzende des Gemeindera-
tes. Bei Widerspruch entscheidet der Gemeinderat durch ein-
fache Stimmenmehrheit.
(4) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende des Gemeinde-
rates die Frage, über die abgestimmt werden soll, so zu formu-
lieren, dass sie mit „ja“ oder „nein“ beantwortet werden kann.
(5) Es wird offen durch Handzeichen abgestimmt. Mit der Mehr-
heit der anwesenden Mitglieder kann eine namentliche Abstim-
mung verlangt werden. Jedes Mitglied des Gemeinderates 
kann verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es 
abgestimmt hat.
(6) Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der 
Feststellung des Abstimmungsergebnisses nicht mit. Der Vor-
sitzende stellt anhand der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lau-
tenden Stimmen fest, ob der Antrag angenommen oder abge-
lehnt ist. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Das 

§ 10
Beratung der Verhandlungsgegenstände

(1) Der Vorsitzende eröffnet die Beratung zu dem jeweiligen Ta-
gesordnungspunkt. Der Bürgermeister oder sein Vertreter er-
läutert und begründet einleitend den Verhandlungsgegenstand. 
Ergänzend kann sich der Vortrag eines Sachverständigen an-
schließen, der bei nicht öffentlichen Sitzungen den Sitzungs-
raum verlässt, bevor in der entsprechenden Angelegenheit be-
raten wird. Die Beratung des jeweiligen Tagesordnungspunktes 
erfolgt nach Wortmeldung durch Erheben der Hand bzw. beider 
Hände für Anträge zur Geschäftsordnung.
(2) Die Mitglieder des Gemeinderates, die wegen eines Inter-
essenkonfliktes gemäß § 33 KVG LSA (Mitwirkungsverbot) von 
der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen sein könnten, 
haben dies dem Vorsitzenden des Gemeinderates vor Beginn 
der Beratung des entsprechenden Tagesordnungspunktes un-
aufgefordert mitzuteilen und den Sitzungsraum zu verlassen. 
Bei öffentlicher Sitzung kann sich das Mitglied in dem für Zuhö-
rer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten.
(3) Ein Mitglied des Gemeinderates darf in der Sitzung nur dann 
sprechen, wenn ihm der Vorsitzende das Wort erteilt. Das Wort 
kann wiederholt erteilt werden. Der Vorsitzende erteilt das Wort 
möglichst in der Reihenfolge der Wortmeldungen. Melden sich 
mehrere Mitglieder gleichzeitig zu Wort, so entscheidet der 
Vorsitzende über die Reihenfolge. Dem Bürgermeister bzw. 
Verbandsgemeindebürgermeister ist zur tatsächlichen und 
rechtlichen Klarstellung des Sachverhalts auch außerhalb der 
Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu erteilen.
(4) Die Redner sprechen grundsätzlich von ihrem Platz aus. 
Die Anrede ist an den Gemeinderat, nicht an die Zuhörer zu 
richten. Die Redner haben sich an den zur Beratung stehenden 
Antrag zu halten und nicht vom Thema abzuweichen. Die Re-
dezeit eines Mitgliedes oder der Mitglieder des Gemeinderates 
insgesamt kann vom Gemeinderat durch Beschluss festgelegt 
werden.

(5) Während der Beratung sind nur zulässig:
a) Änderungs- und Zusatzanträge (Sachanträge) gemäß § 11
b) Anträge zur Geschäftsordnung gemäß § 12.
(6) Der Gleichstellungsbeauftragten ist auf Verlangen, und so-
weit Aufgaben ihres Geschäftsbereiches betroffen sind, in der 
Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu erteilen.
(7) Den Vertrauenspersonen von Einwohneranträgen und Bür-
gerbegehren ist zu Beginn der Beratung des Einwohneran-
trages bzw. des Bürgerbegehrens Gelegenheit zu geben, ihr 
Anliegen zu erläutern. Ihr Wortbeitrag soll sich auf 10 Minuten 
beschränken. In einer anschließenden Beratung kann ihnen 
vom Vorsitzenden das Wort erteilt werden.
(8) Der Vorsitzende des Gemeinderates und der Antragsteller 
haben das Recht zur Schlussäußerung. Die Beratung des Ta-
gesordnungspunktes wird vom Vorsitzenden des Gemeindera-
tes geschlossen.

§ 11
Sachanträge

(1) Änderungs- und Zusatzanträge können bis zur Abstimmung 
gestellt werden. Mündlich gestellte Anträge sind dem Vorsit-
zenden auch schriftlich vorzulegen. Hält der Vorsitzende einen 
Antrag für unzulässig, so hat er vorab über die Zulässigkeit 
abstimmen zu lassen. Außerhalb der Sitzung können Anträge 
beim Vorsitzenden des Gemeinderates oder beim Bürgermeis-
ter schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift, eingereicht 
werden.
(2) Anträge können, solange darüber noch nicht abgestimmt 
wurde, von dem Antragsteller zurückgezogen werden. Ein zu-
rückgezogener Antrag kann von einem anderen Mitglied des 
Gemeinderates aufgenommen werden mit der Folge, dass über 
den aufgenommenen anstelle des zurückgezogenen Antrages 
abgestimmt wird.
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(3) Über entsprechende Anträge ist sofort abzustimmen. Der 
Schlussantrag geht bei der Abstimmung einem Verweisungs- 
und dieser einem Vertagungsantrag vor.
(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der Tages-
ordnung nur einen Verweisungs-, Vertagungs- oder Schluss-
antrag stellen.

§ 16
Niederschrift

(1) Über jede Sitzung des Gemeinderates ist eine Niederschrift 
anzufertigen, die vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu 
unterzeichnen ist. Der Protokollführer ist ein Beschäftigter der 
Verbandsgemeinde und wird vom Verbandsgemeindebürger-
meister bestellt.
(2) Die Niederschrift muss mindestens enthalten:
a) die Angabe, ob eine Sitzung nach § 23 durchgeführt wur-

de,
b) Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie etwaige 

Sitzungsunterbrechungen,
c) die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder des 

Gemeinderates,
d) die Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, der 

Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung,
e) die Tagesordnung,
f) den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse,
g) die Ergebnisse der Abstimmungen und Wahlen, bei na-

mentlicher Abstimmung gem. § 12 Abs. 5 Satz 2 ist die 
Entscheidung jedes Mitglieds des Gemeinderates in der 
Niederschrift zu vermerken,

h) Vermerke darüber, welche Gemeinderatsmitglieder ver-
spätet erschienen sind oder die Sitzung vorzeitig oder we-
gen Befangenheit vorübergehend verlassen haben, wobei 
ersichtlich sein muss, an welchen Abstimmungen oder 
Wahlen und aus welchem Grund die Betroffenen nicht teil-
genommen haben,

i) Anfragen der Mitglieder des Gemeinderates,
j) die Angabe, ob die Beratung über die einzelnen Tagesord-

nungspunkte öffentlich oder nicht öffentlich stattgefunden 
hat,

k) sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbesondere 
Einwohnerfragestunden, Ordnungsmaßnahmen).

Der Vorsitzende und jedes Mitglied des Gemeinderates können 
verlangen, dass ihre Erklärungen wörtlich in der Niederschrift 
festgehalten werden. Dies ist im Vorfeld durch Wortmeldung 
anzuzeigen.
(3) Die Niederschrift werde nach Unterzeichnung allen Mitglie-
dern des Gemeinderates unverzüglich über das Ratsinformati-
onssystem zur Verfügung gestellt. Die Niederschrift über die in 
nicht öffentlicher Sitzung behandelten Tagesordnungspunkte 
ist im Ratsinformationssystem nicht öffentlich zugänglich zu 
machen. Im Fall der postalischen Versendung ist dieses im 
verschlossenen Umschlag mit dem Aufdruck „vertraulich“ zu 
versenden.
(4) Einwendungen gegen die Niederschrift sind dem Vorsitzen-
den unverzüglich schriftlich oder elektronisch zuzuleiten. Der 
Gemeinderat stimmt in seiner nächsten Sitzung über die Nie-
derschrift ab. Dabei ist auch über die schriftlich oder elektro-
nisch vorgetragenen Einwendungen zu entscheiden. Wird einer 
Einwendung nicht entsprochen, so ist das Mitglied des Ge-
meinderates berechtigt, die Aufnahme einer entsprechenden 
Erklärung in die Niederschrift zu verlangen.
(5) Zur Erleichterung der Erstellung der Niederschrift ist es dem 
Protokollführer gestattet, Tonaufzeichnungen anzufertigen. 
Nach Fertigstellung, Unterzeichnung und Abstimmung über die 
Niederschrift sind Tonaufzeichnungen zu löschen. § 5 Abs. 4 
bleibt unberührt.
(6) Die Einsichtnahme in die beschlossenen Niederschriften der 
öffentlichen Sitzungen ist jedermann nach vorheriger Anmel-
dung während der öffentlichen Sprechzeiten der Verwaltung 
gestattet. Das Verfahren richtet sich nach den für den Informa-
tionszugang geltenden Regelungen.

Abstimmungsergebnis gibt der Vorsitzende unverzüglich nach 
der Abstimmung bekannt.
(7) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des Gemeinderates 
angezweifelt, so ist die Abstimmung zu wiederholen und das 
Ergebnis mit der Zahl der auf „Ja“ und „Nein“ lautenden Stim-
men, der Stimmenthaltungen und ungültigen Stimmen festzu-
halten.
(8) Über Gegenstände einfacher Art kann außerhalb einer Ge-
meinderatssitzung im Wege der Offenlegung oder im schrift-
lichen Verfahren beschlossen werden. Ein hierbei gestellter 
Antrag ist angenommen, wenn kein stimmberechtigtes Mitglied 
innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe widerspricht.

§ 14
Wahlen

(1) Wahlen werden nur in den gesetzlich ausdrücklich genann-
ten Fällen durchgeführt. Sie werden geheim mit Stimmzetteln 
vorgenommen; es kann offen gewählt werden, wenn kein Mit-
glied widerspricht.
(2) Zur Vorbereitung und Durchführung von Wahlen von Perso-
nen werden aus der Mitte des Gemeinderates mehrere Stim-
menzähler bestimmt.
(3) Als Stimmzettel sind äußerlich gleiche Zettel zu verwenden. 
Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass jeder Kandidat 
durch ein Kreuz kenntlich gemacht werden kann. Die farbliche 
Markierung erfolgt einheitlich, um Rückschlüsse auf die stimm-
abgebende Person zu vermeiden. Die Stimmzettel sind vor der 
Abgabe zu falten.
(4) Ungültig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel
a) nicht als amtlich erkennbar ist,
b) leer ist,
c) den Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erken-

nen lässt,
d) einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen ent-

hält,
e) mehr als eine Stimme für einen Bewerber enthält.
(5) Die Auszählung der Stimmen hat in Anwesenheit der Mitglie-
der des Gemeinderates zu erfolgen.
(6) Gewählt ist die Person, die im ersten Wahlgang die Stim-
men der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglie-
der erhalten hat. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so findet 
ein zweiter Wahlgang statt. Im zweiten Wahlgang ist die Per-
son gewählt, die die meisten Stimmen erhalten hat. Ergibt sich 
im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, so entscheidet das 
Los, das der Vorsitzende zieht. Soweit im ersten Wahlgang nur 
eine Person zur Wahl stand und diese Person die erforderliche 
Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Sätze 2 bis 4 keine An-
wendung. Der Vorsitzende gibt das Wahlergebnis unmittelbar 
nach der Wahl bekannt.
(7) Sind mehrere Personen zu wählen, können die Wahlen in 
einem Wahlvorgang durchgeführt werden, indem alle Bewerber 
auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende 
Stelle eine Stimme vergeben werden kann. Gewählt sind die 
Bewerber in der Reihenfolge der Zahl, der für sie abgegebenen 
gültigen Stimmen, wenn zugleich die Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder erreicht ist. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet das Los, das der Vorsitzende zieht.

§ 15
Unterbrechung und Verweisung

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann die Sitzung unter-
brechen. Er hat die Sitzung zu unterbrechen, wenn auf Antrag 
eines Mitgliedes des Gemeinderates ein entsprechender Be-
schluss von der Mehrheit der anwesenden Gemeinderatsmit-
glieder gefasst wird. Die Unterbrechung soll im Regelfall nicht 
länger als 15 Minuten dauern.
(2) Der Gemeinderat kann, sofern ein Tagesordnungspunkt nicht 
durch eine Entscheidung in der Sache abgeschlossen wird,
a) den Tagesordnungspunkt zur erneuten Vorbereitung an den 
Bürgermeister zurückverweisen,
b) die Beratung über den Tagesordnungspunkt vertagen.
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II. ABSCHNITT
Fraktionen

§ 20
Fraktionen

(1) Jede Fraktion hat einen Vorsitzenden. Die Fraktionen geben 
dem Vorsitzenden des Gemeinderates von ihrer Bildung, den 
Namen des Vorsitzenden und dessen Stellvertreters sowie der 
Mitglieder unverzüglich schriftlich Kenntnis; entsprechendes 
gilt für Veränderungen innerhalb der Fraktion und die Auflösung 
der Fraktion. Die Bildung und Auflösung sowie Veränderungen 
innerhalb der Fraktion werden mit dem Zugang der schriftlichen 
Anzeige an den Vorsitzenden des Gemeinderates wirksam.
(2) Die Bezeichnung der Fraktionen richtet sich nach der Kurz-
bezeichnung der Parteien und Wählergruppen sowie dem Na-
men von Einzelbewerbern, aufgrund deren Wahlvorschlages 
die Fraktionsmitglieder in den Gemeinderat gewählt werden. 
Dabei darf jede Kurzbezeichnung einer Partei oder Wähler-
gruppe im Gemeinderat nur einmal verwendet werden. Der 
Fraktionswechsel einzelner Gemeinderatsmitglieder lässt be-
stehende Fraktionsbezeichnungen unberührt.
(3) Ein Mitglied des Gemeinderates kann nicht mehreren Frak-
tionen angehören.
(4) Die Fraktionen haben die Einhaltung der datenschutzrecht-
lichen Regelungen sicherzustellen und insbesondere dafür 
Sorge zu tragen, dass hinsichtlich der Verarbeitung personen-
bezogener Daten (i. S. d. § 4 des Datenschutz-Grundverord-
nungs-Ausfüllungsgesetzes Sachsen-Anhalt) die Vorschriften 
des Datenschutzrechts beachtet werden, vor allem, dass bei 
Auflösung der Fraktion die aus der Fraktionsarbeit erlangten 
personenbezogenen Daten gelöscht werden,

III. ABSCHNITT
Öffentlichkeitsarbeit

§ 21
Unterrichtung der Öffentlichkeit und Presse

Öffentlichkeit und Presse werden vom Bürgermeister über die 
Tagesordnung der Sitzungen des Gemeinderates und seiner 
Ausschüsse sowie über den wesentlichen Inhalt der gefassten 
Beschlüsse unterrichtet.

IV. Abschnitt
Verfahren in außergewöhnlichen Notsituationen

§ 22
Durchführung von Videokonferenzen und  
Abstimmungen in außergewöhnlichen Notsituationen

(1) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. § 56a Abs. 
1 Satz 1 KVG LSA entscheidet der Vorsitzende im Einverneh-
men mit dem Verbandsgemeindebürgermeister, ob die Sitzung 
in Form einer Videokonferenz durchgeführt wird und beruft den 
Gemeinderat unter Mitteilung der Tagesordnung sowie Angabe 
von Zeit und Zugang zum virtuellen Sitzungsraum ein. § 1 Abs. 
3 Satz 1 und 2 (1. Alternative), Absätze 3 und 4 sowie §§ 2 bis 5 
gelten entsprechend.
(2) Für den Ablauf einer Videokonferenzsitzung gelten die in die-
ser Geschäftsordnung festgelegten Grundsätze, insbesondere 
die §§ 6, 7, 10 bis 13, 15, 16, 18 und 19, soweit nachfolgend 
nichts Abweichendes geregelt ist. Bei Störungen der Videokon-
ferenztechnik, die nach § 56a Abs. 2 Satz 2 KVG LSA im Ver-
antwortungsbereich der Gemeinde liegen, ist die Sitzung von 
dem Vorsitzenden zu unterbrechen oder abzubrechen. Sons-
tige Störungen der Zuschaltung sind unbeachtlich. Sie haben 
insbesondere keine Auswirkung auf die Wirksamkeit eines ohne 
das betroffene Mitglied gefassten Beschlusses.
(3) Zu Beginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Anwesen-
heit und Beschlussfähigkeit fest, indem er die stimmberechtig-
ten Mitglieder namentlich aufruft. Ist das aufgerufene Mitglied 

§ 17
Änderung und Aufhebung der Beschlüsse  
des Gemeinderates

(1) Die Aufhebung oder Änderung eines Beschlusses des Ge-
meinderates kann von einem Drittel der Mitglieder oder vom 
Bürgermeister beantragt werden. Die Aufnahme auf die Tages-
ordnung darf jedoch nur erfolgen, sofern die Beschlussfassung 
des Rates mehr als 6 Monate zurückliegt. Satz 2 gilt nicht, wenn 
sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat.
(2) Ein Änderungs- oder Aufhebungsantrag nach Abs. 1 ist un-
zulässig, soweit in Ausführung des Beschlusses des Gemein-
derates bereits Rechtspositionen Dritter entstanden sind und 
diese nicht mehr aufgelöst werden können, weil dies mit ver-
tretbarem Aufwand nicht möglich ist oder zu Schadenersatz-
ansprüchen führen kann.

§ 18
Ordnung in den Sitzungen

(1) Der Vorsitzende sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung 
in den Sitzungen und achtet auf die Einhaltung der Geschäfts-
ordnung. Er übt das Hausrecht aus.
(2) Verstößt ein Mitglied des Gemeinderates gegen die Bestim-
mungen der Geschäftsordnung oder verletzt es die Würde der 
Versammlung oder äußert es sich ungebührlich, so kann es 
vom Vorsitzenden unter Nennung des Namens „zur Ordnung“ 
gerufen werden. Persönliche Angriffe und Beleidigungen sind 
vom Vorsitzenden zu rügen. Ist ein Mitglied in derselben Sit-
zung dreimal zur Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf 
die Folgen eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen worden, 
so kann ihm der Vorsitzende das Wort entziehen. Entsprechen-
des gilt, wenn ein Mitglied vom Verhandlungsgegenstand ab-
schweift und vom Vorsitzenden „zur Sache“ gerufen wurde. Ist 
einem Mitglied des Gemeinderates das Wort entzogen, so darf 
es zu diesem Punkt der Tagesordnung nicht mehr sprechen.
(3) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann einem Redner, der 
die festgesetzte Redezeit überschreitet, das Wort entziehen, 
wenn er ihn bereits auf den Ablauf der Redezeit hingewiesen 
hat.
(4) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann ein Mitglied bei 
grob ungebührlichem oder wiederholt ordnungswidrigem Ver-
halten von der Sitzung ausschließen. Das Mitglied hat den Sit-
zungsraum zu verlassen.
(5) Der Gemeinderat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwi-
derhandlungen gegen die zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
erlassenen Anordnungen begangen hat, durch Beschluss für 
höchstens vier Sitzungen ausschließen.
(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestört und gelingt es 
dem Vorsitzenden nicht, sie wiederherzustellen, so kann er die 
Sitzung unterbrechen.

§ 19
Ordnungsmaßnahmen gegenüber Zuhörern

(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Vorsitzenden 
des Gemeinderates unterliegen alle Personen, die sich während 
einer Sitzung des Gemeinderates im Sitzungsraum aufhalten.
(2) Wer als Zuhörer durch ungebührliches Verhalten die Sitzung 
stört oder Ordnung und Anstand verletzt, kann auf Anordnung 
des Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum verwiesen und not-
falls entfernt werden, wenn er durch den Vorsitzenden vorher 
mindestens ein Mal auf die Folgen seines Verhaltens hingewie-
sen wurde. Entsteht während einer Sitzung des Gemeindera-
tes unter den Zuhörern störende Unruhe, die den Fortgang der 
Verhandlungen in Frage stellt, so kann der Vorsitzende des Ge-
meinderates nach vorheriger Ankündigung den für die Zuhörer 
bestimmten Teil des Sitzungsraumes räumen lassen, wenn die 
störende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.
(3) Hat der Vorsitzende des Gemeinderates zu einer Sitzung 
vorsorglich Polizeischutz oder Ordnungsamtsmitarbeiter ange-
fordert, so teilt er das zu Beginn der Sitzung dem Gemeinderat 
einschließlich der Gründe hierfür mit.
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Anlage zur Geschäftsordnung

Richtlinie über die Digitale Ratsarbeit des  
Gemeinderates gemäß § 3 der Geschäftsordnung 
des Gemeinderates

§ 1 
Digitale Ratsarbeit

(1) Die Verbandsgemeinde mit allen Mitgliedsgemeinden betreibt 
ein internetbasiertes elektronisches Ratsinformationssystem, zu-
gänglich über die Website der Verbandsgemeinde Mansfelder 
Grund-Helbra www.verwaltungsamt-helbra.de, Rubrik Sitzungs-
dienst, als Grundlage für die digitale Ratsarbeit. Den Gemeinde-
ratsmitgliedern werden die Unterlagen für die Sitzungen des Ge-
meinderates über das Ratsinformationssystem in elektronischer 
Form zur Verfügung gestellt. Schriftliche Unterlagen werden regel-
mäßig nicht versandt; kurzfristig am Sitzungstag erstellte Vorlagen 
(Tischvorlagen) werden schriftlich bereitgestellt.
(2) Die Mitglieder des Gemeinderates geben eine Emailadresse 
bekannt, an die die Einladung gesendet werden soll.
(3) Die Mitglieder des Gemeinderates sind verpflichtet, regel-
mäßig das elektronische Ratsinformationssystem zu aktualisie-
ren, mindestens jedoch einmal unmittelbar vor den Sitzungen 
des Gemeinderates bzw. seiner Ausschüsse.
(4) Bei einem Ausfall des Ratsinformationssystems erfolgt der 
Versand der Einladungen und Sitzungsunterlagen in schriftli-
cher Form; die Ladungsfrist nach § 1 Abs. 3 der Geschäftsord-
nung bleibt unberührt.

§ 2
Allgemeine Regelungen zur Nutzung des  
Ratsinformationssystems

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates sind verpflichtet, die ein-
gesetzten Endgeräte mittels Passwortes vor dem Zugriff Dritter 
zu schützen.
(2) Das Passwort und die Anmeldedaten für das Ratsinformati-
onssystem sind geheim zu halten. Die Anmeldedaten dürfen we-
der auf dem Gerät gespeichert, noch zusammen mit dem Gerät 
aufbewahrt werden.
(3) Die Gemeinde unterstützt und berät die Mitglieder des Ge-
meinderates bei auftretenden technischen Problemen des Rats-
informationssystems.
(4) Der Verlust, insbesondere durch Diebstahl eines Endgerätes 
ist der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen, da ggf. der Zugang 
zum Ratsinformationssystem gesperrt werden muss.
(5) Für den Zugriff auf das Ratsinformationssystem wird eine Inter-
netverbindung (WLAN, Mobilfunk) benötigt. Für die Internetverbin-
dung haben die Gemeinderatsmitglieder selbst Sorge zu tragen.
(6) Die Mitglieder des Gemeinderates haben sicherzustellen, 
dass mögliche Beeinträchtigungen durch auf dem Endgerät ggf. 
installierte und eingesetzte andere Programme bzw. Anwen-
dungen, die die Funktionsfähigkeit des von der Gemeinde zur 
Verfügung gestellten Ratsinformationssystems beeinträchtigen 
können, ausgeschlossen sind.

§ 3
Nutzungszeitraum und Ausscheiden aus dem  
Gemeinderat

(1) Die Sitzungsunterlagen auf dem jeweiligen Endgerät sind 
nach Ende der Wahlperiode unverzüglich zu löschen, sofern 
der Mandatsträger dem neu gewählten Gemeinderat nicht 
mehr angehört. Entsprechendes gilt, wenn das Mitglied des 
Gemeinderates vor dem Ende der Wahlperiode aus dem Ge-
meinderat ausscheidet.
(2) Das Zugriffsrecht auf das Ratsinformationssystem endet mit 
Ausscheiden aus dem Gemeinderat.

§ 4
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Richtlinie 
werden verallgemeinernd verwendet und beziehen sich auf alle 
Geschlechter.

der Videokonferenz zugeschaltet, so meldet es sich durch eine 
kurze akustische Bestätigung zurück. Der Protokollführer trägt 
die teilnehmenden stimmberechtigten Mitglieder in eine Anwe-
senheitsliste ein.
(4) Vor jeder Abstimmung stellt der Vorsitzende die Beschluss-
fähigkeit sowie die Funktionsfähigkeit des Videokonferenzsys-
tems fest. Abstimmungen erfolgen grundsätzlich namentlich. 
Elektronisch kann nur abgestimmt werden, sofern gewähr-
leistet ist, dass das Abstimmungsergebnis ohne Zeitverzug so 
dargestellt wird, dass das Stimmverhalten jedes stimmberech-
tigten Mitgliedes für alle Mitglieder sowie die Öffentlichkeit er-
kennbar ist.
(5) Die mittels Videokonferenztechnik zugeschalteten Mitglie-
der müssen die Kamera während der gesamten Sitzung einge-
schaltet lassen, auch wenn sie ihren Platz verlassen. Der Ton 
kann ausgeschaltet werden.
(6) Im Rahmen der Bekanntmachung von Ort und Zeit der Vi-
deokonferenzsitzung ist darauf hinzuweisen, dass anstelle der 
Einwohnerfragestunde die Möglichkeit besteht, Fragen schrift-
lich oder elektronisch beim Vorsitzenden einzureichen. Im Rah-
men der Videokonferenzsitzung verliest der Vorsitzende die bei 
ihm eingegangenen Anfragen. Für das weitere Verfahren findet 
§ 8 Absätze 2 bis 6 entsprechend Anwendung.
(7) Im Falle einer festgestellten Notsituation i. S. v. § 56a Abs. 1 
Satz 1 KVG LSA kann anstelle einer Präsenzsitzung oder einer 
Videokonferenzsitzung die Beschlussfassung über Verhandlungs-
gegenstände im Wege eines schriftlichen oder elektronischen 
Verfahrens nach Maßgabe von § 56a Abs. 3 KVG LSA durchge-
führt werden. Über die Einleitung dieses Verfahrens entscheidet 
der Vorsitzende im Einvernehmen mit dem Verbandsgemeinde-
bürgermeister. Das Einverständnis zu dem schriftlichen oder elek-
tronischen Verfahren wird im Zuge der Beschlussfassung durch 
eine gesonderte Abstimmung ermittelt.

V. Abschnitt
Schlussvorschriften, Inkrafttreten

§ 23
Auslegung der Geschäftsordnung

Bei Zweifeln über Auslegung und Anwendung der Geschäfts-
ordnung entscheidet der Vorsitzende des Gemeinderates. Er-
hebt sich gegen seine Entscheidung Widerspruch, so entschei-
det der Gemeinderat mit der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ 
lautenden Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist der Widerspruch 
zurückgewiesen.

§ 24
Abweichungen von der Geschäftsordnung

Von den Vorschriften dieser Geschäftsordnung kann nur im 
Einzelfall und nur dann abgewichen werden, wenn gesetzliche 
Bestimmungen nicht entgegenstehen und kein Mitglied in der 
Sitzung des Gemeinderates widerspricht.

§ 25
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Geschäfts-
ordnung werden verallgemeinernd verwendet und beziehen 
sich auf alle Geschlechter.

§ 26
Inkrafttreten

Die Geschäftsordnung tritt mit Beschlussfassung des Gemein-
derates am 18.07.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäfts-
ordnung vom 11.07.2019 außer Kraft.

Wimmelburg, den 18.07.2024

Zinke
Bürgermeister
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Amt für Landwirtschaft,
Flurneuordnung und Forsten Süd

Sitz: Müllnerstraße 59, 06667 Weißenfels
Postanschrift: PF 1655, 06655 Weißenfels

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG
Flurbereinigung Polleben

Verfahrens- Nr.: 611 46 MSH 232
Vorläufige Anordnung

vom 15.08.2023

I. Vorläufige Anordnung (Besitzentzug)
Zur Bereitstellung von Flächen für die Realisierung der Maßnah-
men des Wege- und Gewässerplanes (Plan nach § 41 FlurbG) 
der Teilnehmergemeinschaft Polleben, insbesondere notwen-
dige Gewässerbau und Landschaftsgestaltende Anlagen wird 
nach § 36 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in 
der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert 
durch Art. 17 JahressteuerG 2009 vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 
2794) folgendes angeordnet:

1. Den Beteiligten (Eigentümern, Pächtern und sonstigen Be-
rechtigten) werden zu dem in Nr. 2 genannten Zeitpunkt Besitz 
und Nutzung der Grundstücke bzw. Grundstücksteile entzogen, 
die in den Maßnahmebeschreibungen, Verzeichnissen und den 
zugehörigen Karten des genehmigten Wege- und Gewässer-
planes nach § 41 FlurbG (Plangenehmigung vom 25.02.2022) 
bezeichnet sind, zusammengefasst in den Karten zur vorläufi-
gen Anordnung.

Im Einzelnen sind folgende Flurstücke und Flurstücksteile be-
troffen:

Gemar-
kung

Flur Flur-
stück

betroffene Fläche
lt. Anordnung (in m²)
dauer-
hafter
Entzug 
(in m2)

vorüber-
gehender
Entzug 
(in m2)

Nr. d. Maß-
nahme

Polleben 1 6 501 G06
Polleben 1 3/48 127 G06
Polleben 1 3/47 120 G06
Polleben 1 3/46 142 G06
Polleben 1 3/40 9 G06
Polleben 1 3/39 11 G06
Polleben 1 3/51 336 G06
Polleben 1 3/67 90 G06
Polleben 1 3/68 110 G06
Polleben 1 3/49 190 G06
Polleben 1 7 2626 G05/G06
Polleben 2 23/5 811 G05
Polleben 2 23/6 902 G05
Polleben 3 175/36 255 G06
Polleben 3 38/1 696 G06
Polleben 3 32/1 1228 3420 G06
Polleben 3 298/32 72 60 G06
Polleben 3 299/32 15 G06
Polleben 3 282/32 51 32 G06
Polleben 3 89 6301 G06
Polleben 3 95 3180 G06
Polleben 3 330/11 1911 G06
Polleben 3 39/1 653 G06/G07
Polleben 3 270/37 26 G07
Polleben 3 273/39 127 G07

Polleben 3 274/39 10 G07
Polleben 3 269/37 28 G07
Polleben 3 37/2 20 G07
Polleben 7 185/20 605 G03
Polleben 7 184/20 760 G03
Polleben 7 182/20 528 G03
Polleben 7 181/20 182 G03
Polleben 7 183/20 400 G03
Polleben 7 180/20 794 G03
Polleben 7 169/46 35 G04
Polleben 7 172/45 73 G04
Polleben 7 173/48 170 G04
Polleben 7 45/51 148 G04
Polleben 7 45/10 299 G04
Polleben 7 167/45 236 G04
Polleben 7 170/46 37 G04
Polleben 7 171/45 84 G04
Polleben 7 174/48 228 G04
Polleben 7 45/41 302 G04/L13
Polleben 7 2/10 144 G04/L13
Polleben 7 166/45 1021 G04/L13
Polleben 7 163/44 330 G04/L13
Polleben 7 166/45 1043 G04/L13
Polleben 7 45/11 365 G04/L13
Polleben 7 45/12 325 G04/L13
Polleben 7 45/13 249 G04/L13
Polleben 7 45/14 7 G04/L13
Polleben 7 162/42 37 G04/L13
Polleben 7 159/42 27 G04/L13
Polleben 7 158/42 21 G04/L13
Polleben 7 155/40 7 G04/L13
Polleben 7 154/39 398 G04/L13
Polleben 7 150/19 58 G04/L13
Polleben 7 148/20 3339 G04/L13
Polleben 7 44/2 1134 G04/L13
Polleben 7 161/42 165 G04/L13
Polleben 7 202/42 172 G04/L13
Polleben 7 157/42 154 G04/L13
Polleben 7 40/2 76 G04/L13
Polleben 7 153/39 2473 G04/L13
Polleben 7 152/21 55 G04/L13
Polleben 7 151/21 10 G04/L13
Polleben 7 149/19 487 G04/L13
Polleben 8 2/2 481 G03/L13
Polleben 9 21 57 G03/L13
Polleben 9 19/1 316 G03/L13
Polleben 9 19/2 363 G03/L13
Polleben 9 19/3 69 G03/L13
Polleben 9 193/18 319 G03/L13
Polleben 9 192/17 357 G03/L13
Polleben 9 191/17 73 G03/L13
Polleben 9 34/8 1167 L11a
Polleben 9 26/10 169 L11a
Polleben 9 63/25 252 L11a
Polleben 9 34/3 80 L11a
Polleben 9 188/24 43 L11a
Polleben 9 187/24 1 L11a
Polleben 9 203 1320 G09/L12
Polleben 9 205 305 G09
Polleben 9 189/24 2 G09
Polleben 9 34/16 1275 484 G09
Polleben 9 34/2 152 G09
Polleben 9 34/6 636 1011 G09
Polleben 9 34/5 431 3099 G09
Polleben 9 34/4 1407 3198 G02/L12



Nr. 8/2024 Helbra- 49 -

fahrens schnellstmöglich geschaffen werden. Darüber hinaus 
bedarf es in Anbetracht der schnellstmöglich zu erreichenden 
Erosionsschutzwirkung und den damit zu vermeidenden wirt-
schaftlichen Nachteilen für die Teilnehmer einer sofortigen Um-
setzung, weitere Verzögerungen sind zu vermeiden.
Gleichermaßen soll durch die angeführten Gewässerbaumaß-
nahmen baldmöglichst ein neuer verbesserter Erosions- und 
Überflutungsschutz realisiert werden. Dadurch können gegen-
wärtige Gefahren für die öffentliche Sicherheit, die durch den 
vorliegend unzureichenden Erosions- und Überflutungsschutz 
bestehen, abgewehrt und künftige Schäden vermieden wer-
den. Dies kann nur mit einer umgehenden Realisierung der 
Maßnahmen erreicht werden. Zusammenfassend liegt die so-
fortige Vollziehung daher im überwiegenden öffentlichen Inte-
resse sowie im Interesse der Teilnehmer (§ 138 Abs. 1 Satz 2 
FlurbG i.V.m. § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO).

IV. Geldabfindungen und Nutzungsentschädigung
1. Nutzungsentschädigungen:
a) Entstehen durch den Besitz- und Nutzungsentgang (s. I) für 

einzelne betroffene Bewirtschafter besondere Nachteile 
oder Härten, so sind diese bis zum 20.09.2023 beim ALFF 
Süd anzuzeigen und zu begründen. Gegebenenfalls wird 
dann in begründeten Fällen eine Entschädigung gewährt.

b) Das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten 
Süd kennzeichnet, soweit erforderlich, die in Anspruch zu 
nehmenden Flächen in der Örtlichkeit durch Pflöcke.

Bestehende Pachtverträge werden durch diese Regelung nicht 
berührt. Die Pächter haben somit weiter den vereinbarten 
Pachtpreis an die Verpächter zu entrichten.
Sollte in begründeten Fällen eine Entschädigung gewährt wer-
den, sind die Geldbeträge von der Teilnehmergemeinschaft 
aufzubringen und werden von der Teilnehmergemeinschaft 
ausgezahlt. Diese kann sie gegen Beiträge nach (§19 FlurbG) 
verrechnen. Die Festsetzung der Höhe der Entschädigung ge-
mäß § 36 Abs. 1 FlurbG für die Nachteile, die in Folge dieser 
vorläufigen Anordnung entstanden sind, ergeht als gesonderter 
Bescheid.

V. Hinweis
Die vorstehende vorläufige Anordnung liegt in Originalgrö-
ße in der Stadtverwaltung der Lutherstadt Eisleben, Markt 1, 
06295 Lutherstadt Eisleben, 2 Wochen lang nach der Bekannt-
machung zur Einsichtnahme für die Beteiligten während der 
Dienststunden aus. Zusätzlich kann diese vorläufige Anord-
nung einschließlich Anlagen im Internet unter:
https://alff.sachsen-anhalt.de/alff-sued/flurneuordnung/flurbe-
reinigung-mansfeld-suedharz/fbv-polleben
zur Information eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese vorläufige Anordnung kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Widerspruch beim Amt für Landwirt-
schaft, Flurneuordnung und Forsten Süd, Müllnerstraße 59 in 
06667 Weißenfels oder bei der Außenstelle des Amtes im Mühl-
weg 19, 06114 Halle erhoben werden.

Datenschutzrechtliche Hinweise
Aufgrund des gesetzlichen Auftrages nach dem Flurbereini-
gungsgesetz (FlurbG) werden im vorliegenden Verfahren per-
sonenbezogene Daten nach Maßgabe der Datenschutzgrund-
verordnung (DS-GVO) verarbeitet. Die datenschutzrechtlichen 
Hinweise können im Internet unter: http://lsaurl.de/alffsuedds-
gvo eingesehen werden oder sind beim ALFF Süd, Müllnerstra-
ße 59, 06667 Weißenfels erhältlich.

Polleben 9 26/8 1698 2211 G02
Polleben 9 26/4 136 266 G02
Polleben 9 25/12 46 69 G02
Polleben 9 25/9 122 149 G02
Polleben 9 25/5 285 341 G02
Polleben 9 22/3 1039 787 G02/G03/

L13
2. Gemäß § 36 Abs. 1 FlurbG wird die Teilnehmergemeinschaft 
Polleben – vertreten durch den Vorstandsvorsitzenden, Herrn 
Ralph Andree, ab 01.09.2023 in die unter Punkt 1 aufgeführten 
Flächen für den oben genannten Zweck in den Besitz einge-
wiesen.
3. Die Teilnehmergemeinschaft hat sicherzustellen, dass die 
Nutzung der den Beteiligten verbleibenden Flächen durch die 
Bauarbeiten nicht unterbrochen wird.

II. Anordnung der sofortigen Vollziehung
Nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
wird die sofortige Vollziehung der vorläufigen Anordnung zu I. 
angeordnet.

III. Begründung
zu I: Zweck des Verfahrens ist es, mit Hilfe von bodenordneri-
schen Maßnahmen eine nachhaltige Entflechtung miteinander 
konkurrierender Anforderungen des Bodenschutzes in ero-
sionsgefährdeten landwirtschaftlich genutzten Gebieten, der 
Durchführung von gezielten Wasserableitungs- sowie Über-
flutungsschutzmaßnahmen bei Sturzfluten im Zusammenhang 
mit dem sich vollziehenden Klimawandel auf der einen und der 
Landwirtschaft auf der anderen Seite zu bewirken und damit 
den Belangen gleichermaßen zu dienen.
Grundlage für die Durchführung der Maßnahmen ist das Maß-
nahmenkonzept aus dem „Standortlichen Gutachten“ in Er-
gänzung zum ILEK für die Region Mansfeld-Südharz und dem 
daraus entwickelten Wege- und Gewässerplan.
Der Wege- und Gewässerplan sieht unter anderem vor, Stau-
räume, Mulden, Verwallungen und Grünstreifen als Sedimen-
tationsflächen anzulegen, Retentionsräume zu schaffen und 
neue Grabensysteme anzulegen, um die Erosionsgefahr von 
den landwirtschaftlichen Flächen und die Überflutungsgefahr 
für die Ortslage möglichst zu verringern bzw. zu verhindern.
Mit der Realisierung der Maßnahmen G02, G03, G04, G05, 
G06, G07, L11a L12 L13 soll zum 01.09.2023 begonnen werden.

Zur Sicherung des Bauablaufes werden die für die Herstel-
lung der Anlagen benötigten Flächen dauerhaft entzogen. 
Zur Erlangung der Baufreiheit werden zusätzlich während der 
Bauzeit vorübergehend Flächen der Nutzung entzogen. Nach 
Abschluss der Baumaßnahmen ist die landwirtschaftliche Nut-
zung der vorübergehend entzogenen Flächen wieder gegeben.

Gemäß § 36 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) kann die 
Flurbereinigungsbehörde den Besitz an Grundstücken regeln, 
wenn dies aus dringenden Gründen erforderlich ist.
Es ist aus dringenden Gründen erforderlich, eine Regelung 
über die Nutzungs- und Besitzverhältnisse zu treffen, da die 
angeordneten Maßnahmen nicht bis zur Ausführung durch den 
Flurbereinigungsplan aufgeschoben werden können. Dieser 
wird erst in einigen Jahren erstellt. Mit der Realisierung der 
erforderlichen Maßnahmen muss aber unverzüglich begonnen 
werden.

zu II: Die im Rahmen des Flurbereinigungsverfahrens durch-
zuführenden Wege- und Gewässerbaumaßnahmen und land-
schaftsgestaltenden Maßnahmen sind auf Grund ihres Um-
fangs nur unter Einsatz von Fördermitteln realisierbar. Im 
Hinblick auf die zeitliche Befristung der in diesem Fall vorge-
sehenen Förderprogramme (Richtlinien über die Gewährung 
von Zuwendungen zur Förderung der regionalen ländlichen 
Entwicklung in der EU Förderperiode 2014 bis 2020 im Gebiet 
des Landes Sachsen-Anhalt – Rd.Erl. des MLU vom 10.07.2015) 
muss die Realisierung im Rahmen des Flurbereinigungsver-
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FD Zentrale Dienste und Finanzen

Herbstsemesterprogramm der KVHS Mansfeld-Südharz e.V.
in der Region Eisleben, Geiststraße 2, Eingang Untere Parkstraße
Tel: 03475 / 602695 06295 Lutherstadt Eisleben
in der Region Mansfelder Grund Knappenstraße 10
Tel: 03475 /602695 06308 Benndorf
in Seegebiet Mansfelder Land Kesselstraße 12
Tel: 03475 /602695 06317 Röblingen

Wunschkurs gefunden? Bitte melden Sie sich verbindlich an
Unser komplettes Angebot finden Sie unter www.vhs-msh.de.

Änderungen vorbehalten!
Monat:   August / September   2024

Kursnummer Kurstitel Wann Wo

Gesellschaft:

17003
Solarstrom vom Balkon - Lohnt es
sich?

am 20.08.2024 – 18:00 Uhr Online

17004
Gezeichnete Notizen im Alltag 
nutzen: Einführung in die 
Sketchnotes Methode

am 20.08.2024 – 18:00 Uhr Online

17005 Holiday in hell am 20.08.2024 – 18:00 Uhr Online

17007 Einfach Besser fotografieren am 03.09.2024 – 18:00 Uhr Online

11309
Die grüne Küche der Wild-und 
Heilkräuter

am 06.09.2024 – 16:00 Uhr Unterrisdorf

Kultur:
20502 Röhrenverstärker selbstgebaut ab 21.08.2024 – 17:00 Uhr Eisleben

Gesundheit:

30217 Hatha Yoga
ab 27.08.2024 – 17:00 Uhr 
und 19:00 Uhr

Hettstedt

30219 Yoga
ab 27.08.2024 – 17:00 Uhr 
und 19:00 Uhr

Hettstedt

Sprachen:

40920 Englisch B1/2 ab 19.08.2024 – 18:30 Uhr Eisleben

40020 Englisch für die Reise - A1/1 ab 20.08.2024 – 17:00 Uhr Eisleben

40030 Englisch für die Reise - A1/1 ab 22.08.2024 – 17:20 Uhr Hettstedt

40530 Englisch A2/1 Hettstedt ab 22.08.2024 – 18:50 Uhr Hettstedt

46420 Norwegisch A1/4 ab 04.09.2024 – 17:30 Uhr Eisleben

Computer:
52405 Computerclub montags – 08:45 Uhr Eisleben

52511 Tabellenkalkulation mit Excel ab 02.09.2024 – 18:00 Uhr Eisleben

50102
Computer für Einsteiger Windows 
10/11

ab 09.09.2024 – 13:00 Uhr Eisleben

Wir suchen Dozenten/Dozentinnen mit Ideen für neue Bildungsangebote!
Keinen passenden Kurs gefunden? 

Machen Sie uns Vorschläge, welche Kurse Sie interessieren ! Rufen Sie uns einfach an oder senden
Sie uns eine E-Mail an: service@vhs-sgh.de
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Kennen Sie schon unsere Homepage?

Foto: pixabay

Wenn Sie an weiteren Informationen über unsere Verbands-
gemeinde interessiert sind, dann besuchen Sie unsere 
Homepage www.verwaltungsamt-helbra.de!

Sitzungstermine des  
Verbandsgemeinderates der  
Verbandsgemeinde, der Gemeinderäte und 
Ausschüsse der Mitgliedsgemeinden

• Gemeinde Ahlsdorf
Sitzung des Gemeinderates am 09.09.2024 um 18.30 Uhr

• Gemeinde Benndorf
Sitzung des Gemeinderates am 26.08.2024 um 18.00 Uhr

• Gemeinde Blankenheim
Sitzung des Gemeinderates am 09.09.2024 um 19.00 Uhr

• Gemeinde Wimmelburg
Sitzung des Gemeinderates am 05.09.2024 um 19.00 Uhr

Änderungen bleiben vorbehalten!

Sitzungsort und -zeit sowie die Tagesordnungen werden jeweils 
vor dem Sitzungstermin in den jeweiligen Bekanntmachungs-
kästen bekannt gemacht.

Alle aktuellen Sitzungstermine finden Sie auch unter:
www.verwaltungsamt-helbra.de -> Sitzungsdienst -> 
Bürger-Infoportal

Die nächste Ausgabe erscheint am:
Mittwoch, dem 11. September 2024

Annahmeschluss für redaktionelle Beiträge:
Mittwoch, der 28. August 2024

Anzeigenschluss:
Montag, der 2. September 2024, 9.00 Uhr

Bürgerzeitung Wochenblatt 
mit öffentlichen Bekanntmachungen der Verbandsgemeinde

Die Bürgerzeitung erscheint monatlich.

-	 Herausgeber:
	 Verbandsgemeinde Mansfelder Grund - Helbra, 
	 An der Hütte 1, 06311 Helbra

-	 Verlag und Druck:
	 LINUS WITTICH Medien KG, 
	 04916 Herzberg, An den Steinenden 10, Telefon: (03535) 489-0
	� Für Textveröffentlichungen gelten unsere Allgemeinen Geschäftsbe-

dingungen.

-	 Verantwortlich für den amtlichen und nichtamtlichen Teil: 
	 der Verbandsgemeindebürgermeister

-	 Verantwortlich für den Anzeigenteil/Beilagen:
	 LINUS WITTICH Medien KG, 04916 Herzberg, An den Steinenden 10, 
	 Geschäftsführer ppa. Andreas Barschtipan, www.wittich.de/agb/herz-

berg

Für Anzeigenveröffentlichungen und Fremdbeilagen gelten unsere allge-
meinen Geschäftsbedingungen und unsere zz. gültige Anzeigenpreisliste.
Für nicht gelieferte Zeitungen infolge höherer Gewalt oder anderer Ereig-
nisse kann nur Ersatz des Betrages für ein Einzelexemplar gefordert wer-
den. Weitergehende Ansprüche, insbesondere auf Schadensersatz, sind 
ausdrücklich ausgeschlossen.
Wahlwerbung und/oder Anzeigen mit politischem Inhalt ist ausschließlich 
die jeweilige Partei/politische oder um Stimmen werbende Gruppierung/
der Auftraggeber verantwortlich.IM
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Zeugnisübergabe am 31.07.2024
Am 31.07.2024 erhielt unse-
re ehemalige Auszubildende 
Lisa Reiche nach erfolgreich 
bestandener Prüfung ihr 
Abschlusszeugnis als Ver-
waltungsfachangestellte. Zu 
diesem feierlichen Ereignis 
wurde sie vom Bürgermeis-
ter der Verbandsgemeinde, 
Herrn Born, begleitet. Wir 
gratulieren Lisa recht herzlich 
und wünschen ihr für ihren 
weiteren Lebenssweg alles 
Gute.
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Veranstaltungen August/September 2024

Datum Uhrzeit Veranstaltungsort Veranstaltungsart Veranstalter Ansprechpartner /
Tel.-Nr. / E-Mail

Jeden 
1. Montag 
im Monat

Schloss Klosterrode Kaffeetag Mitglieder der 
Pfingstgesellschaft 
Blankenheim

Angelika Wagner

06.04. bis 
05.10.24

14:45 Bahnhof Klostermansfeld 
in Benndorf

Unsere Regelzüge ver-
kehren jeden Samstag!

Mansfelder Berg-
werksbahn e. V.

Tel.: 03 47 72 - 27 640 
(Mo.-Fr. 7-14 Uhr)
E-Mail: 
mansfelder@bergwerksbahn.de
www.bergwerksbahn.de

Ab 14.08.24 
jeden 
Mittwoch

14:00 Begegnungsstätte im 
Mehrgenerationenhaus 
Helbra, Hauptstr. 10

Kaffeenachmittag und 
gemütliches Beisam-
mensein mit kreativer 
Beschäftigung für Jung 
und Alt

Volkssolidarität Kathrin und Jana
Tel: 03 47 72–26 29 63

17.08.24 10:00 Bahnhof Klostermansfeld 
in Benndorf

Glück-Auf-Wanderung 
mit Zugfahrt
- Reservierungspflicht! -

Mansfelder Berg-
werksbahn e. V.

Tel.: 03 47 72 - 27 640 (Mo.-Fr. 
7-14 Uhr)
E-Mail: 
mansfelder@bergwerksbahn.de
www.bergwerksbahn.de

17. bis 
18.08.24

Dorfgemeinschaftshaus 
Klostermansfeld

55 Jahre Musikverein 
Klostermansfeld

Musikverein

23. bis 
24.08.24

Sportplatz Klostermans-
feld

Sportfest SSV Klostermans-
feld

24.08.24 SP Katzenwinkel, Alte 
Poststraße 4

Pokal Kleinkaliber 
Gewehr

Schützenverein 
Benndorf

René Hundt
Tel: 034772 211391
oder 01511 4338451

24.08.24 10:00 - 
15:00

Gelände Schmid-
Schacht

Schacht offen für 
Besucher

Förderverein 
Schmid Schacht 
Helbra e.V.

Harald Henke
www.erlebnisweltkupfer.de
E-Mail: 
schacht@erlebnisweltkupfer.de
Tel. 0151 74364177

03.09.24 ab 17:30 
Uhr

Gelände Schmid-
Schacht

Vereinstreff und Ar-
beitseinsatz
- Besucher sind gern 
gesehen! -

Förderverein 
Schmid Schacht 
Helbra e.V.

Harald Henke
www.erlebnisweltkupfer.de
E-Mail: 
schacht@erlebnisweltkupfer.de
Tel. 0151 74364177

08.09.24 Lokschuppen, Hettstedt 
Kupferkammerhütte

Tag des offenen Denk-
mals mit Führungen 
am/im Lokschuppen
- Kein Zugbetrieb! -

Mansfelder Berg-
werksbahn e. V.

Tel.: 03 47 72 - 27 640 (Mo.-Fr. 
7-14 Uhr)
E-Mail: 
mansfelder@bergwerksbahn.de
www.bergwerksbahn.de

08.09.24 9:30 bis 
16:00

Gelände Schmid-
Schacht

Tag des offenen 
Denkmals

Förderverein 
Schmid Schacht 
Helbra e.V.

Harald Henke
www.erlebnisweltkupfer.de
E-Mail: 
schacht@erlebnisweltkupfer.de
Tel. 0151 74364177

07.09.24 10:00 
bis 
15:00

SP Katzenwinkel, Alte 
Poststraße 4

Bürgerschießen offizi-
elles Schützenfest für 
jedermann/frau

Schützenverein 
Benndorf

René Hundt
Tel: 034772 211391
oder 01511 4338451

Angaben ohne Gewähr!

Wie kann ich Ihnen helfen?

0170 2828681
j.kist@wittich-herzberg.de

www.wittich.de

Anzeigenwerbung | Beilagenverteilung | Drucksachen

Jeannette Kist

Ihre Medienberaterin vor Ort

Ich bin für Sie da...
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Gemeinde Benndorf

FD Bauverwaltung

© GeoBasis-DE / LVermGeo LSA, 2023

Der Bürgermeister 

Öffentliche Ausschreibung

Die Gemeinde Benndorf, als Eigentümerin, beabsichtigt im 
Rahmen dieser öffentlichen Ausschreibung nachfolgende 
Grundstücke zu veräußern:
Gemarkung: Benndorf
Flur: 3
Flurstücke: 1001, 1002, 1003, 1004 und 1005
Größe: zwischen 860 m² und 920 m²
Lage: Am Sommerweg
Mindestgebot: 59,00 €/m²
Bei den zu veräußernden Grundstücken handelt es sich um 
vollerschlossenes Bauland im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans Scharfe Hufe und Gärten südlich des Sportplatzes 
1. Änderung. Durch die Lage an einer öffentlichen Verkehrsflä-
che können die Grundstücke jederzeit besichtigt werden.
Sämtliche mit dem Erwerb der Grundstücke verbundenen 
Kosten sind vom Erwerber zu tragen. 
 
Angebote mit Angabe des Kaufpreises sind bei der

Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra 
Liegenschaften 
An der Hütte 1 
06311 Helbra 

in einem verschlossenen Umschlag mit dem Vermerk 
„Angebot Grundstücke Am Sommerweg 

– NICHT ÖFFNEN!“
einzureichen.

gez. Matthias Jentsch
Bürgermeister

Ausschreibung
Die Gemeinde Benndorf schreibt folgendes Objekt zur 
Vermietung aus:
Objekt: Sportlerheim Benndorf
Anschrift: 06308 Benndorf, Hauptstraße 35

Wir helfen Ihnen gerne weiter.
Tel.: 03535 489-111 oder -119
E-Mail: vertrieb@wittich-herzberg.de

Amtsblatt nicht erhalten?
Rufen Sie uns an!
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Das Teilgrundstück liegt am nordöstlichen Ortsrand von Klo-
sterode - in Erweiterung des Eigenheimgebietes „Schenkgra-
ben“ - B-Plan Nr. 1. Es grenzt nord- bzw. nordwestseitig an 
das nach 1990 neu erschlossene Wohngebiet an und soll die 
vorhandene Stichstraße miteinander verbinden. In westliche 
Richtung ist landwirtschaftliche Nutzung und nördlich ist die 
Verbindungsstraße von Blankenheim nach Klosterrode.
Das umgebende Gebiet ist durch Wohnnutzung geprägt - offe-
ne Bauweise, meist ein- und zweigeschossig.
Das Grundstück wird als Teilfläche in Größe von ca. 28.000 m² 
veräußert. Ein Investor hat die Vermessung, Erschließung und 
Vermarktung der Wohnbaugrundstücke eigenständig durchzu-
führen. Ein Erschließungsvertrag ist mit der Gemeinde Blanken-
heim abzuschließen. In diesem Vertrag wird u.a. der Zeitraum 
für die Durchführung der Erschließung geregelt. Planungs- und 
erschließungsrechtliche Fragen sind mit der Gemeinde Blan-
kenheim über die Verbandsgemeinde Mansfelder Grund - Bau-
amt - abzustimmen. Die mediale Erschließung ist mit den jewei-
ligen Versorgungsträgern zu klären. Ein rechtskräftiger B-Plan 
liegt vor.
Eine Anfangs- und Endvermessung des Grundstückes ist vor-
zunehmen.
VOL/VOB findet keine Anwendung. Die Gemeinde Blankenheim 
ist nicht verpflichtet, irgendeinem Angebot den Zuschlag zu 
erteilen. Das Verfahren kann jederzeit geändert oder beendet 
werden. Für die Richtigkeit des Inhalts des Ausschreibungs-
verfahrens ist jegliche Haftung ausgeschlossen. Kosten, die 
dem Interessenten für die Teilnahme am Verfahren entstehen, 
werden durch die Gemeinde Blankenheim nicht erstattet. Die 
Entscheidung über den Verkauf obliegt der Beschlussfassung 
durch den Gemeinderat der Gemeinde Blankenheim.
Interessenten werden gebeten ein Kaufpreisangebot schriftlich 
bei der Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra, Liegen-
schaften, An der Hütte 1, 06311 Helbra einzureichen.
Die Angebote sind in schriftlicher Form in einem verschlosse-
nen Umschlag mit der Aufschrift

„Erschließung Schenkgraben Klosterrode - Teil 2“ -
NICHT ÖFFNEN!“

einzureichen.

gez. André Strobach
Bürgermeister

Gemeinde Helbra

Der Bürgermeister

Öffentliche Ausschreibung
Die Gemeinde Helbra, als Eigentümerin, beabsichtigt im Rah-
men dieser öffentlichen Ausschreibung nachfolgende Grund-
stücke zu veräußern:

Gemarkung: Helbra
Flur: 3
Flurstücke: 1925 und 1926
Größe: jeweils 614 m²
Lage: Marienstraße
Mindestgebot: 30,00 €/m²

Bei den zu veräußernden Grundstücken handelt es sich um 
teilerschlossenes Bauland im nordöstlichen Teil der Gemeinde 
Helbra.
Durch die Lage an einer öffentlichen Verkehrsfläche können die 
Grundstücke jederzeit besichtigt werden.
Sämtliche mit dem Erwerb der Grundstücke verbundenen Kos-
ten sind vom Erwerber zu tragen.

Miete: nach Absprache, zzgl. Nebenkosten

Größe: ca. 91,37 m² Gastraum
ca. 13,25 m² Schankraum
ca. 18,90 m² Küche
ca. 8,40 m² Außenausschank

Verfügbar ab: sofort

Sollte Interesse am o. g. Objekt bestehen kann unter 
034772 50211 oder 50308 ein Besichtigungstermin verein-
bart werden.

Bewerbungen bitte an:

Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra
Bauverwaltung
An der Hütte 1
06311 Helbra

Rückfragen sind unter der o.a. Anschrift oder telefonisch unter 
034772/ 50211 oder 50308 sowie per E-Mail unter info@verwal-
tung-helbra.de möglich.

Kita-Kinder erhalten Spende
Am 24. Juli 2024 gab es für die Kinder und Erzieher der Inte-
grativen Kindertagesstätte „Pusteblume“ des Volkssolidarität 
Kreisverbandes „MSH“ e.V. in Benndorf eine besondere Über-
raschung.
Mitglieder der Antennengemeinschaft „Alt-Benndorf“ über-
reichten der Kita-Leiterin Frau Schulz eine Spende von 1.795,81 
€. Durch die Auflösung der Antennengemeinschaft wurde das 
Geld entsprechend der Satzung der Kita gespendet.
Mit großer Freude wird jetzt über die Verwendung des Geldes 
beraten. Es soll ein neuer Krippen-Wagen angeschafft werden 
und ein Kita-Ausflug kann nun auch finanziert werden.
Alle Kinder und Erzieherinnen bedanken sich herzlich bei der 
Antennengemeinschaft „Alt-Benndorf“!

Gemeinde Blankenheim

Der Bürgermeister

Öffentliche Ausschreibung
Die Gemeinde Blankenheim beabsichtigt die Veräußerung 
nachfolgend aufgeführter Liegenschaft zur Nutzung/Erschlie-
ßung von Wohnbaugrundstücken:

Gemarkung: BLANKENHEIM
Flur: 8
Flurstück: Teilfläche Flurstück 42 - ca. 28.000 m²
Lage: Klosterrode „Schenkgraben“ B-Plan Nr. 2
Mindestgebot: 261.000,00 € zuzüglich Nebenkosten

Skizze
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Achtung! Information für alle Jubilare der 
Gemeinde Helbra
Zum Geburtstag des Monats 
werden zukünftig alle Geburts-
tagskinder und Jubilare der 
Gemeinde Helbra eingeladen. Ein 
paar Stunden gemeinsame Zeit, 
anstelle von Blumen oder Tassen, 
war der Wunsch des Helbraer 
Bürgermeisters  Gerd Wyszkow-
ski. Alle Geburtstagskinder und 
Ehejubilare werden nun, alle zwei 
Monate, zu Kaffee und Kuchen in 
das Sportlerheim Helbra einge-
laden. Das erste Treffen war bereits ein voller Erfolg. Über zwanzig 
Teilnehmer trafen sich auf ein oder vielleicht auch zwei Stück 
hausgebackenen Kuchen. Bis in die frühen Abendstunden wurde 
geplaudert und über alte Zeiten resümiert. Aber auch an unsere 
Geburtstagskinder in den Pflegeheimen oder die nicht mehr ganz 
so rüstigen Rentner wird gedacht, sie werden auch weiterhin im 
Pflegeheim oder zu Hause mit frischen Blumen überrascht. Denn 
niemand soll vergessen werden oder auf der Strecke bleiben.

gez. Gerd Wyszkowski
Bürgermeister der Gemeinde Helbra

Gemeinde Klostermansfeld

Öffentliche Ausschreibung
Die Gemeinde Klostermansfeld beabsichtigt, im Rahmen einer 
öffentlichen Ausschreibung folgendes Grundstück zu veräußern:

79
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Klostermansfeld, Flur 2, FS 79
Liegenschaft Gemarkung

Öffentliche Ausschreibung -

10m

Maßstab : 1:500

Auszug Flurkarte

© GeoBasis-DE / LVermGeo LSA, 2023

Angebote mit Angabe des Kaufpreises sind bei der

Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra
Liegenschaften
An der Hütte 1
06311 Helbra

in einem verschlossenen Umschlag mit dem Vermerk

„Angebot Grundstücke Marienstraße
– NICHT ÖFFNEN! –“

einzureichen.

gez. Gerd Wyszkowski
Bürgermeister

Pfandbon-Sammelaktion Edeka Lehne  
unterstützt die DRK Kita  
„Helbraer Hüttenknirpse“
Eine großzügige Spende durften die Vorschulkinder der DRK 
Kita „Helbraer Hüttenknirpse“ am Donnerstag, dem 27.06.2024, 
entgegennehmen. Ganze 734,63 € wurden durch Pfandrückga-
be-Spenden der Bürger*innen eingetrieben! Der Betrag setzt 

den Grundstein zur Verschöne-
rung des Außengeländes und 
soll dazu dienen, die Anschaf-
fung eines Außenspielgerätes 
zu ermöglichen. Hierfür wer-
den noch weitere Spenden be-
nötigt! Die Pfandbon-Spenden-
aktion zeigt, dass wir gemeinsam 
mehr erreichen können und 
stärkt das Miteinander. Durch die 
Initiative von Edeka Lehne kann 
das Außengelände der Kita at-
traktiver und kinderfreundlicher 
gestaltet werden. Die Leiterin der 
Einrichtung, Claudia Meschke, 
zeigte sich sehr erfreut und be-
dankte sich im Namen aller Kin-
der und Mitarbeiter*innen bei den 
Spender*innen!

Betty-Ann Meinhardt und 
Alina Herrmann
Erzieherinnen

Bild: LiliGraphie

epaper.wittich.de/2702

Ihr Amts- und Mitteilungsblatt

Jetzt als ePaper lesen
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Die Gemeinde Helbra gratuliert  
im Monat August den Senioren

Frau Carola Pinetz zum 70. Geburtstag
Frau Bianka Pärnt zum 70. Geburtstag
Herr Günther Priefler zum 70. Geburtstag
Frau Petra Mohr zum 70. Geburtstag
Herr Wolfgang Brandl zum 75. Geburtstag
Frau Margret Lau zum 75. Geburtstag
Frau Marlis Steiner zum 80. Geburtstag
Herr Herbert Liebert zum 80. Geburtstag
Herr Heinz Eckhardt zum 85. Geburtstag
Frau Ingeborg Sagefka zum 90. Geburtstag

Die Gemeinde Hergisdorf gratuliert  
im Monat August den Senioren

Herr Frank Sachse zum 70. Geburtstag
Frau Ursula Merten zum 75. Geburtstag
Frau Uta Erfurth zum 75. Geburtstag
Herr Gerhard Viol zum 75. Geburtstag
Frau Waltraud Grabow zum 90. Geburtstag

Die Gemeinde Klostermansfeld gratuliert  
im Monat August den Senioren

Frau Bettina Kusenewski zum 70. Geburtstag
Frau Christel Hartung zum 70. Geburtstag
Frau Sabine Paduch zum 70. Geburtstag
Frau Dagmar Hering zum 80. Geburtstag
Frau Helga Gantz zum 80. Geburtstag
Frau Rosemarie Schneider zum 85. Geburtstag

Die Gemeinde Wimmelburg gratuliert  
im Monat August den Senioren

Herr Horst Köppl zum 70. Geburtstag
Frau Inge Sander zum 85. Geburtstag

Herzliche Glückwünsche gehen an die Eheleute

Birgit und Roland Zeuch aus Ahlsdorf,
Martina und Rüdiger Kautz aus Blankenheim,

Monika und Ralf Kiewel aus Bornstedt,
Angelika und Hans-Rüdiger Peters aus Helbra,

Renate und Frank-Peter Stieber aus Helbra,
Margarete und Horst Rühlich aus Helbra,
Brunhilde und Peter Ahlborn aus Helbra,

Gudrun und Gerhard Ryll aus Klostermansfeld
und

Elke und Rüdiger Karius aus Wimmelburg,

welche im August das Fest der „Goldenen Hochzeit“ feiern.

Ganz herzliche Glückwünsche gehen an die Eheleute

Gisela und Manfred Kühn aus Benndorf,
Magdalena und Michael Wakaloff aus Helbra,

Barbara und Walter Hubka aus Klostermansfeld,
Renate und Hartmut Eisfeld aus Wimmelburg

und
Waltraud und Alfred Gängel aus Ahlsdorf,

welche im August das Fest der „Diamantenen Hochzeit“ 
feiern.

Ebenfalls ganz herzliche Glückwünsche gehen an die Eheleute

Renate und Wilfried Manske aus Helbra,

welche im August das Fest der „Eisernen Hochzeit“ feiern.

Gemarkung: Klostermansfeld
Flur: 2
Flurstück: 79
Größe: 990 m²
Lage: Bahnhofstraße
Mindestgebot: 21.500,00 €

Das Grundstück liegt direkt an einer öffentlichen Verkehrsflä-
che und kann jederzeit besichtigt werden. Der Kaufpreis ist 
durch ein Verkehrswertgutachten ermittelt worden. Sämtliche 
mit dem Erwerb des Grundstückes verbunden Kosten sind vom 
Erwerber zu tragen.
Den Zuschlag erhält der Meistbietende.
Angebote mit Angabe des Kaufpreises und der künftigen Nut-
zung sind bei der

Verbandsgemeinde Mansfelder Grund - Helbra
Liegenschaften

An der Hütte 1, 06311 Helbra

in einem verschlossenen Umschlag mit dem Hinweis

„Ausschreibung Liegenschaft Flur 2, FS 79 -
NICHT ÖFFNEN“

einzureichen.

gez. Frank Ochsner
Bürgermeister

Wir gratulieren

Die Gemeinde Ahlsdorf gratuliert  
im Monat August den Senioren

Herr Roland Wagner zum 70. Geburtstag
Frau Maria Schade zum 75. Geburtstag
Herr Sigfried Trinks zum 75. Geburtstag
Herr Franzel Kiczinski zum 85. Geburtstag
Herr Reinhard Vorwerk zum 90. Geburtstag

Die Gemeinde Benndorf gratuliert  
im Monat August den Senioren

Herr Herbert Busse zum 70. Geburtstag
Frau Inge Parting zum 75. Geburtstag
Herr Lothar Wiese zum 75. Geburtstag
Frau Roswitha Siegert zum 80. Geburtstag
Frau Ilka-Marion Weise zum 80. Geburtstag
Frau Kristina Groschke zum 80. Geburtstag
Frau Margret Heuer zum 80. Geburtstag
Herr Günther Schwalm zum 85. Geburtstag

Die Gemeinde Blankenheim gratuliert  
im Monat August den Senioren

Frau Petra Oppermann zum 70. Geburtstag
Frau Brunhilde Oertel zum 80. Geburtstag
Herr Karl Naumann zum 90. Geburtstag
Frau Edith Werner zum 90. Geburtstag

Die Gemeinde Bornstedt gratuliert  
im Monat August den Senioren

Frau Renate Lischka zum 70. Geburtstag
Herr Erhard Wurm zum 75. Geburtstag
Herr Karl-Heinz Schröder zum 80. Geburtstag
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Kath. Pfarrei - St. Georg, Hettstedt

Gottesdienste und regelmäßige Termine:
montags 15.00 Uhr jede 2. Woche 

Kaffeeklatsch 
im Casino

mittwochs 9.45 Uhr Gebetsstunde im Casino Helbra
donnerstags 17.00 Uhr Eucharistische Anbetung mit Beicht-

gelegenheit in Klostermansfeld
18.00 Uhr Eucharistiefeier in Klostermansfeld
19.30 Uhr Chorprobe im Casino Helbra

freitags 8.30 Uhr Gottesdienst in Helbra
sonntags 9.00 Uhr Eucharistiefeier in Helbra oder Klos-

termansfeld

Termine:
So., 11.8. 9.00 Uhr WortGottes-Feier in Klostermansfeld
Do., 15.8. 18.00 Uhr Eucharistiefeier in Klostermansfeld zu 

Maria Himmelfahrt mit Kräuterseg-
nung, anschließend gemütliches Bei-
sammensein

So., 18.8. 9.00 Uhr Eucharistiefeier in Helbra
15.00 Uhr Tag der Kirchen im Mansfelder Land in 

St. Joseph Klostermansfeld
17.00 Uhr Ökumenische Abschlussandacht

Do., 22.8. 17.00 Uhr Eucharistische Anbetung mit Beicht-
gelegenheit in Klostermansfeld

18.00 Uhr Eucharistiefeier in Klostermansfeld
Fr., 23.8. 8.30 Uhr Eucharistiefeier in Helbra
So., 25.8. 9.00 Uhr Eucharistiefeier in Klostermansfeld
Do., 29.8. 17.00 Uhr Eucharistische Anbetung mit Beicht-

gelegenheit in Klostermansfeld
18.00 Uhr Eucharistiefeier in Klostermansfeld

Fr., 30.8. 8.30 Uhr Eucharistiefeier in Helbra
So., 1.9. Bistumswallfahrt zur Huysburg
Do., 5.9. 17.00 Uhr Eucharistische Anbetung mit Beicht-

gelegenheit in Klostermansfeld
18.00 Uhr Eucharistiefeier in Klostermansfeld

Fr., 6.9. 8.30 Uhr Eucharistiefeier in Helbra
So., 8.9. 9.00 Uhr Eucharistiefeier in Helbra
Do., 12.9. 17.00 Uhr Eucharistische Anbetung mit Beicht-

gelegenheit in Klostermansfeld
18.00 Uhr Eucharistiefeier in Klostermansfeld

Beachten Sie bitte unsere aktuellen Infos in unseren Aushän-
gen an den Kirchen und auf unserer Homepage. Bei Fragen 
erreichen Sie uns auch über das Pfarrbüro.
Sie können gern über das Pfarrbüro oder direkt beim Pfarrer 
einen Termin zur Beichte oder zu einem persönlichen Gespräch 
mit Pfarrer Hansch vereinbaren.

Kontakte:
Pfarrbüro: Anja Gräbe
Pestalozzistr. 6, 06311 Helbra
Tel. 034772 83414
hettstedt.st-georg@bistum-magdeburg.de

Evangelische Kirchengemeinde –  
St. Stephanus, Helbra

Samstag 17. August 2024, 17.00 Uhr Konzert

Martin Hoepfner

illustriert auf seiner Konzertgitarre

farbige Gitarrenklangbilder

... nicht nur spanisch oder  
lateinamerikanisch,

sondern auch klassisch und modern, 
jidd. traditionell

oder bluesig-jazzig inspiriert.

Eintritt frei! Spenden gern am Ausgang. 
 

Evangelische Kirchengemeinde –  
St. Wigbert, Kreisfeld 
 
Gottesdienst: 
Sonntag, 25.08. um 10.00 Uhr gemeinsamer Gottesdienst für 
alle Gemeinden 
 

Evangelische Kirchengemeinde –  
St. Stephanus, Helbra 
 
Gottesdienst: 
Sonntag, 08.09. um 10.00 Uhr gemeinsamer Gottesdienst für 
alle Gemeinden 
 

Evangelische Kirchengemeinde -  
St. Pankratius, Bornstedt 
 
Sonntag, 25. August
9.30 Uhr Gottesdienst
Für mehr Informationen und Kontakt zur Kirchengemeinde 
Bornstedt wenden Sie sich gern an: 
 
Pfarrerin Sabine Weigel 
Tel.: 0157 87010435 
Mail: sabine.weigel@kk-e-s.de 
www.kirchenkreis-eisleben-soemmerda.de/bornstedt
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Katholische Pfarrei - St. Gertrud, Eisleben

Eisleben:
mittwochs 17.30 Uhr Eucharistische Anbetung  

(nicht am 14.08.)
18.30 Uhr Eucharistiefeier  

(nicht am 14.08.)
sonntags 11.00 Uhr Eucharistiefeier  

(nicht am 01.09., 08.09.)
Dienstag, 03.09. 16.00 Uhr Kirchenvorstandssitzung
Donnerstag, 
05.09.

19.00 Uhr Kolpingabend

Samstag, 07.09. 15.00 Uhr Pfarrversammlung
18.00 Uhr Eucharistiefeier

Hergisdorf:
Samstag, 24.08. 17.00 Uhr Eucharistiefeier,

anschl. Kolpingabend mit  
Vortrag Pfarrer
Ronald Kudla; Missionar in 
Togo

Klosterkirche Helfta:
wochentags 8.00 Uhr Eucharistiefeier
donnerstags
14-tägliich

20.15 Uhr Bibelkreis

freitags 8.00 - 
16.00 Uhr

Eucharistische Anbetung  
in der Gertrudkapelle

sonn- und feier-
tags

8.30 Uhr Eucharistiefeier

Donnerstag, 
15.08.

8.30 Uhr Eucharistiefeier

Freitag, 06.09. 19.15 Uhr Eucharistiefeier und Anbetung

Weitere:
Sonntag, 01.09. 10.00 Uhr Eucharistiefeier  

zur Bistumswallfahrt
Mögliche Änderungen unter: www.sanktgertrud.net;  
Aushang; Pfarrbrief

Moderator Pfarrer Stefan Hansch Tel. 0174 6752767
stefan.hansch@bistum-magdeburg.de

Gemeindereferentin Franziska Scherf Tel. 0176 61084774
franziska.scherf@bistum-magdeburg.de

Gemeindereferent Tim Wenzel Tel. 0178 3317605
tim.wenzel@bistum-magdeburg.de

Kath. Kindertagesstätte St. Elisabeth
Am Brückberg 1, 06311 Helbra
Tel. 034772 29219

Adressen der Kirchen im Gemeindeverbund:
Helbra: St. Barbara, Pestalozzistr.14, 06311 Helbra
Hettstedt: St. Josef, Arnstedter Weg 34, 06333 Hettstedt
Klostermansfeld: St. Joseph, Chausseestr.16, 06308 Kloster-
mansfeld

Internet: www.mansfelder-land-kirche.de
Bankverbindung: IBAN: DE16 8005 5008 3300 0064 48

BIC: NOLADE21EIL Sparkasse MSH

Bürozeiten: Mo 9.00 – 12.00 Uhr
Di 9.00 – 12.00 Uhr
Mi 9.00 – 12.00 Uhr
Do 14.00 – 16.00 Uhr
Fr 9.00 – 12.00 Uhr

Anzeige(n)

Anzeige(n)

GLÜCK
Ein christlich-philosophischer Gedankengang 
von und mit Gregor Linßen

& Gruppe AMI
& CHORALCANTO

Gemeindechorsingen
9.11.24 | 10.00 Uhr

Gottesdienst
10.11.24 | 10.00 Uhr

KINDER DES LICHTS - Konzert

9.11.2024
35. Jahrestags des Mauerfalls

Zur Feier  des

19.00 Uhr | St. Barbara | HELBRA

Zugangskarten ohne festen Betrag
Die Mitwirkenden legen die Vergütung ihrer kulturellen Leistung 

in die Wertschätzung und das Vermögen der Besucher*innen. 

         PAY WHAT YOU CAN - Platzwert  20 €
Kulturpaten geben mehr als den Gegenwert ihres Platzes

Karten erhältlich im Casino


